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Ein wichtiges Thema bei den aktuellen Koalitionsver -
hand lungen um die Schwerpunkte der Politik für die
nächste Legislaturperiode ist die Finanzpolitik. Einerseits
stehen CDU/CSU und FDP gegenüber ihren Wählern in
der Pflicht, die versprochenen Steuerentlastungen zu reali -
sieren, anderseits sehen sie sich enormen Schulden ge-
genüber, die die Gestaltungsspielräume der Politik zuneh -
mend einschränken. Da verwundert es, dass der Ab  bau
von Subventionen bislang offenbar noch nicht als Mittel
zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte in Betracht
gezogen wurde. 

Allein beim Bund betragen die Finanzhilfen und Steu-
ervergünstigungen ausweislich des aktuellen Subventi-
onsberichts der Bundesregierung rund 21 Mrd. € (Anga-
ben für 2008). Hinzu kommen Subventionen der Länder
und Gemeinden, sodass sich das maximale Einsparvolu-
men für alle föderalen Ebenen auf fast 50 Mrd. € beläuft.
Selbst wenn man berücksichtigt, dass hierin auch Kre -
dite und Sonderabschreibungen enthalten sind, die kei-
ne dauerhaften Mehrausgaben bzw. Minderausgaben für
den Staatshaushalt bedeuten, und dass manche Subven -
tionen durchaus auch ihre Berechtigung haben, scheint
das Einsparpotenzial doch enorm. 

Ein Ärgernis sind dabei insbesondere die Steuer -
vergünstigungen – diese beliefen sich im Jahr 2008 
bei Bund und Ländern zusammengenommen auf fast
27 Mrd. € und damit auf mehr als die Hälfte aller gewähr-
ten Subventionen. Steuervergünstigungen mögen aus
Sicht der Empfänger gewisse Vorteile aufweisen; aus

ökonomischer Sicht sind sie hingegen problematisch:
Sie sind wenig zielgenau, weil sie aufgrund des Rechts-
anspruchs im Regelfall hohe Mitnahmeeffekte provozie-
ren, sie erhöhen die Budgetunsicherheit des Staates und
sie sind wenig transparent und entziehen sich damit häu-
fig einer sachgerechten Erfolgskontrolle. Hinzu kommt
schließlich, dass Steuervergünstigungen, soweit sie sich
auf die Gemeinschaftssteuern beziehen, nicht nur vom
Bund, sondern auch von Ländern und Gemeinden ent-
sprechend ihren Anteilen am Aufkommen dieser Steuern
getragen werden müssen. Da die Steuerausfälle auch
die im bundesstaatlichen Finanzausgleich zu nivellieren-
de Finanzkraft beeinflussen, kann es zu unbeabsich -
tigten Umverteilungswirkungen zwischen den Ländern
kommen. 

Nicht zuletzt aus diesen Gründen hat die Bundesre-
gierung in ihren im Jahr 2006 verabschiedeten „Subven-
tionspolitischen Leitlinien“ als Ziel definiert, bestehende
Steuervergünstigungen nach Möglichkeit in Finanzhilfen
umzuwandeln. Wenigstens dies sollte bei den laufen-
den Koalitionsverhandlungen berücksichtigt werden.
Noch besser wäre es freilich, wenn es gelänge, die Sub-
ventionen substanziell zu verringern und auf diese Weise
einen Beitrag zur Konsolidierung des Staatshaushalts zu
leis ten. 

Konsolidierung der öffentlichen Haushalte: 
Subventionsabbau nicht vernachlässigen
Joachim Ragnitz* 

* Dr. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Niederlas-
sung Dresden des ifo Instituts.
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Einleitung

Die weltweite Finanzkrise, welche Anfang 2009 ihren 
bisherigen Höhepunkt erreichte, hat auch die deutsche
Realwirtschaft negativ betroffen. [vgl. NIERHAUS (2009)].
Auch der FREISTAAT SACHSEN kann sich von der weltwirt-
schaftlichen Entwicklung nicht abkoppeln. Für das laufen -
de Jahr muss nach aktuellen Einschätzungen mit einem
Rückgang der Wirtschaftsleistung um 5,5 % gerechnet
werden [vgl. KRENZ et al. (2009)]. Es ist jedoch davon
auszugehen, dass die einzelnen sächsischen Landkreise
unterschiedlich stark von der Rezession betroffen sind,
da sie sich hinsichtlich ihrer Wirtschaftsstruktur teilweise
deutlich unterscheiden. Insbesondere Wirtschaftszweige
des verarbeitenden Gewerbes, beispielsweise der Auto-
mobil- und Fahrzeugbau, sind aufgrund ihrer hohen Ex-
portquote von der weltwirtschaftlichen Entwicklung in
besonderem Maße abhängig. Landkreise, in denen diese
Branchen hohe Wertschöpfungsbeiträge und Beschäf-
tigtenanteile aufweisen, dürften daher stärker von der
aktuellen Krise betroffen sein. Der vorliegende Artikel soll
die individuelle Betroffenheit am Beispiel der sächsischen
Kreise dar stellen und mögliche Erklärungen für die regio-
nalen Unterschiede liefern. Dazu wird im folgenden Ab-
schnitt zunächst das methodische Vorgehen der Analyse
erläutert. Anschließend werden die zentralen Ergebnisse
präsentiert. 

Methodik

Die bisherigen Untersuchungen regionaler Auswirkungen
der Finanzkrise verwendeten stets Bundesdaten.1 Im
Gegensatz zu diesen Studien werden im vorliegenden
Artikel disaggregierte Daten für einzelne Regionen ver-
wendet, welche eine sachsenspezifische Analyse auf
Kreisebene ermöglichen. Die Untersuchung regionaler
Auswirkungen der Wirtschaftskrise ist jedoch aufgrund
des eingeschränkten Datenmaterials, welches für die
sächsischen Kreise verfügbar ist, nur begrenzt möglich.

Viele der volkswirtschaftlichen Kennzahlen, die zur De -
skrip tion und Analyse der konjunkturellen Lage verwen-
det werden, sind nur auf Bundes- oder Länderebene
verfügbar. Deshalb stützt sich die vorliegende Untersu-
chung auf zwei zentrale Bereiche, für die aussagekräfti-
ges Datenmaterial verfügbar ist. Zum einen wird die Ent-
wicklung der Wirtschaftsleistung in den sächsischen
Kreisen betrachtet. Zum anderen wird die Entwicklung
auf dem sächsischen Arbeitsmarkt diskutiert.

Als gängiges Maß der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit dient das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Da keine
disaggregierten Daten und Prognosen für die BIP-Ent-
wicklung auf Kreisebene vorliegen, wird die Entwicklung
der Bruttowertschöpfung (BWS) in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen genauer beleuchtet. Die über alle Wirt-
schaftsbereiche aggregierte BWS ist sehr stark mit dem
BIP korreliert und ist daher ein geeignetes Näherungs-
maß für dieses. So lag die Korrelation zwischen BIP und
BWS im Zeitraum 2000–2007 für Sachsen bei 99,9 %. 

Um die Veränderung der BWS in den jeweiligen Krei-
sen zu quantifizieren, werden zunächst auf Kreisebene
die Anteile der einzelnen Wirtschaftszweige an der Brut-
towertschöpfung herangezogen. Die Daten liegen aktuell
zwar nur für das Jahr 2007 vor, allerdings unterliegen die
Anteile an der BWS im Allgemeinen keinen stärkeren
kurzfristigen Schwankungen, weshalb die Daten aus
2007 als Maß für die momentanen Bruttowertschöp-
fungsanteile dienen.2

Für die Entwicklung der BWS im verarbeitenden Ge-
werbe wurde, basierend auf den aktuellen Monatsberich-
ten des STATISTISCHEN LANDESAMTES SACHSEN, die tatsäch -
liche Umsatzentwicklung auf Kreisebene in den ersten
fünf Monaten des Jahres 2009 gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum ermittelt. Die Umsatzzahlen
dienen als Näherungsmaß für die Entwicklung der BWS,
da davon ausgegangen wird, dass die Vorleistungsquote
unverändert ist. 

Die Entwicklung der Umsatzzahlen in der Baubran-
che liegt für den gleichen Zeitraum hingegen nur auf Lan-
desebene vor. Hier wurde in allen Landkreisen ähnliche
Betroffenheit von der aktuellen Wirtschaftkrise unterstellt.
Für die übrigen Wirtschaftszweige3 existieren Umsatzver -
öffentlichungen schließlich gar nicht. Aus diesem Grund
fließen die Daten aus der aktuellen ifo-Konjunkturprog-

Regionale Auswirkungen der Finanz- und
 Wirtschaftskrise am Beispiel der sächsischen
Landkreise
Johannes Steinbrecher und Björn Ziegenbalg*

* Johannes Steinbrecher und Björn Ziegenbalg sind Doktoranden am ifo
Institut, Niederlassung Dresden.
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nose für Sachsen in die Berechnung ein. Wir haben hier-
für die jeweilige nominale Entwicklung der BWS der ein-
zelnen Wirtschaftszweige 2009 gegenüber 2008 als
Veränderungsmaß herangezogen (vgl. Tab. 1).

Die prozentualen Umsatzänderungen im verarbeiten-
den Gewerbe und der Baubranche bzw. die ifo-Konjunk-
turprognosedaten für die übrigen Wirtschaftszweige wur -
den mit den jeweiligen Bruttowertschöpfungsanteilen in
jedem Kreis gewichtet. Die daraus gewonnene Indexzahl
lässt sich als verfeinerte regionale Prognose der Brutto-
wertschöpfungsentwicklung im Jahr 2009 gegenüber
dem Jahr 2008 interpretieren.

Die Entwicklung der BWS gibt einen Überblick über
die Betroffenheit der Wirtschaft in den jeweiligen Regio-
nen. Die Auswirkungen für die Bürger der Kreise sind je-
doch am deutlichsten auf dem Arbeitsmarkt zu spüren.
In der aktuellen Krise ist erstmals die Kurzarbeit, welche
durch die Bundesregierung aktuell bis zu einer Dauer von
24 Monaten unterstützt wird, als arbeitsmarktpolitisch es
Instrument in den Vordergrund gerückt. Durch Kurzarbeit
soll es den besonders stark betroffenen Branchen  er mög -
licht werden, die mit den Umsatzrückgängen einherge-
hende sinkende Arbeitskräftenachfrage zu überbrücken,
ohne unmittelbar auf betriebsbedingte Kündigungen zu -
rückgreifen zu müssen. Dieses Instrument wurde von
den Unternehmen bisher sehr stark in Anspruch genom-
men und damit die Möglichkeit genutzt, trotz geringer
Kapazitätsauslastung auf entsprechende Entlassungen
zu verzichten. Die Auswirkungen des Rückgangs der
Wirtschaftskraft spiegeln sich daher bislang nur wenig in
den aktuellen Arbeitslosenquoten wider. Allerdings sind
hier zukünftig negative Entwicklungen zu erwarten, da

spätestens mit dem Auslaufen der Kurzarbeitergeldrege-
lungen mit verstärktem Stellenabbau zu rechnen ist [vgl.
IWH (2009)]. Der Bestand an Kurzarbeitern kann somit
als Maß für das Potenzial zusätzlicher Entlassungen bzw.
Arbeitslosigkeit verwendet werden. Da die Zahlen der
BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT (BA) zur regionalen Kurzarbeit
bislang nur für den März 2009 vorliegen, wird die Ent-
wicklung der Kurzarbeit lediglich für den Zeitraum von
Juli 2008 bis März 2009 untersucht. Um die bisher reali-
sierten Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt zu
verdeutlichen, wurde darüber hinaus auch die Verände-
rung der Arbeitslosenquoten in den sächsischen Kreisen
untersucht. Da für die Arbeitslosenquote aktuellere Zah-
len der BA vorliegen, kann die Arbeitslosenquote für den
gesamten Untersuchungszeitraum von Juli 2008 bis Juli
2009 betrachtet werden.

Um die unterschiedliche Betroffenheit der Kreise 
gegeneinander abgrenzen zu können, wurden die Kreise
in drei Kategorien unterteilt: durchschnittlich betroffen,
unterdurchschnittlich betroffen sowie überdurchschnitt-
lich betroffen. Als durchschnittlich betroffen werden für
den jeweils untersuchten Indikator dabei die Landkrei-
se eingestuft, deren Veränderungsraten im Bereich ei-
ner halben Standardabweichung um den sächsischen
Schnitt liegen (d. h. Mittelwert der Kennzahl ± halbe
Standardabweichung der Kennzahl). Als unterdurch-
schnittlich (überdurchschnittlich) betroffen gelten dem-
nach die Kreise, die bei der Entwicklung des jeweiligen
Wertes besser (schlechter) als der sächsischen Schnitt
zzgl. (abzgl.)  einer halben Standardabweichung ab-
schnitten.

Bereich BWS Prognose in %

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei –14,8

Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe –16,2

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden –15,0

Verarbeitendes Gewerbe –17,6

Energie- und Wasserversorgung –7,1

Baugewerbe 3,7

Handel, Gastgewerbe und Verkehr –5,1

Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister –0,7

Öffentliche und private Dienstleister 2,7

Tabelle 1: ifo Prognose der nominalen Bruttowertschöpfung in Sachsen 2009

Quelle: ifo Konjunkturprognose Sachsen.
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Entwicklung der Bruttowertschöpfung in den
sächsischen Kreisen

Die Anteile der Wirtschaftszweige an der Bruttowert-
schöpfung sind in Tabelle 2 für die einzelnen sächsischen
Kreise sowie für den Freistaat Sachsen und Deutschland
insgesamt aufgeführt. Der Anteil des verarbeitenden
 Gewerbes liegt mit 21,0 % leicht unter dem Bundes-
durchschnitt von 23,9 %. Es sind jedoch regional starke
Unterschiede auszumachen. So besitzen die kreisfreien
Städte, mit Ausnahme von Dresden, generell einen
 unterdurchschnittlichen Wertschöpfungsbeitrag aus der
verarbeitenden Industrie. Die Kreise Vogtland, Meißen
und Mittelsachsen liegen mit einem Anteil von 24,5 %,
27,6 % bzw. 28,5 % hingegen sogar über dem deut-
schen Durchschnittswert (vgl. Tab. 2).

In seiner Konjunkturprognose rechnet das IFO INSTITUT

DRESDEN mit einem Rückgang der nominalen Bruttowert-
schöpfung in Sachsen von 4,2 %.4 Dabei sind die Verlus -
te in den einzelnen Wirtschaftsbereichen jedoch sehr un-
terschiedlich. Das „verarbeitende Gewerbe“ weist mit
erwarteten –17,6 % die größten Verluste aus, gefolgt vom
„Bergbau“ sowie der „Land- und Forstwirtschaft; Fische-
rei“ mit –15 % bzw. –14,8 %. Unternehmer der Finanzie-
rung, Vermietung und Unternehmensdienstleistung
spüren die Auswirkungen der Finanzkrise bisher kaum.
So rechnet das IFO INSTITUT DRESDEN hier nur mit einem
nominalen Rückgang von 0,7 %. „Öffentliche und private
Dienstleister“ entwickeln sich voraussichtlich  sogar posi-
tiv mit einer Zuwachsrate von 2,7 % (vgl. Tab. 1).

Sächsische Regionen mit einem hohen Wertschöp-
fungsbeitrag aus dem verarbeitenden Gewerbe sind

Kreisfreie Stadt
Landkreis

Land

Land- 
und 

Forst-
  wirt-

schaft; 
Fischerei

Energie

Bergbau
und 

Gewin-
nung von 
Steinen

und 
Erden

Verarbei -
tendes

Gewerbe

Bau -
gewerbe

Handel,
Gast -

gewerbe
und 

Verkehr

Finanzie -
rung,

Vermie -
tung und

Unter-
neh  mens-

dienst -
leister

Öffentl. 
und 

private
Dienst-
leister

Bautzen 1,5 1,6 0,3 21,7 7,4 17,3 25,6 24,5

Chemnitz, Stadt 0,1 4,0 0,3 14,6 5,9 13,2 35,3 26,5

Dresden, Stadt 0,2 2,8 0,3 22,4 3,6 13,7 27,1 30,0

Erzgebirgskreis 1,3 2,4 0,3 24,1 8,4 12,9 24,3 26,2

Görlitz 1,6 9,2 0,3 17,5 5,7 12,5 24,8 28,5

Leipzig, Land 2,0 7,4 0,3 16,6 8,6 18,9 24,2 22,0

Leipzig, Stadt 0,1 3,9 0,3 14,1 4,3 15,9 33,0 28,2

Meißen 2,1 2,0 0,3 27,6 6,1 16,3 22,6 22,9

Mittelsachsen 1,9 3,0 0,3 28,7 6,1 14,7 24,7 20,6

Nordsachsen 3,2 2,4 0,3 17,9 7,8 20,5 24,2 23,8

Sächs. Schweiz –
Osterzgebirge

2,1 1,8 0,3 19,0 9,1 16,6 23,4 27,9

Vogtlandkreis 1,2 2,3 0,3 24,5 6,7 13,2 27,4 24,5

Zwickau 0,9 1,5 0,3 27,0 6,0 17,5 23,9 22,9

Sachsen 1,1 3,3 0,3 21,0 6,0 15,4 27,0 25,9

Deutschland 0,9 2,2 0,2 23,9 4,0 17,6 29,2 21,9

Tabelle 2: Anteil der Wirtschaftszweige an der Bruttowertschöpfung 2007 in %

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Berechnungen des ifo Instituts.
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stärker von der aktuellen Rezession erfasst. Die zu-
gehörigen Branchen5 sind jedoch nicht alle in gleichem
Maße negativ betroffen. Zudem sind regionalspezifische
Entwicklungen auszumachen. Aus diesem Grund er -
folgte bei der Auswertung der Ergebnisse eine gezielte
 Be trachtung der bisherigen Umsatzentwicklung für die
Bran chen des verarbeitenden Gewerbes in 2009. Die re-
gionalen Auswirkungen der derzeitigen Konjunkturkrise
sind in einer Kreiskarte grafisch veranschaulicht (vgl. Kar-
te 1), in welcher die Ergebnisse des regionalen BWS-
 Index eingetragen sind. Hierfür wurde die bisherige Um-
satz- bzw. erwartete BWS-Entwicklung für 2009 der
einzelnen Wirtschaftszweige mit dem jeweiligen BWS-
Anteil auf Kreisebene gewichtet.

Überdurchschnittlich betroffen von der aktuellen Wirt-
schaftskrise sind demnach die Landkreise Zwickau, der
Erzgebirgskreis sowie der Landkreis Meißen. Erstge-
nannter ist vor allem durch die negative Entwicklung in
der Automobilbranche von der Rezession erfasst. Der

Umsatzanteil des Fahrzeugbaus am Gesamtumsatz im
verarbeitenden Gewerbe mit mehr als 50 Mitarbeitern
lag hier 2008 bei etwa 77 %. Negativ wirkt der hohe 
Auslandsumsatzanteil im Fahrzeugbau von 63 %, da der
Auslandsumsatz in den ersten fünf Monaten des Jahres
2009 um 53 % eingebrochen ist. Im Erzgebirgskreis ist
die Branchendiversifikation sehr viel ausgeprägter, je-
doch dominieren auch hier Branchen, welche, bedingt
durch eine starke Exportabhängigkeit, von der Krise er-
fasst sind. Diese sind vor allem die Metallerzeugung so-
wie die Herstellung von Metallerzeugnissen, der Maschi-
nen- und Kraftwagenbau. In Summe stellen diese einen
Umsatzanteil im verarbeitenden Gewerbe von 64 % bei
Unternehmen mit mehr als 50 Beschäftigten. Die stärks -
ten Umsatzeinbrüche verzeichneten der Kraftwagenbau
und die Metallerzeugung mit 42 % bzw. 40 %. Der Land-
kreis Meißen ist aus ähnlichen Gründen stärker von der
aktuellen Krise erfasst. Die Metallbranche und der
 Maschinenbau stellen auch hier die stärksten Anteile am

Quelle: Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts Dresden.

Karte 1: Auswirkung der Wirtschaftskrise 2009 auf die Wirtschaftskraft der sächsischen Landkreise und
kreisfreien Städte
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Gesamtumsatz. Der Maschinenbau verzeichnete allein
einen Umsatzrückgang von 42 %. Der hohe Auslands -
umsatzanteil von 68 % ist für diese negative Entwicklung
eine Hauptursache.

Zu den durchschnittlich betroffenen Regionen zählen
der Kreis Sächsische Schweiz, die kreisfreie Stadt Leip-
zig, sowie die Landkreise Vogtland und Mittelsachsen.
Im Kreis Sächsische Schweiz sind die Metallerzeugung
und der Maschinenbau mit starken negativen Entwick-
lungen auszumachen. Diese verzeichneten einen Umsatz -
rückgang von 39 % bzw. 18 % bei einem gemeinsamen
Umsatzanteil von 38 % am Gesamtumsatz im verarbei-
tenden Gewerbe. In der Stadt Leipzig wirkt dagegen vor
allem der hohe Wertschöpfungsbeitrag des Fahrzeug-
baus negativ. Im Vogtlandkreis sind mehrere negativ wir-
kende Geschäftszweige auszumachen. Hierzu zählen
vor allem die Herstellung von elektronischen Ausrüstun-
gen, der Maschinenbau sowie die Textilbranche. Der Ma-
schinenbau ist vor allem durch den Rückgang der Aus-
landsnachfrage von der Krise getroffen, so brachen die
Auslandsumsätze um 40 % ein, bei einem Anteil am Ge-
samtumsatz 2008 von 65 %. Das verarbeitende Gewer-
be in Mittelsachsen besitzt keine ausgeprägten sektora-
len Schwerpunkte und ist somit nicht in so hohem Maße
von den negativen Entwicklungen in einzelnen Wirt-
schaftszweigen abhängig. 

Ein geringeres Ausmaß der Krise ist in den Kreisen
Nordsachsen, Leipzig Land, Bautzen und Görlitz sowie
in den kreisfreien Städten Chemnitz und Dresden zu
spüren. Der Landkreis Leipzig Land profitiert von einer
positiven Entwicklung bei der Herstellung von Nahrungs-
mitteln. Diese Branche erzielte einen Umsatzanstieg, in
den ersten fünf Monaten des Jahres 2009, von 11% und
leistet aktuell einen Anteil am Gesamtumsatz im verar-
beitenden Gewerbe von 16 % gegenüber 13 % 2008.

Bautzen profitiert von einer stark diversifizierten Wirt-
schaftsstruktur. Zudem sind größere Firmen aus der
Fahrzeugbau- und Maschinenbaubranche gar nicht bzw.
kaum ansässig. Die Stadt Dresden kann die hohen Um-
satzeinbußen der Elektronikbranche von 31%, bei einem
Umsatzanteil von 40 % am Gesamtumsatz 2008 im ver-
arbeitenden Gewerbe, durch schwächere negative Ent-
wicklungen anderer Branchen kompensieren. So lag der
Umsatzrückgang im gesamten verarbeitenden Gewerbe
in den ersten fünf Monaten bei vergleichsweise geringe-
ren 16 %. Zudem generiert der gesamte Dienstleistungs-
sektor einen Großteil der Bruttowertschöpfung. Die nega -
tiven Auswirkungen im verarbeitenden Gewerbe wirken
somit weniger stark. 

Entgegen aller anderen Entwicklungen haben sich im
Kreis Görlitz der Maschinenbau und die Metallerzeugung
positiv entwickelt. Diese verzeichneten einen Umsatzan-
stieg von 15 % bzw. 3 %. Der Maschinenbau ist zudem

eine Schwerpunktbranche mit einem Umsatzanteil am
Gesamtumsatz im verarbeitenden Gewerbe von 30 %, in
den ersten fünf Monaten 2009. Eine mögliche Ursache
hierfür liegt in den langfristig laufenden Aufträgen der
Großindustrie im Waggon- und Turbinenbau, welche re-
lativ konjunkturunabhängig sind und in der Region Görlitz
einen hohen Wertschöpfungsbeitrag leisten. Der Dienst-
leistungssektor ist hier zudem gegenüber anderen Flä -
chenkreisen überdurchschnittlich stark an der Brutto-
wertschöpfung beteiligt. 

Regionale Auswirkungen auf den sächsischen
 Arbeitsmarkt

Die Finanzkrise wird im erheblichen Maße auf den deut-
schen Arbeitsmarkt durchschlagen. Die aktuelle Kon-
junkturprognose des IFO INSTITUTS geht von einem An-
stieg der Arbeitslosenzahlen um über 300.000 Personen
im Jahr 2009 sowie um weitere 700.000 Personen im
Jahr 2010 aus [vgl. NIERHAUS (2009)]. Auch wenn die ak-
tuellen Entwicklungen auf eine leichte Entspannung der
Beschäftigungsentwicklung hindeuten (vgl. IFO BESCHÄF-
TIGUNGSBAROMETER, August 2009), ist mit deutlichen Aus-
wirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt auch in Sach-
sen zu rechnen. Allerdings dürften die Auswirkungen der
Krise aufgrund der verschiedenen Wirtschaftsstrukturen
unterschiedlich stark in den einzelnen Kreisen zu spüren
sein. Abbildung 1 gibt einen Überblick über die Entwick-
lungen der Arbeitslosenquote in Deutschland und Sach-
sen, sowie der Anteile an Kurzarbeitern in Deutschland
und Sachsen.

Die Grafik stellt die Entwicklung der Arbeitslosenquo-
ten, bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen, in Deutsch -
land und Sachsen für den Zeitraum von Juli 2008 bis Juli
2009 dar. Die entsprechenden Arbeitslosenquoten sind
auf der linken Ordinate abgetragen. Aus der Abbildung
wird sichtbar, dass sich die Arbeitslosigkeit in Sachsen
über diesen Zeitraum ähnlich wie in Gesamtdeutschland
entwickelt hat. Zwar stieg die Arbeitslosigkeit zu Beginn
des Jahres 2009 in Sachsen etwas stärker als im Bun-
desgebiet, allerdings fiel der Rückgang in den Sommermo -
naten auch dementsprechend stärker aus. Im beobach-
teten Zeitraum stieg die Arbeitslosenquote in Sachsen
um 0,5 Prozentpunkte auf 12,9 %, während für Gesamt-
deutschland ein Anstieg um knapp 0,6 Prozentpunkte
auf 8,2 % zu beobachten war. Damit fielen die Auswir-
kungen auf den sächsischen Arbeitsmarkt bis zum Juli
2009 insgesamt, auch im Vergleich zu Gesamtdeutsch-
land, moderat aus. Fraglich ist, inwiefern die Ausweitung
der Kurzarbeit einen stärkeren Anstieg der Arbeitslosig-
keit bislang verhindern konnte. Aus Abbildung 1 kann
ebenfalls die Entwicklung der Kurzarbeiteranteile an den
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sozialversicherungspflichtig Beschäftigten von Juli 2008
bis Juni 2009 entnommen werden6, welche auf der rech-
ten Ordinate abgetragen werden. Die Abbildung zeigt,
dass der Anstieg der Kurzarbeit sowohl in Gesamt-
deutschland als auch in Sachsen viel stärker ausfiel als
der Anstieg der Arbeitslosenquote. In Deutschland stieg
der Anteil der Kurzarbeiter von knapp 0,2 % im Juli 2008
auf rund 5,2 % im Juni 2009, wobei der bisherige Spit-
zenwert im Mai 2009 mit über 5,3 % erreicht wurde. In ab-
soluten Zahlen entspricht dies einem Anstieg um knapp
1,39 Mill. auf derzeit 1,43 Mill. Kurzarbeiter. In Sachsen
verlief dieser Anstieg ähnlich, wenn auch etwas weniger
stark ausgeprägt. Waren im Juli 2008 mit rund 2.500 Ar-
beitnehmern nur etwa 0,2 % der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Sachsen in Kurzarbeit, betrug
dieses Verhältnis im Juni 2009 fast 4,2 %, was  einem 
Bestand von über 58.000 Kurzarbeitern gleichkommt.
Allerdings erreichte der Anteil der Kurzarbeiter in Sach-
sen bereits im April 2009 seinen bisherigen Höhepunkt
und ist seitdem jeden Monat gefallen. Die Betroffenheit der
Kreise fällt jedoch deutlich unterschiedlich aus. Karte 2
stellt die sächsischen Kreise hinsichtlich der Entwicklung
der Kurzarbeiter dar. Da die regionalen Kurz arbeiterzahlen
momentan nur bis März 2009 verfügbar sind, werden in
der Karte die Veränderungen der Kurzarbeiterquoten von
Juli 2008 bis März 2009 dargestellt. 

Die Karte stellt die Betroffenheit der Kreise im Hinblick
auf den Anstieg der Kurzarbeiterquote gegenüber. Im
Schnitt stieg die Kurzarbeit während des Betrachtungs-
zeitraumes in Sachsen um 3,4 Prozentpunkte. Durch-
schnittlich betroffen sind demnach Regionen, in denen
ein Anstieg der Kurzarbeit zwischen 2,6 Prozentpunkte
und 4,2 Prozentpunkte zu beobachten war. Folglich
 werden die Kreise als überdurchschnittlich (unterdurch-
schnittlich) betroffen eingestuft, deren Kurzarbeiterquote
um mehr als 4,2 Prozentpunkte (weniger als 2,6 Pro-
zentpunkte) angestiegen ist. Aus der Darstellung wird
deutlich, dass vor allem Süd- und Mittelsachsen stärker
durch ansteigende Kurzarbeit betroffen sind als der Rest
Sachsens. Besonders die an die Stadt Chemnitz angren-
zenden Peripherieregionen sowie der Landkreis Meißen
weisen einen überdurchschnittlichen Anstieg auf. Den
höchsten Anstieg der Kurzarbeit muss der Kreis Zwickau
verkraften. Hier ist eine Zunahme der Kurzarbeiter um
5,6 Prozentpunkte zu beobachten, was einer Erhöhung
von fast 9.100 Kurzarbeitern entspricht. Ähnlich starke
Anstiege können im Erzgebirgskreis, im Landkreis Mei -
ßen sowie in Mittelsachsen beobachtet werden. In den
Städten Dresden und Chemnitz sowie den Landkreisen
Sächsische-Schweiz-Osterzgebirge und Vogtland ist ein
durchschnittlicher Zuwachs der Kurzarbeit zu beobach-
ten. In Dresden stieg der Anteil ähnlich stark wie im

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Entwicklung der Arbeitslosen- und Kurzarbeiterquoten in Sachsen und Deutschland
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sächsischen Schnitt um 3,3 Prozentpunkte auf knapp
3,4 %, was einem Zuwachs von rund 7.600 Kurzarbei-
tern entspricht. In Chemnitz und den Landkreisen Säch-
sische-Schweiz-Osterzgebirge und Vogtland fiel der
 Anstieg etwas stärker aus. Am geringsten durch die
Kurzarbeit betroffen sind die Regionen in Nord- und Ost-
sachsen, wo Anstiege zwischen rund einem Prozent-
punkt (Leipzig, Stadt und Leipzig, Land) bzw. rund zwei
Prozentpunkten (Bautzen, Görlitz, Nordsachsen) zu beob-
achten sind. Betrachtet man die regionale Entwicklung
der Arbeitslosenquote, so lässt sich ein ähnliches Betrof-
fenheitsbild feststellen. Im sächsischen Durchschnitt stieg
die Arbeitslosenquote zwischen Juli 2008 und Juli 2009
um 0,5 Prozentpunkte, wobei die Werte zwischen einem
Anstieg um 1,5 Prozentpunkte und einem Rückgang um
0,5 Prozentpunkte schwanken. Im Wesentlichen sind die
Kreise in besonderem Maße von einer steigenden Ar-
beitslosenquote betroffen, die ebenfalls einen überdurch -
schnittlich starken Anstieg der Kurzarbeit verzeichnen.7

Auch hier ist vor allem das südliche Sachsen sehr stark
betroffen. Den höchsten Anstieg der Arbeitslosenquote
muss der Kreis Zwickau verkraften, in dem die Arbeitslo-
senquote zwischen Juli 2008 und Juli 2009 von 12,7 %
auf 14,2 % stieg. Die beste Entwicklung weist der Kreis
Görlitz auf, hier sank die Arbeitslosenquote sogar um
0,5 Prozentpunkte auf 17,5 %. Leichte Abweichungen
bei den Entwicklungen der Arbeitslosenquote und des
Kurzarbeiteranteils gibt es in Dresden, Leipzig und dem
Vogtlandkreis. Während Dresden tendenziell stärker von
einer Zunahme der Kurzarbeit betroffen ist, stieg in der
Stadt Leipzig sowie dem Vogtlandkreis die Arbeitslosen-
quote etwas stärker als der Kurzarbeiteranteil.

Ursachen regionaler Disparitäten

In der nachfolgenden Tabelle 3 sind die Ränge der sächsi -
schen Kreise für den Anteil des verarbeitenden Gewerbes

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Darstellung des ifo Instituts.

Karte 2: Veränderung des Anteils der Kurzarbeiter an den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in
Sachsen zwischen Juli 2008 und März 2009 (in Prozentpunkten)
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an der Gesamtbruttowertschöpfung, der prognostizier-
ten Entwicklung der BWS in 2009, der bisherigen Ent-
wicklung des Arbeitsmarktes in 2009 sowie der Gesamt-
betroffenheit dargestellt. 

Für die Betroffenheitsränge der beiden Kriterien BWS
und Arbeitsmarkt werden jeweils Punkte verteilt. Die Ge-
samtbetroffenheit ergibt sich dabei aus der Summe der
Spaltenpunktzahlen, wobei der Arbeitsmarkt und die
Bruttowertschöpfung gleichgewichtet in das Endergeb-
nis einfließen. Die Tabelle verdeutlicht die hohe Korrela -
tion zwischen dem BWS-Anteil des verarbeitenden Ge-
werbes und der Intensität der Wirtschaftskrise in den
sächsischen Regionen anhand einer sehr ähnlichen
Rangverteilung. Die Ergebnisse der Untersuchung zei-
gen teils erhebliche Unterschiede in der Betroffenheit der
sächsischen Kreise durch die aktuelle Finanzkrise. Diese
lassen sich, wie bereits eingangs vermutet, durch die
Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur erklären. So
zeigt sich beispielsweise, dass der Anteil des verarbei-
tenden Gewerbes eine sehr hohe negative Korrelation
mit dem Rückgang der Bruttowertschöpfung hat (–0,58).
Das heißt, Regionen mit einem hohem BWS-Anteil des
verarbeitenden Gewerbes sind auch am stärksten vom
Rückgang der Bruttowertschöpfung betroffen. Die Bran-
chen im verarbeitenden Gewerbe sind jedoch nicht in

gleichem Maße negativ von der Rezession betroffen, ein-
zelne Branchen wie der Fahrzeug- und Maschinenbau
spüren die Auswirkungen der Krise besonders stark.
Landkreise, in welchen diese Branchen überproportional
vertreten sind, zeigen daher eine deutlich negativere 
Entwicklung. Stärker konjunkturrobuste Branchen wie
der Energiesektor, das Ernährungsgewerbe oder die
 öffentlichen Dienstleistungen wirken dagegen kompen-
sierend auf den Rückgang der Bruttowertschöpfung in
den übrigen Bereichen.

Das gleiche Bild liefert die Betrachtung der Kurzarbei-
terquoten. Auch hier hat das verarbeitende Gewerbe
den höchsten Einfluss auf die Entwicklung der Kurzar-
beit. Die Korrelation zwischen dem Anteil des verarbei-
tenden Gewerbes und der Kurzarbeiterquote beträgt
0,77. Auch verhindern hohe Anteile an den Sektoren
 Energie, Handel und Dienstleistungen einen stärkeren
Anstieg der Kurzarbeiterquote. Dies ist insofern plausi-
bel, da Kurzarbeit tendenziell eher in kapitalintensiven
Branchen mit hohen Absatzschwankungen praktikabel
ist, in denen eine Anpassung der Maschinenauslastung
(und damit Personalauslastung) an die Absatzlage im All-
gemeinen einfacher ist, als eine personelle Anpassung in
den weniger dynamischen und arbeitsintensiven Dienst-
leistungsbereichen.

Tabelle 3: Rangfolge der regionalen Betroffenheit sowie des Anteils des verarbeitenden Gewerbes an der
BWS

Quelle: Berechnung des ifo Instituts.

Kreisfreie Stadt
Anteil des 

verarbeitenden
Gewerbes

Entwicklung 
der BWS

Entwicklung des
Arbeitsmarktes

Gesamt -
betroffenheit

Zwickau 3 1 1 1

Erzgebirgskreis 5 3 2 2

Meißen 2 2 3 3

Vogtlandkreis 4 6 5 4

Mittelsachsen 1 7 3 5

Sächsische Schweiz –
Osterzgebirge

8 4 7 6

Chemnitz, Stadt 12 10 6 7

Leipzig, Stadt 13 5 12 8

Nordsachsen 9 8 9 9

Leipzig, Land 11 9 10 10

Dresden, Stadt 6 12 8 11

Bautzen 7 11 10 12

Görlitz 10 13 12 13
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Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass alle säch-
sischen Kreise von der Finanzkrise betroffen sind, wenn
auch in einer differenzierten Intensität. 

Wirtschaftliche Krisen zeigen jeweils individuelle Aus-
prägungen, so dass der nächste Konjunktureinbruch völ -
lig andere Wirtschaftszweige stärker in Mitleidenschaft
ziehen kann. Es können zwar positive Effekte in Folge
 einer Spezialisierung der Wirtschaft auf gezielte Einzel-
branchen, welche komparative Kostenvorteile aufwei-
sen, erzielt werden. Jedoch besteht die Gefahr, dass ein-
zelne Regionen dann in besonderem Maß von einer
Rezession erfasst werden, wenn genau diese Branche,
auf welche man sich spezialisiert hat, eine verstärkte ne-
gative Entwicklung aufweist. Im Hinblick auf eine nach-
haltige stabile Wirtschaftsentwicklung sollte sich daher
die Leistungserstellung nicht zu sehr auf einzelne Bran-
chen konzentrieren, um von negativ wirkenden Schocks
auf einzelne Wirtschaftsbereiche weniger stark betroffen
zu sein.

Es gilt zu berücksichtigen, dass die in diesem Artikel
diskutierten Entwicklungen für das Gesamtjahr sogar
noch negativer ausfallen können. Die Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt könnten durch die zeitverzögerte Re-
aktion des Arbeitsmarktes und die fehlenden Daten für
den Monat August bislang nicht vollständig in den Daten
zu sehen sein. Bei der Kurzarbeit, bei der die aktuelle
Da tenlücke noch größer ist, könnte dieser Effekt stärker
ausfallen. Beim Rückgang der Bruttowertschöpfung sollte
beachtet werden, dass die bisherigen Rückgänge noch
nicht das vollständige Ausmaß der Krise erfassen, son-
dern durch noch gut gefüllte Auftragsbestände aus dem
Vorjahr etwas gemildert wurden. 
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1 Eine bundesweite Studie über die regionalen Auswirkungen der Finanz-
krise ist z. B. das INSM Regionalranking [vgl. IW KÖLN CONSULT (2009)], in
welcher nur die Entwicklung der Umsätze im verarbeitenden Gewerbe
auf Bundesebene betrachtet wird und diese als gleichverteilt über alle
Regionen unterstellt werden.

2 Der Wilcoxon-Rangsummentest spricht für keine signifikante Änderung
des jeweiligen Bruttowertschöpfungsanteils der Wirtschaftszweige auf
Kreisebene 2005 gegenüber 2007.

3 „Land- und Forstwirtschaft; Fischerei“, „Bergbau“, „Energie- und Was-
serversorgung“, „Handel, Gastgewerbe und Verkehr“, „Finanzierung,
Vermietung und Unternehmensdienstleister“ sowie „öffentliche und pri-
vate Dienstleister“.

4 Die Zahl auf S. 1 bezieht sich auf das reale BIP. Dieses ergibt sich aus
der preisbereinigten BWS plus Gütersteuern abzüglich Subventionen. 

5 U. a. Maschinenbau, Fahrzeugbau, Metallverarbeitung, EDV, Nahrungs-
und Futtermittelherstellung, Getränkeherstellung, Gummi- und Kunst-
stoffwaren.

6 Die Daten für die Kurzarbeiter werden mit einer stärkeren Verzögerung
als die Arbeitslosenstatistiken durch die BA bereitgestellt, weshalb der
Beobachtungszeitraum um einen Monat kürzer ausfällt.

7 Die Korrelation zwischen der Arbeitslosenquote und der Kurzarbeit be-
trägt für die Kreise 0,81. 
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Einleitung

Die sächsischen Kommunen stehen zweifellos vor gro -
ßen demographischen Herausforderungen. Die Bevölke-
rung des Freistaates wird bis zum Jahr 2020 von gegen-
wärtig 4,19 Mill. Personen um etwa acht Prozent auf
3,87 Mill. Einwohner zurückgehen. Während dabei der
Anteil der Unter-20-Jährigen nahezu konstant bleibt,
 erhöht sich der Anteil der Über-65-Jährigen von derzeit
22,2 % auf 28,5 % [vgl. STATISTISCHES LANDESAMT DES FREI-
STAATES SACHSEN (2008a)]. Diese landesweite demogra-
phische Entwicklung verläuft in den Teilregionen Sach-
sens jedoch durchaus heterogen. Regionen mit leichtem
Bevölkerungsgewinn wird es ebenso geben wie Regionen
mit massivem Bevölkerungsrückgang.

Der demographische Wandel hat tiefgreifende Kon-
sequenzen für die Einnahmen- wie auch die Ausgaben-
seite der kommunalen Haushalte. Durch den Einwoh ner -
rückgang im Land werden den Kommunen insgesamt in
Zukunft weniger Mittel zur Verfügung stehen, da die Ein-
nahmen des gesamten Freistaates sehr stark an die Be-
völkerungszahl gekoppelt sind. Dies kann auch auf der
Ausgabenseite nicht ohne Folgen bleiben. Zum einen
zwingen schon allein die knapper werdenden Mittel zu
Einsparungen. Zum anderen ist es auch wegen der ver-
änderten Bevölkerungsgröße und Altersstruktur notwen-
dig, die Ausgabenseite adäquat anzupassen.

Der folgende Beitrag widmet sich der Frage, ob es für
die Kommunen überhaupt möglich ist, ihre Ausgaben im
Gleichschritt mit der schrumpfenden Bevölkerung zu
senken. Selbst eine erfolgreiche Kapazitätsanpassung
muss nicht unbedingt dazu führen, dass die Kosten der
bereitgestellten Leistungen in gleicher Weise zurückge-
hen. Typische Beispiele sind hier Netzinfrastrukturen wie
etwa bei der Trinkwasserversorgung oder der Abwasser -
entsorgung, wo hohe Fixkosten vorliegen. Die Ausgaben
gehen deswegen langsamer zurück als die Bevölke-
rungszahl. Allerdings entfällt nur ein kleiner Teil des ge-
samten öffentlichen Leistungsangebotes auf Güter, bei
denen durch die hohen Fixkosten offensichtliche Größen -
vorteile entstehen. Im Folgenden wird daher untersucht,
ob bei der Erstellung ausgewählter kommunaler Leistun-
gen („allgemeine Verwaltung“, „Städteplanung“1 sowie
„Kindertageseinrichtungen“) tatsächlich Größenvorteile
vorliegen.
Dazu wird in den nächsten Abschnitten zunächst die
Problemstellung näher erläutert sowie die empirische

Schätzgleichung abgeleitet. Anschließend werden die
verwendeten Daten vorgestellt sowie die Ergebnisse
präsentiert.

Problemstellung

Die Möglichkeit, kommunale Ausgaben an eine schrump -
fende Bevölkerung anzupassen, hängt davon ab, ob die
bereitgestellten Leistungen eher die Charakteristika öf-
fentlicher oder privater Güter aufweisen. Formal wird dies
über den Zusammenhang zwischen individuell konsu-
mierter und insgesamt bereitgestellter Menge eines Gut-
es dargestellt:

Xi=–––. (1)

Xi entspricht der individuell konsumierten Menge eines
Gutes, X repräsentiert die gesamte bereitgestellte Menge
dieses Gutes in einer Gemeinde und N bezeichnet die
Bevölkerung dieser Gemeinde. Der Herstellungspreis
wird auf „1“ normiert, so dass dieser in der weiteren Be-
trachtung vernachlässigt werden kann. � beschreibt ei-
nen Verdrängungsparameter und ist definiert für den
Wertebereich von 0≤� ∞. 

Bei einem rein öffentlichen Gut nimmt � den Wert Null
an. Damit gilt Xi=X, was impliziert, dass jeder Einwohner
das Gut in gleichem Umfang nutzen kann und keinerlei
Verdrängungseffekte auftreten. Die Gesamtkosten der
Bereitstellung einer bestimmten Menge des Gutes sind
daher konstant und unabhängig von der Nutzerzahl. 
Die Pro-Kopf-Kosten (Durchschnittskosten) sinken somit
durch weitere Nutzer, bei einem Bevölkerungsrückgang
steigen sie hingegen an. Dies bedeutet jedoch auch,
dass die gesamten Bereitstellungskosten bei einer
Schrumpfung der Bevölkerung nicht reduziert werden
können, soll das bisherige Leistungsniveau beibehalten
werden (vgl. Abb. 1). 

Von 0 abweichende Werte des Parameters � kenn-
zeichnen Güter, bei denen die Pro-Kopf-Ausgaben mit
der Zahl der Nutzer variieren. Abbildung 1 zeigt die Ent-
wicklung von Gesamt- sowie Pro-Kopf-Ausgaben in Ab-
hängigkeit von der Bevölkerungsgröße für verschie -
dene Werte des Verdrängungsparameters �. Auf der

Auswirkungen des demographischen Wandels auf
die kommunalen Ausgaben im Freistaat Sachsen
Christian Thater*

* Christian Thater ist Doktorand am ifo Institut, Niederlassung Dresden.
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Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Gesamtausgaben und Pro-Kopf-Ausgaben in Abhängigkeit des Verdrängungsparameters
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Abszisse ist jeweils die Bevölkerungsgröße abgetragen.
Die Abbildungen unterscheiden sich dadurch, dass die
oberen vier Diagramme zeigen, inwieweit sich die Ge-
samtausgaben (Ordinate) in Abhängigkeit des Verdrän-
gungsparameters ändern und die unteren vier Diagram-
me zeigen die Veränderung der Pro-Kopf-Ausgaben.

Mit steigendem � wächst die Rivalität im Konsum.
Zusätzliche Nutzer verringern bei gegebenem Gesamt -
an gebot die Menge des Gutes, welche den einzelnen
Nutzern zur Verfügung steht. Soll das Versorgungsniveau
aufrechterhalten werden, muss die insgesamt bereitge-
stellte Menge erhöht werden. Dies bringt allerdings auch
steigende Kosten mit sich. Für 0<�<1 exis tieren zwar
Verdrängungseffekte, jedoch sind diese nicht vollständig.
Daher steigen die Kosten auch nur unterproportional im
Verhältnis zur Nutzerzahl, es liegen zunehmende Skalen-
erträge vor. Ist �=1, handelt es sich um ein rein privates
Gut. Ein weiterer Nutzer reduziert die Menge des konsu-
mierbaren Gutes für den Einzelnen um genau den Teil,
den er selbst beansprucht, es gilt: 

Xi=––. (2)

In diesem Fall sind die Skalenerträge konstant. Die Aus-
gaben erhöhen sich damit proportional zur Nutzerzahl
und die Pro-Kopf-Ausgaben bleiben unverändert. Umge-
kehrt können die Gesamtausgaben bei einem Bevöl -
kerungsrückgang aber auch im gleichen Maße wie die
Einwohnerzahl sinken, ohne dass es zu einer Ver-
schlechterung der Versorgungslage kommt. Ist �>1, lie-
gen abnehmende Skalenerträge vor, ein weiterer Nutzer
reduziert somit die Menge des Gutes um mehr als seinen
eigenen Anteil. Dies ist immer dann der Fall, wenn Über-
füllungseffekte auftreten. Bereitgestellte Menge und Kos -
ten steigen daher überproportional stark an, können bei
einer geringeren Bevölkerungszahl aber auch überpro-
portional stark gesenkt werden. 

Da in den kommenden Jahren fast überall in Sachsen
mit einer schrumpfenden Bevölkerung zu rechnen ist,
sind abnehmende oder konstante Skalenerträge jedoch
nicht nachteilig. In diesen Fällen ist eine Anpassung der
Ausgaben an die geringere Einwohnerzahl besonders
gut möglich. Kostenremanenzen sind dagegen zu erwar-
ten, falls für die untersuchten Bereiche zunehmende
Skalenerträge ermittelt werden.

Das Modell zur Schätzung der kommunalen 
Ausgaben

Der im Folgenden vorgestellten Methodik zur nachfrage-
orientierten Schätzung von Gemeindeausgaben liegen
die Arbeiten von BERGSTROM und GOODMAN (1973) sowie

BORCHERDING und DEACON (1972) zu Grunde. In diesen
findet das Medianwähler-Modell Verwendung, welches
besagt, dass die politischen Parteien ihre Programme an
den Präferenzen des Medianwählers ausrichten, der so-
mit die Höhe öffentlicher Ausgaben für verschiedene Güter
bestimmt. Es wird angenommen, dass sich Gemeinde-
ausgaben im Wesentlichen durch drei Faktoren bestim-
men lassen: Das Medianeinkommen und die Bevölke-
rungszahl der jeweiligen Gemeinde sowie den Preis des
bereitgestellten Gutes. 

Die Motivation für die Verwendung dieser Variablen ist
folgende: Zum einen steigt typischerweise die Nachfrage
nach öffentlich angebotenen Gütern mit dem Einkommen
der Bevölkerung.Je höher das Medianeinkommen in einer
Gemeinde ist, desto größer sind die Nachfrage und da-
mit auch die bereitgestellte Menge öffentlich angebotener
Leistungen. Zum anderen hat auch die Größe der Bevöl-
kerung einer Gemeinde einen unmittelbaren Einfluss auf
die Nachfrage nach einem Gut. Die Bereitstellungsmen-
ge steigt normalerweise in der Zahl der Einwohner. Ob
dieser Anstieg aber über- oder unterproportional zur Be-
völkerungsgröße erfolgt, ist a priori unklar und soll des-
halb Hauptaugenmerk der folgenden Schätzung sein.
Das Modell geht weiterhin davon aus, dass die öffentli-
chen Leistungen durch Steuern finanziert werden und
die Einwohner wissen, für welchen Anteil der bereitge-
stellten Leistungen sie durch ihre Steuerzahlung aufkom-
men. Damit haben sie auch Kenntnis darüber, wie sich
eine Änderung der Höhe der Gemeindeausgaben auf
ihre Steuerbelastung auswirken würde, die somit den
Preis einer öffentlichen Leistung für das Individuum abbil-
det. Die Individuen können wählen, wie viele öffentliche
bzw. private Güter sie nachfragen und maximieren ihren
Nutzen über diese Entscheidung. Da die Nachfrage nach
öffentlichen Leistungen dem Angebot dieser entspricht,
haben sie damit ebenfalls die Möglichkeit, über den
Steuersatz zu entscheiden. Während BORCHERDING und
DEACON (1972) annehmen, dass die Herstellung einer
Einheit des öffentlich angebotenen Gutes in verschiede-
nen Gemeinden unterschiedliche Kosten verursachen
kann, weil die Löhne in den einzelnen Regionen ver-
schieden hoch sein können, gehen BERGSTROM und
GOODMAN (1973) davon aus, dass die Löhne in allen Re-
gionen gleich sind. Demnach variiert die Nachfrage nach
öffentlich angebotenen Gütern in ihrem Modell nicht auf-
grund unterschiedlicher Löhne, sondern aufgrund unter-
schiedlicher Steuersätze in den einzelnen Gemeinden. 
Aufbauend auf diesen beiden Arbeiten existieren zahlrei-
che Veröffentlichungen, die für verschiedene öffentliche
Leistungen den jeweiligen Einfluss der Bevölkerung auf
die Ausgaben geschätzt haben. Da die Studien überwie-
gend für die USA durchgeführt wurden, sind die Ergeb-
nisse nur bedingt auf Deutschland übertragbar. Während

X
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hierzulande viele kommunale Angebote von höheren
 föderalen Ebenen zumindest kofinanziert werden und die
Gemeinden deshalb nicht völlige Gestaltungsfreiheit in
der Bereitstellung dieser Leistungsangebote besitzen,
existiert eine solche föderale Struktur in anderen Ländern
nicht. Zudem ist die Koinzidenz von Steuern und öffentli-
chen Leistungen hier nicht gegeben, sodass die Preisva-
riable nicht definiert ist. Daher gibt es lediglich zwei Stu-
dien, welche die Nachfrage nach kommunalen
Leistungen in Deutschland untersuchen. 

PROSS (1982) untersucht anhand von Daten des Jah-
res 1977 für 150 baden-württembergische Gemeinden
verschiedener Größe, ob Skalenerträge bei den Gesamt-
ausgaben der Kommunen vorliegen. Sämtliche Leistun-
gen werden hier also aggregiert und es findet keine
 Unterteilung in verschiedene Ausgabenbereiche gemäß
Einzelgliederungsplan statt. Als Ergebnis zeigt sich, dass
die Ausgaben mit dem Einkommen der Einwohner posi-
tiv, mit der Steuerbelastung hingegen negativ korreliert
sind.

BOTHE (1989) folgt dem Modell von BERGSTROM und
GOODMAN und verwendet als abhängige Variablen daher
Einkommen, Bevölkerungsgröße und Steuerlastanteil. Er
untersucht die Ausgaben des Jahres 1983 für 486 Ge-
meinden in den alten Bundesländern. Dabei bildet er
zwei Ausgabengruppen und ordnet die einzelnen Ausga-
benpositionen je nachdem, ob es für die jeweiligen Leis -
tungen Substitute auf privaten Märkten gibt oder nicht.
Zusätzlich unterscheidet er nach verschiedenen Größen-
klassen der untersuchten Gemeinden. Es werden meh-
rere Varianten der Schätzung durchgeführt, wobei sowohl
Median- als auch Durchschnittswerte für Einkommen
und Anteil der gezahlten Steuern Verwendung finden. 
Als Ergebnis zeigt sich auch hier, dass das Einkommen
einen positiven Einfluss auf die Höhe der Gemeinde -
ausgaben hat, die Bereitstellungskosten und der Steu -
ersatz dagegen einen negativen Einfluss. In beiden
 Untersuchungen ergeben sich in den meisten Fällen
annähernd konstante oder leicht abnehmende Skalener-
träge. 

Unser Vorgehen orientiert sich an der Arbeit von BO-
THE (1989). Die Ausgaben einer Gemeinde für eine bereit-
gestellte Leistung werden in Abhängigkeit von Durch-
schnittseinkommen und Bevölkerungsgröße geschätzt.
Die Schätzgleichung lautet 

logE=c+a·logY+b·logN.  (3)

Dabei bezeichnet E die Ausgaben der Gemeinde für eine
öffentliche Leistung, Y das durchschnittliche Einkommen
und N die Bevölkerungsgröße. Das durchschnittliche 
Ein kommen in einer Gemeinde wird als Quotient aus
dem Gesamtbetrag der Einkünfte und der Anzahl der

Einkommensteuerpflichtigen berechnet:

Y= ––––––––––––––––––––––––– . (4)

Auf die, durch die Steuerbelastung abgebildete, Preisva-
riable wird verzichtet, da sie sich als insignifikant erwies
und somit den Erklärungsgehalt des Modells nicht stei-
gert. Grund hierfür ist, dass der Großteil der individuell
gezahlten Steuern (Einkommen- und Umsatzsteuer) nicht
direkt an die Gemeinden fließt, sondern erst indirekt über
den Gemeindeanteil nivelliert an die Gemeinden zurück -
fließt. Die gezahlten Steuern stehen demnach auf der
kommunalen Ebene nicht in Zusammenhang mit dem
 öffentlichen Leistungsangebot und können deswegen
auch nicht als Preisindikator herangezogen werden. Des
Weiteren wird, aufgrund eines höheren Erklärungsgehal-
tes der einzelnen Koeffizienten, das Durchschnitts- statt
des Medianeinkommens verwendet. Die Schätzung er-
folgt in logarithmierten Werten, die Koeffizienten können
daher direkt als Elastizitäten interpretiert werden.

Untersuchungsgegenstand und Datengrundlage

Untersuchungsgegenstand sind die 496 sächsischen
Gemeinden nach dem Gebietsstand vom 01. 08. 2008.
Die für die Berechnung notwendigen Informationen zu
den Ausgaben einer Gemeinde stammen aus der Jah-
resrechnungsstatistik. Die Angaben über die Gesamtzahl
der Einkommensteuerpflichtigen sowie deren erzielte
Einkünfte werden der Lohn- und Einkommensteuersta -
tis tik entnommen. Die Daten zur Entwicklung der Bevöl-
kerungszahlen entstammen der Bevölkerungsfortschrei-
bung des STATISTISCHEN LANDESAMTES [vgl. STATISTISCHES

LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN (2008a, b und d)].
Da die erforderlichen Daten sowohl für alle Gemein-

den als auch für mehrere Jahre vorliegen, wären grund -
sätzlich sowohl eine Zeitreihen-, Querschnitts- als auch
eine Panelanalyse denkbar. Für die vorliegende Berech-
nung wurde, dem Vorschlag von BOTHE (1989) folgend,
auf die Querschnittsbetrachtung zurückgegriffen. Es wer -
den somit alle Gemeinden zu einem bestimmten Stich-
tag verglichen. Die Veränderung innerhalb einzelner
 Gemeinden über die Zeit wird nicht als zusätzliche Infor-
mation hinzugenommen. Grund hierfür sind die Gebiets-
strukturreformen der vergangenen Jahre, die dazu
führen, dass die Ausgaben einzelner Gemeinden nicht
konsistent über die Jahre zurückverfolgt werden können.
In der folgenden Untersuchung wurden ausgewählte Be-
reiche des kommunalen Leistungsangebotes betrachtet.
Ursächlich für die selektive Auswahl ist, dass kommuna-
le Ausgaben oftmals durch bundes- oder landesrechtlich
geregelte Leistungsgesetze determiniert sind und sich

¯¯¯

¯¯¯

Gesamtbetrag der Einkünfte

Anzahl der Steuerpflichtigen
¯¯¯
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somit der kommunalen Gestaltungshoheit entziehen.
Dementsprechend wurden Bereiche ausgewählt, die
(überwiegend) kommunal finanziert werden und zudem
einen bedeutenden Anteil an den gesamten kommuna-
len Ausgaben haben. Abbildung 2 zeigt die Anteile ein-
zelner Leistungen am Gesamthaushalt der Kommunen.
Dabei werden nur diejenigen Ausgaben berücksichtigt,
die ausschließlich von den Kommunen gezahlt werden.
Zweckgebundene Zuweisungen und Zuschüsse von
Bund und Land sind demnach in Abbildung 2 nicht be -
rücksichtigt.

Der Bereich „Soziale Sicherung“ nimmt augenschein-
lich den größten Teil im kommunalen Budget ein. Dieser
Ausgabenblock setzt sich wiederum aus einer Vielzahl
von Unterkategorien zusammen, von denen einige größ-
tenteils kommunal finanziert werden. Mit der Katego-
rie „Kindertageseinrichtungen“ wurde ein Teilbereich aus -
gewählt und näher betrachtet, dessen Kosten in beson-
derem Maße von der demographischen Entwicklung
 betroffen sein werden und von den Kommunen selbst
beeinflussbar sind. Weiterhin nimmt die „allgemeine 

Verwaltung“ mit 11% einen großen Teil der Gesamtaus-
gaben ein. In zahlreichen Studien wurde gezeigt, dass in
diesem Bereich häufig starke Einsparpotenziale vorliegen
[vgl. SEITZ (2007)]. Diese Einsparpotenziale waren auch
eine der treibenden Kräfte für die Verwaltungsstrukturre-
form in Sachsen im Jahr 2008. Zusätzlich wird noch die
„Städteplanung“ untersucht. Sie zählt zum Bereich Bau-
und Wohnungswesen, der einen Anteil von 7 % der kom-
munalen Ausgaben darstellt. In den kommenden Jahren
wird die Städteplanung vielerorts von besonderer Be-
deutung für das Gelingen von demographischen Anpas-
sungsmaßnahmen sein. In vielen Kommunen wird in na-
her Zukunft ein gezielter Rückbau von Wohnquartieren
und der darauf entfallenden Infrastrukturen erforderlich
werden. Eine effizient organisierte Städteplanung kann
hier beitragen, erhebliche Ausgaben einzusparen.

In Tabelle 1 sind diese Kategorien nochmals detailliert
aufgeführt. Dargestellt werden die Gesamtausgaben aller
sächsischen Gemeinden für die gewählten Bereiche so-
wie deren jeweiliger Anteil an den gesamten kommuna-
len Ausgaben.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2008c), Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 2: Ausgaben nach Einzelplan für die sächsischen Gemeinden in 2006 (in %)
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Schätzergebnisse

Tabelle 2 zeigt den Einfluss der Bevölkerungsgröße und
des Durchschnittseinkommens auf die kommunalen Aus -
gaben für die drei untersuchten Ausgabenbereiche. Da-
bei werden die Koeffizienten der Schätzgleichung sowie
die Güte der Schätzung ausgegeben.

Für den Bereich der allgemeinen Verwaltung zeigt
sich, dass alle verwendeten Variablen signifikant von Null
verschieden sind und damit einen Einfluss auf die Höhe
der Ausgaben haben. Bei den vorliegenden Ergebnissen
überrascht lediglich das Vorzeichen des Koeffizienten
des Durchschnittseinkommens. Während nach den theo -
retischen Überlegungen die Nachfrage nach allgemeiner
Verwaltung im Durchschnittseinkommen der Bevölke-
rung zunehmen oder zumindest konstant bleiben sollte,
nimmt sie in den sächsischen Gemeinden tatsächlich ab.
Der Schätzwert gibt an, dass die Nachfrage um 0,667 %
zurückgeht, wenn das Durchschnittseinkommen in einer
Gemeinde um 1% steigt.

Der Koeffizient der Bevölkerungsgröße stellt gleich-
zeitig den zu untersuchenden Verdrängungsparameter

dar und ermöglicht deshalb eine Aussage über das Vor-
liegen von Skalenerträgen. Der ermittelte Wert gibt an,
dass die Ausgaben für die allgemeine Verwaltung um
1,174 % steigen, wenn die Bevölkerung um 1% wächst.
Die Ausgaben steigen somit leicht überproportional und
es liegen abnehmende Skalenerträge vor. Dies bedeutet
jedoch auch, dass bei einem Rückgang der Einwohner-
zahl langfristig eine überproportionale Kostensenkung
möglich ist.

Das sehr hohe Bestimmtheitsmaß von 83,7 % impli-
ziert einen sehr guten Erklärungsgehalt der Ausgaben in
den einzelnen Gemeinden mit den gewählten Variablen.
Generell könnten neben dem Grundmodell der Schät-
zung zusätzliche Variablen verwendet werden, die geeig-
net scheinen, den Bedarf an allgemeiner Verwaltung zu
erklären. So wäre es beispielsweise vorstellbar, dass eine
hohe Gewerbeintensität in einer Gemeinde zu einem
größeren Bedarf an allgemeiner Verwaltung führt. Ein ge-
eigneter Indikator hierfür wäre das jeweilige Gewerbe-
steueraufkommen vor Ort. Verschiedene Varianten der
Schätzung haben jedoch gezeigt, dass die Hinzunahme
weiterer Variablen die Erklärungsgüte des Modells nicht

Tabelle 1: Kommunale Ausgaben für die Bereiche „allgemeine Verwaltung“, „Städteplanung“ sowie 
„Kindertageseinrichtungen“ 

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2008c), Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 2: Schätzergebnisse zur Höhe der kommunalen Ausgaben

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

Bereich Ausgaben (in 1.000 €) Anteil am Gesamthaushalt in %

Allgemeine Verwaltung 724,599 11,00

Städteplanung 241,409 3,65

Kindertageseinrichtungen 373,277 5,67

Variable Parameter

Koeffizienten

Allgemeine 
Verwaltung

Städte-
planung

Kindertages-
einrichtungen

Konstante 9,933*** –15,169*** 6,699***

Durchschnittliches Einkommen a –0,667*** 0,975*** 0,281***

Bevölkerung im relevanten Alter
(=Verdrängungsparameter)

b 1,174*** 1,993*** 0,739***

Änderung der Bevölkerungsgröße c –*** 0,227*** –***

korrigiertes Bestimmtheitsmaß R2 0,837*** 0,586*** 0,629***

Anmerkung: * signifikant zum 10-%-Niveau, ** signifikant zum 5-%-Niveau, *** signifikant zum 1-%-Niveau
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wesentlich erhöht. Somit wurde für die weitere Analyse
lediglich auf das Grundmodell zurückgegriffen.

Bei der Städteplanung haben, abgesehen vom durch -
schnittlichen Einkommen, ebenfalls alle Variablen einen
signifikanten Einfluss auf die Höhe der Ausgaben. Der
Einfluss der Bevölkerungsgröße ist hier deutlich stärker
als bei der zuvor betrachteten allgemeinen Verwaltung.
Eine einprozentige Verringerung der Einwohnerzahl führt
zu geringeren Ausgaben in Höhe von 1,993 %. Neben
den Variablen des Grundmodells wurde bei der Schät-
zung dieser Ausgabenkategorie die betragsmäßige pro-
zentuale Veränderung der Bevölkerungsgröße im Zeit-
raum 2000 bis 2006 hinzugenommen. Annahme hierbei
ist, dass eine große Veränderung der Einwohnerzahl –
unabhängig vom Vorzeichen – auch den Anpassungs-
und damit den Planungsbedarf erhöht. Der Parameter
erweist sich als signifikant und zeigt einen höheren Be-
darf an Stadtplanung in Gemeinden mit relativ starken
Veränderungen der Bevölkerungsgröße. Der Koeffizient
sagt aus, dass die Ausgaben zusätzlich um 0,227 % zur
Bevölkerungsgröße ansteigen, wenn sich die Einwohner-
zahl in der Vergangenheit um 1% veränderte. Da die  Ände -
rung der Bevölkerungszahl von 2000 bis 2006 verwen-
det wurde, bezieht sich die Untersuchung überwiegend
auf schrumpfende Gemeinden, da in den sächsischen
Gemeinden in diesem Zeitraum bereits ein deutlicher Be-
völkerungsrückgang zu verzeichnen war.

Auch für die Schätzung der Ausgaben für Kinder -
tageseinrichtungen zeigt sich, dass die Bevölkerungs-
größe einen Einfluss auf deren Höhe hat. Hier wurde aus
naheliegenden Gründen für die Bevölkerungsgröße nur
die Bevölkerung im relevanten Alter (0–6 Jahre) verwen-
det.2 Im Gegensatz zur allgemeinen Verwaltung und zur
Städteplanung erhalten wir für den Koeffizienten jedoch
mit 0,739 einen Wert kleiner als Eins. Dies bedeutet,
dass Kostenremanenzen vorliegen und die Ausgaben
somit nicht im gleichen Maße reduziert werden können,
wie es eine Veränderung der Bevölkerungsgröße im rele-
vanten Alter erforderlich machen würde. Dieser Schätz-
wert steht im Kontrast zu den bisherigen Ergebnissen

der anderen beiden Ausgabenbereiche, ist jedoch kon -
sistent mit den Ergebnissen anderer Studien. So wurden
in Studien von POMMEREHNE und FREY (1976) sowie
 SANTERRE (1985) die Ausgaben von Schulen der Grund-
stufe untersucht und in beiden Fällen leicht zunehmende
Skalenerträge festgestellt [vgl. REITER und WEICHENRIE -
DER (1997)]. Auch für dieses Modell wären zusätzliche
Variablen denkbar. Allerdings bringen weder die Infor -
mationen zur Anzahl der Einrichtungen, der tätigen Per-
sonen noch der genehmigten Plätze weitere Erkenntnis-
se für die Schätzung. Grund hierfür ist, dass all diese
Variablen miteinander sehr hoch korreliert sind und sich
zusätzlich recht ähnlich zur Bevölkerungsgröße verhal-
ten.

Um die Interpretation der ermittelten Koeffizienten zu
erleichtern, zeigt Tabelle 3 die prozentuale Veränderung
der Gesamt- und der Pro-Kopf-Ausgaben in den ausge-
wählten Bereichen, die bis zum Jahr 2020 aufgrund der
Bevölkerungsentwicklung realisiert werden können. Alle
Werte sind arithmetische Mittel der Ergebnisse für die
496 sächsischen Gemeinden. Es zeigt sich, dass in allen
untersuchten Kategorien ein deutlicher Rückgang der
Ausgaben möglich ist, für die allgemeine Verwaltung und
die Städteplanung liegt dieser sogar im zweistelligen
Prozent-Bereich. Die Ausgaben für die allgemeine Ver-
waltung können um ca. 13 % gesenkt werden. Weiterhin
wurden für diesen Bereich leicht abnehmende Skalener-
träge ermittelt, sodass ein Bevölkerungsrückgang auch
zu sinkenden Pro-Kopf-Ausgaben führt. Ein ähnliches
Bild zeigt sich im Bereich Städtebau, wo die Gesamtaus-
gaben um 22 % und die Pro-Kopf-Ausgaben aufgrund
der stark abnehmenden Skalenerträge um über 8 % ge-
senkt werden können. 

Im Bereich der Kindertageseinrichtungen fällt der
mögliche Rückgang der Gesamtausgaben mit ca. 8 %
am geringsten aus. Im Gegensatz zu den anderen bei-
den Leistungsbereichen steigen hier sogar die Pro-Kopf-
Ausgaben, was durch die, für diese Leistung ermittelten,
zunehmenden Skalenerträge verursacht wird. 

Tabelle 3: Entwicklung von Gesamt- und Pro-Kopf-Ausgaben bis zum Jahr 2020

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

Bereich

Allgemeine 
Verwaltung

Städtebau
Kindertages-
einrichtungen

Ausgabenrückgang gesamt –13,19% –22,00% –7,79%

Veränderung Pro-Kopf-Ausgaben –2,24% –8,24% 16,86%
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Schlussfolgerungen

Der Rückgang der Einwohnerzahl sowie die Alterung der
Bevölkerung zwingen die sächsischen Kommunen in den
kommenden Jahren zu einer Änderung ihrer Ausgaben-
politik. Einerseits werden die Einnahmen aufgrund der sin -
kenden Bevölkerungszahl zurückgehen, andererseits wird
sich durch den demographischen Wandel auch die Nach -
frage nach öffentlichen Leistungen verändern. Daher hat
dieser Beitrag untersucht, inwiefern es für die Gemein-
den möglich ist, ihre Ausgaben an die sich verändernden
Rahmenbedingungen anzupassen. Die Ergebnisse zeigen,
dass in wichtigen Bereichen des öffentlichen Leis tungs -
angebots keine Größenvorteile existieren und Kos ten -
senkungen daher sehr gut möglich sind. In zwei der drei
untersuchten Ausgabenkategorien („allgemeine Verwal-
tung“ und „Städtebau“) wurden sogar abnehmende Ska -
len erträge festgestellt, welche bei einer geringeren Einwoh -
nerzahl überproportionale Kostensenkungen ermöglichen,
ohne die Qualität der Versorgung zu verringern. Bei den
Ausgaben für Kindertageseinrichtungen liegen zwar zu-
nehmende Skalenerträge vor, die Demographiesensiti-
vitätsanalyse zeigt jedoch auch hier Ein sparpotenziale,
welche aus der geringeren Nutzerzahl resultieren. 

Allerdings besteht die Gefahr, dass einzelne Kommu-
nen notwendige Anpassungen aufgrund von Informati-
onsdefiziten oder befürchteten Rückwirkungen auf die
demographische Entwicklung verzögern. Da bei der Ent-
scheidung der Menschen und Unternehmen für Wohn-
und Produktionsstandorte immer auch das öffentliche
Leistungsangebot in den jeweils konkurrierenden Ge-
meinden ein Auswahlkriterium darstellt, kann es zu ei-
nem „Wartespiel“ kommen, bei dem die Kommunen den
Rückbau vorhandener Infrastrukturen so lange wie mög-
lich hinauszögern. Vor diesem Hintergrund bedarf es re-
gulierender Maßnahmen der Landespolitik: Geeignete
 finanzielle Anreizinstrumente sollten eingesetzt werden,
um die Gemeinden zu einem gesamtwirtschaftlich effizi-
enten Verhalten zu bewegen. Insbesondere durch die
 Investitionsförderpolitik hat die Landesregierung die Mög -
lichkeit, den Kommunen finanzielle Entlastung für an -
fallende Anpassungskosten zu gewähren. Derartige
 Zuwendungen sollten jedoch stets an konkrete Verwen-
dungsauflagen geknüpft werden und außerdem nur zeit-
lich befristet zur Verfügung stehen, um einen Anreiz zur
zügigen Anpassung zu setzen. Um das „Wartespiel“ zu
überwinden, ist es weiterhin sinnvoll, kooperatives Ver-
halten zwischen einzelnen Kommunen zu belohnen, bei-
spielsweise durch Zuweisungen für übergemeindliche
Vorhaben oder den Zusammenschluss von Infrastruktu-
ren. Bei allen Maßnahmen muss jedoch darauf geachtet
werden, die Chancengleichheit der Bevölkerung in beson -
ders stark schrumpfenden Regionen nicht zu gefährden.
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Vielerlei Bilder werden derzeit bemüht, um den Zustand
der ostdeutschen Wirtschaft zwanzig Jahre nach dem
Zusammenbruch der DDR zu beschreiben. Während die
Partei „Die Linke“ das endgültige Scheitern des „Aufbau
Ost als Nachbau West“ konstatiert [vgl. DIE LINKE (2009)],
stellt die CDU fest, dass die ostdeutschen Länder „sichtbar
aufgeblüht“ seien [CDU (2008), S. 1]. Auch der Jahres-
bericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen
Einheit beschreibt die Entwicklung der ostdeutschen
Wirtschaft seit 1990 als Erfolg und verheißt ein Aufholen
gegenüber den strukturschwächeren Ländern West-
deutschlands bis zum Jahre 2019 [vgl. BUNDESREGIERUNG

(2009), S. 6]. Ein Blick auf die Fakten zeigt, dass weder
die optimistische noch die pessimistische Sichtweise so
wirklich zutreffend ist.

Unbestritten ist, dass im Vergleich zur Situation in der
DDR Vieles besser geworden ist; unbestritten ist aber
auch, dass nicht alle zu Beginn des Vereinigungsprozes-
ses gehegten Erwartungen in Erfüllung gegangen sind.
So hat sich das materielle Wohlstandsniveau der Bevöl-
kerung gegenüber der Situation in der DDR deutlich er-
höht – messbar an den gestiegenen Einkommen, der
verbesserten Wohnsituation, der quantitativ und qualita-
tiv besser gewordenen Ausstattung mit langlebigen Ge-
brauchsgütern und der größeren Vielfalt des Warenange-
bots. Auch die Verbesserung der Umweltsituation und
die vielfach gut ausgebaute Infrastruktur sind sichtbare
Zeichen für die Fortschritte, die im Vergleich zu 1989
 erzielt wurden [siehe zum Vergleich der Situation heute
mit der wirtschaftlichen Lage im Jahr 1989: RAGNITZ, J.;
SCHARFE, S., SCHIRWITZ, B. (2009)]. In vielen Bereichen
der Wirtschaft gibt es aber nach wie vor einen deutlichen
Abstand zwischen Ost- und Westdeutschland, der vor
allem in den neuen Ländern vielfach Anlass zur Unzufrie-
denheit gibt, aber auch in Westdeutschland wegen der
daraus resultierenden finanziellen Belastungen Unbeha-
gen auslöst. Hinzu kommt, dass die Annäherung ge-
samtwirtschaftlicher Indikatoren an westdeutsche Werte
seit Langem nur noch schleppend vorankommt. Da die
„Angleichung der Lebensverhältnisse“ nach wie vor poli-
tisches Ziel ist, stellt sich die Frage, welche wirtschafts-
politischen Maßnahmen hierfür erforderlich sind. Der Be-
ginn einer neuen Legislaturperiode im Bund, aber auch in
mehreren ostdeutschen Ländern gibt Anlass, hierüber
verstärkt nachzudenken. 

Gesamtwirtschaftliche Grunddaten

Auf einer aggregierten Ebene lassen sich Erfolg und
Miss erfolg des Aufbaus Ost an einigen wenigen gesamt-
wirtschaftlichen Kennzahlen ablesen. Betrachtet man
das (nominale) Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner,
so liegt dieses derzeit bei knapp 71% des westdeut-
schen Durchschnittswertes2 – im Jahr 1991 waren es
erst 43 % (vgl. Tab. 1). Nach einem kräftigen Anstieg un-
mittelbar nach der Vereinigung gab es seit etwa 1997 je-
doch kaum noch eine weitere Annäherung an das west-
deutsche Niveau, und wenn, so ist diese eher auf den
Rückgang der Bevölkerung als auf eine Erhöhung der
Wirtschaftsleistung zurückzuführen. Während nämlich
das reale Bruttoinlandsprodukt zwischen 1997 und 2008
nur noch um 1,1% jährlich und damit deutlich schwä -
cher als in Westdeutschland (1,6 %) gestiegen ist, nahm
die Bevölkerung in diesem Zeitraum um mehr als 0,5 %
pro Jahr ab (Westdeutschland: +0,2 %). Anders als in
den frühen 1990er Jahren ist somit keine echte Konver-
genz des Wohlstandsniveaus zwischen Ost- und West-
deutschland mehr festzustellen [Vgl. zu entsprechenden
Rechnungen auf der Ebene der einzelnen Bundesländer
auch: BERTHOLD, N.; KULLAS, M. (2009)].

Etwas geringer, aber dennoch groß, ist der Rück-
stand Ostdeutschlands auch bei der Arbeitsproduktivität
(gemessen am nominalen BIP je Erwerbstätigenstunde),
die aktuell bei 76 % des westdeutschen Durchschnitts-
wertes liegt. Der Unterschied zum BIP je Einwohner
 ergibt sich dabei durch das Zusammenspiel mehrerer
Einflussfaktoren: Einerseits ist die Erwerbstätigenquote
(Erwerbstätige je Einwohner) in den neuen Ländern um
etwa 10 % niedriger als in den alten Ländern, gleichzeitig
ist die geleistete Stundenzahl je Erwerbstätigen aber um
rund 5 % höher. Neben einer höheren Präferenz für Voll-
zeitbeschäftigung spielen dabei auch längere (tarifliche)
Wochenarbeitszeiten und geringere Urlaubsansprüche
eine Rolle. 

Der Abstand der Arbeitsproduktivität zwischen Ost-
und Westdeutschland reflektiert vor allem Strukturunter-
schiede zwischen beiden Regionen, insbesondere die di -
vergierende Betriebsgrößenstruktur und das weitgehende
Fehlen von Unternehmenshauptsitzen in den neuen Län-
dern [vgl. DIW/IAB/IfW/IWH/ZEW (2002), S.193ff.]. Dies
hat zur Folge, dass bestimmte wertschöpfungsintensive
Tätigkeiten (besonders ausgeprägt im Bereich von For-
schung und Entwicklung) in Ostdeutschland nur schwach
vertreten sind, dass die Exportorientierung gering ist und

Wirtschaftspolitische Aufgaben in Ostdeutschland1

Joachim Ragnitz*

* Dr. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Niederlas-
sung Dresden des ifo Instituts.
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Kostenvorteile durch größere Produktionsserien häufig
nicht wahrgenommen werden können. Andere Faktoren,
die bis in die zweite Hälfte der 1990er Jahre häufig noch
als ausschlaggebend für die Produktivitätslücke Ost-
deutschlands genannt wurden (wie z. B. Qualifikati-
onsdefizite der ostdeutschen Erwerbstätigen oder eine
unzureichende Infrastrukturausstattung), dürften hinge-
gen heute keine Rolle mehr spielen [vgl. RAGNITZ, J. u.a.
(2001)].

Die im Aggregat geringere Leistungskraft der ost-
deutschen Wirtschaft spiegelt sich in den Einkommen
der Menschen indes nur teilweise wider – die (nominalen)
verfügbaren Einkommen je Einwohner liegen derzeit
(2007) bei 78,6 % des westdeutschen Niveaus; in realer
Rechnung dürfte der Angleichungsstand sogar noch

höher sein, weil viele nur regional gehandelte Güter
(haushaltsnahe Dienstleistungen, Wohnraum) in Ost-
deutschland billiger sind als in Westdeutschland [vgl. zu
entsprechenden Schätzungen ROOS, M. (2006)]. Der
Grund für die im Vergleich zum BIP je Einwohner relativ
günstige Situation bei den verfügbaren Einkommen ist vor
allem in den Umverteilungswirkungen des Steuer- und
Trans fersystems zu sehen; die empfangenen Sozialleis -
tungen liegen pro Kopf um 20 % höher, die gezahlten Ein -
kommensteuern hingegen um fast 50 % niedriger als im
Westen. Neben der hohen Zahl an Leistungsempfängern
spielt dabei auch eine Rolle, dass die ostdeutschen Rent -
nerhaushalte aufgrund höherer eigener Rentenansprü che
der Frauen derzeit noch besser gestellt sind als die Rent-
ner in Westdeutschland. Bei den Vermögenseinkommen

Tabelle 1: Indikatoren zum Konvergenzprozess in Ostdeutschland: nominales Bruttoinlandsprodukt
(Westdeutschland=100)

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder; Berechnungen des ifo Instituts. 

Tabelle 2: Zusammensetzung der Verfügbaren Einkommen (Westdeutschland=100)

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder; Berechnungen des ifo Instituts. 

Jahr
BIP 

je Einwohner 
BIP 

je Erwerbstätigen

BIP je 
Erwerbstätigen-

stunde

1991 42,9 44,5 44,3

1995 67,1 72,2 65,9

2000 67,2 75,7 70,1

2005 69,5 78,6 74,3

2006 69,9 78,5 74,4

2007 70,3 78,5 74,9

2008 70,9 79,0 75,6

Jahr
Primär    -
einkom-

men 

Empf. 
monetäre
Soziallst. 

Eink.- 
u. Verm.-

steuer 

Sozial-
beiträge 

Verfügb.
Einkom-

men

darunter:

Arbeit-
nehmer-
entgelt 

(Inländer)

Selbst-
ständigen-

einkom-
men

Saldo 
der Verm.-
einkom-

men

1991 49,2 59,0 26,9 26,0 86,2 24,8 60,3 59,2

1995 68,7 77,9 49,8 45,4 110,2 55,1 84,2 77,9

2000 67,5 77,1 56,8 38,6 121,5 48,1 86,9 80,5

2005 66,8 76,3 65,1 37,5 115,8 52,2 82,1 78,9

2006 66,9 76,6 65,0 38,4 115,0 51,6 80,9 78,9

2007 67,4 77,2 66,7 38,1 113,6 53,4 80,6 78,6
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ist hingegen noch ein deutlicher Rückstand gegenüber
Westdeutschland zu konstatieren; diese be tragen je Ein-
wohner weniger als 40 % des westdeutschen Niveaus
(vgl. Tab. 2) 

Die gemessen an der Wirtschaftskraft hohen Ein -
kommen sind ein wesentlicher Grund dafür, dass
Ostdeutsch land nach wie vor einen „Verbrauchsüber-
hang“ aufweist – die Binnennachfrage übertrifft das Brut-
toinlandsprodukt um 33 Mrd. € oder knapp 10 %. Dies
ist zwar deutlich weniger als noch vor wenigen Jahren
(im Jahr 2000 belief sich der Verbrauchsüberhang noch
auf rund ein Viertel des BIP), zeigt aber auch den nach
wie vor bestehenden Mangel an überregional wettbe-
werbsfähiger Produktion in den neuen Ländern [vgl. zur
Begründung SINN, H.-W. (2000)]. Es gelingt der ostdeut-
schen Wirtschaft eben nicht, in hinreichendem Umfang
durch Verkauf von Waren und Dienstleistungen außer-
halb der Region Einkommen zu generieren; vielmehr
 erfolgt die Finanzierung der heimischen Nachfrage zu
 einem verhältnismäßig hohen Anteil durch die vom Bund,
den westdeutschen Ländern und den Sozialversicherun-
gen bereitgestellten Zahlungen. Diese beliefen sich im
Jah re 2005 (nach Abzug der auf Ostdeutschland entfal-
lenden Steuer- und Beitragseinnahmen) auf 70–80 Mrd. €
oder 3,5 % des westdeutschen Bruttoinlandsprodukts;
rund ein Fünftel der Inlandsnachfrage wird durch Mit tel -
zu flüsse von außen finanziert [vgl. BLUM, U.; RAGNITZ, J.;
SCHARFE, S.; SCHNEIDER, L. (2009)]. Insoweit ist die wirt-
schaftliche Entwicklung in den neuen Ländern bislang
nicht „selbsttragend“. 

Ein näherer Blick auf die einzelnen Verwendungsaggre -
gate zeigt, dass vor allem die Investitionsgüternachfrage
in den neuen Ländern stark nachgelassen hat – lag die-
se, je Einwohner gerechnet, im Jahr 1997 noch um mehr
als 40 % über dem westdeutschen Niveau, hat sie sich
inzwischen auf nur noch rund 75 % des westdeutschen
Wertes reduziert (vgl. Tab. 3). Ausschlaggebend hierfür

war vor allem der massive Rückgang der Wohnungs-
bauinvestitionen nach dem Auslaufen günstiger Förder-
möglichkeiten in diesem Bereich; auch in der gewerbli-
chen Wirtschaft hat die Investitionstätigkeit deutlich
nachgelassen. Offenkundig setzt sich der Aufbau neuen
Produktionspotenzials in den neuen Ländern somit nur
noch verlangsamt fort. Tatsächlich lag der Kapitalstock je
Einwohner auch im Jahr 2006 nur bei 75 % des west-
deutschen Durchschnittswertes, freilich bei einem deut-
lich höheren Modernitätsgrad der vorhandenen Anlagen
(66,2 % im Vergleich zu 59,7 %, Stand am Jahresende). 

Diese Investitionen reichen kaum aus, neue Arbeits-
plätze zu schaffen – zwar ist die Zahl der Erwerbstätigen
im jüngsten Konjunkturaufschwung (2005 bis 2008) um
immerhin 4 % angestiegen; das Beschäftigungsniveau
liegt damit jedoch genauso hoch wie im Jahr 1993 und
um etwa 12 % niedriger als im Jahr 1991. Vielmehr die-
nen die Investitionen vor allem dazu, die Kapitalaus -
stattung der Arbeitsplätze zu erhöhen – so übertrifft die
Kapitalintensität im Produzierenden Gewerbe den ent-
sprechenden Wert in Westdeutschland inzwischen um
ein Sechstel (vgl. Tab. 4). Dies liegt unter anderem daran,
dass es unter dem Einfluss der primär am Kapital einsatz
anknüpfenden Förderung – die zu einer Verzerrung der
effektiven relativen Faktorpreise geführt hat – zu einer
übermäßigen Kapitalintensivierung der Produktion bzw.
zur bevorzugten Ansiedlung kapitalintensiver Branchen
gekommen ist [vgl. GERLING, K. (2002)]. Hierzu  passt 
es, dass die Kapitalproduktivität im produzierenden Ge-
werbe, die Mitte der 1990er Jahre noch bei fast 90 %
des westdeutschen Niveaus lag, inzwischen auf nur
noch zwei Drittel des korrespondierenden Wertes in 
den alten Ländern gefallen ist, denn die zeitweise Reduk-
tion der Kapitalnutzungspreise auf negative Werte [vgl.
SINN, H.-W. (2000)] hat dazu geführt, dass auch unrentab -
le Projekte sich aus einzelbetrieblicher Sicht noch als
rentabel erwiesen haben. In den weniger stark durch 

Tabelle 3: Komponenten der Verwendung des nominalen Bruttoinlandsprodukts (Westdeutschland=100 )

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder; Berechnungen des ifo Instituts.

Jahr
Private

Konsum -
ausgaben

Konsum -
ausgaben

des Staates

Bruttoanlage -
investitionen

Inlands -
nachfrage
insgesamt 

nachr: Sparen
der privaten
Haushalte

1991 62,1 81,8 68,8 67,3 36,9

1995 77,8 110,4 143,4 97,2 72,5

2000 81,0 106,8 101,6 90,1 68,4

2005 79,8 103,4 80,3 84,3 67,7

2006 79,8 101,6 75,6 83,0 66,6

2007 79,7 – – – 64,5
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die Investitionsförderung begünstigten Dienstleistungs-
bereichen liegt die Kapitalausstattung der Arbeitsplätze
hin ge gen um rund 20 % unter dem westdeutschen Ver-
gleichswert; hier wird als Folge der niedrigeren Lohnsät-
ze in den neuen Ländern eher arbeitsintensiv produziert.
Entsprechend hoch ist hier auch die Produktivität des
eingesetzten Kapitals. 

Positiv ist zwar, dass sich das verarbeitende Gewer-
be nach dem massiven Kapazitätsabbau in den Jahren
1990 und 1991 zuletzt recht dynamisch entwickelt hat –
gegenüber dem Niveau Mitte der 1990er Jahre hat sich
die reale Bruttowertschöpfung hier mehr als verdoppelt;
am aktuellen Rand konnten teilweise Zuwachsraten von
annähernd 10 % erreicht werden. Beigetragen hierzu hat
vor allem, dass die Lohnentwicklung in den vergangenen
Jahren hinter der Produktivitätsentwicklung zurückblieb;
während zu Beginn der 1990er Jahre das Verarbeitende
Gewerbe einen Lohnstückkostennachteil von mehr als
50 % aufwies, liegen die Lohnstückkosten am aktuellen
Rand um 12 % unterhalb des westdeutschen Vergleichs-
wertes. Vor allem im Ausland haben ostdeutsche An -
bieter ihre Marktanteile deutlich ausweiten können; die
Exportquote (Auslandsumsätze in Relation zu den Ge-
samtumsätzen) hat sich von nur wenig mehr als 10%
Mitte der 1990er Jahre auf zuletzt 33 % erhöht, liegt da-
mit aber noch immer weit von westdeutschen Vergleichs-
werten (46 %) entfernt. Mit 64 Erwerbstätigen je 1.000 Ein-
wohner ist das verarbeitende Gewerbe aber weiterhin von
geringerer Bedeutung als im Westen (101 Erwerbstäti-
gen je 1.000 Einw.) – während die eher privaten und öffent -
lichen Dienstleistungen im Osten nach wie vor stärker
vertreten sind (156 zu 146 Erwerbs tätige je 1.000 Einw.).

Selbst das Baugewerbe, wo nach den anfänglichen
Über treibungen seit 1995 in hohem Umfang Kapazitäten
abgebaut werden mussten, ist in den neuen Ländern im-
mer noch recht bedeutsam; je 1.000 Einwohner gerech-
net, sind hier immer noch rund 30 % mehr Personen
tätig als in Westdeutschland. Alles in allem ist somit eine
immer noch starke Stellung der binnenmarktorientierten
Sektoren in Ostdeutschland festzustellen (vgl. Tab. 5).

Eine Folge der gesamtwirtschaftlich schwachen Ent-
wicklung seit Mitte der 1990er Jahre ist die unbefriedi-
gende Arbeitsmarktsituation in den neuen Ländern. Zwar
ist die Zahl der (registrierten) Arbeitslosen verglichen mit
dem Höchststand des Jahres 2003 (1,62 Mio.) deutlich –
auf 1,12 Mio. Personen im Jahr 2008 – zurückgegan-
gen, und auch die Arbeitslosenquote hat sich von mehr
als 20 % auf weniger als 15 % reduziert; sie ist aber im-
mer noch doppelt so hoch wie in Westdeutschland
(7,2 % im Jahr 2008). Der Rückgang der Arbeitslosigkeit
in den vergangenen Jahren ist dabei allerdings nur teil-
weise auf eine Zunahme der Beschäftigung (+250.000
Personen seit dem Jahr 2003) zurückzuführen; wichtiger
ist hingegen die Abnahme des Arbeitsangebots durch
die Schrumpfung der (erwerbsfähigen) Bevölkerung
(Rückgang um rund 650.000 Personen zwischen Jah -
res ende 2003 und Jahresende 2007). Anders als noch
zu Beginn der neunziger Jahre reflektiert die höhere Ar-
beitslosigkeit in den neuen Ländern dabei inzwischen
nahezu ausschließlich die geringere Verfügbarkeit an Ar-
beitsplätzen, nicht aber ein höheres Arbeitsangebot: Die
Erwerbsbeteiligungsquote (Erwerbspersonen in Relation
zur erwerbsfähigen Bevölkerung) liegt in beiden Landes-
teilen inzwischen in etwa gleichauf.3

Tabelle 4: Kapitalstocka und Kapitalproduktivität in Ostdeutschland (Westdeutschland=100)

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder; Berechnungen des ifo Instituts.

Jahr
Kapitalstock 
je Einwohner

Kapitalstock 
je Erwerbstätigen

Bruttoinlandsprodukt  (in jeweiligen
Preisen) je Einheit Kapitalstock

insgesamt

darunter:
Produz.

Gewerbe
(einschl.
Baugew.)

Dienst -
leistungs -
bereiche

insgesamt

darunter:

Produz. 
Gewerbe
(einschl.
Baugew.)

Dienst -
leistungs-
bereiche

1991 43,8 45,5 59,3 44,2 98,6 62,9 115,5

1995 55,4 59,6 77,3 55,8 121,1 86,2 133,5

2000 69,5 78,3 99,5 73,4 96,7 70,5 106,1

2005 74,8 84,6 115,8 78,2 92,9 66,6 101,9

2006 75,3 84,6 116,9 78,2 92,8 65,9 102,1

a) jahresdurchschnittliches Bruttoanlagevermögen in Wiederbeschaffungspreisen.
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Nimmt man dies alles zusammen, so muss 20 Jahre nach
dem Übergang noch immer ein deutlicher Abstand zwi-
schen Ost- und Westdeutschland konstatiert werden –
ohne erkennbare Anzeichen einer schnellen Besserung.
Zu einem nicht unerheblichen Teil ist dies als Nachwir-
kung der DDR-Zeit bzw. als Folge von wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen im Verlauf des Transformations-
prozesses in den neuen Ländern zu interpretieren – die
heute nicht mehr rückgängig gemacht werden können,
es aber auch nicht erlauben, den Aufbau Ost quasi als
Selbstläufer zu betrachten, der ohne besonderes Zutun
im Rahmen gesamtdeutscher Politikansätze allein zum
Erfolg geführt werden könnte. Deswegen sollen im Fol-
genden mögliche Ansatzpunkte für die Wirtschaftspolitik
aufgezeigt werden.

Politische Schlussfolgerungen: Ein Zehn-Punkte-
Plan für die neuen Länder

Die geringe Wirtschaftskraft in den neuen Ländern einer-
seits und die unbefriedigende Arbeitsmarktsituation an-
derseits sind aus politischer Sicht kaum hinnehmbar –
immerhin verlangt das Grundgesetz in Art. 72 Abs. 2,
dass in den einzelnen Regionen des Bundesgebietes
„gleichwertige Lebensverhältnisse“ herzustellen seien,

wovon trotz aller Unbestimmtheit des Begriffs [vgl. z. B.
BARLÖSIUS, E. (2006)] derzeit wohl nicht die Rede sein
kann. Hinzu kommt, dass der fortbestehende Abstand
zwischen Ost- und Westdeutschland auch ein gesell-
schaftspolitisches Problem darstellt, das zu Politikver-
drossenheit und antidemokratischen Tendenzen beitra-
gen kann. Handlungsbedarf für besondere Maßnahmen
zugunsten der neuen Länder gibt es somit auch weiter-
hin.

Die Ableitung entsprechender Maßnahmen muss frei-
lich vor dem Hintergrund aktueller und künftiger Restrik-
tionen für ein stärkeres Wachstum in den neuen Ländern
geschehen. Hier ist vor allem die demographische Ent-
wicklung zu nennen: Schon von 1989 bis 1999 ist die
 Bevölkerung auf dem Gebiet der früheren DDR [Neue
Länder und Berlin (Ost)] um 1,3 Mio. Personen (–8 %)
zurückgegangen; seither hat sich der Bevölkerungsrück-
gang nahezu ungebremst fortgesetzt [in Ostdeutschland
einschließlich Berlin: –775 Tsd. Personen (–4,5%)]. Für
den Bevölkerungsrückgang sind dabei zu nahezu glei-
chen Teilen die Abwanderung (Wanderungssaldo 2001–
2007: –309 Tsd. Personen) und das Geburtendefizit (Sal-
do der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 2001–2007:
–374 Tsd. Personen) verantwortlich. Aus ökonomischer
Sicht hat dies zwei Implikationen: Einerseits verschlechtert
sich infolge der selektiven Abwanderung – insbesondere

Tabelle 5: Erwerbstätigenstruktur in den neuen Ländern (Anteil an den Erwerbstätigen insgesamt in %)

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder; Berechnungen des ifo Instituts.

Jahr

Land- 
und

Forstwirt -
schaft, 

Fischerei

Produzierendes 
Gewerbe 

ohne Baugewerbe

Bau -
gewerbe

Handel,
Gast -

gewerbe
und 

Verkehr

Finanzier.,
Vermietung
und Unter -
nehmens-
dienstleist.

Öffentliche
und 

private
Dienst-
leister

darunter:
Verarb. 

Gewerbe

1991 5,8 27,6 24,4 9,8 21,7 7,3 27,9

1995 3,2 16,2 14,4 15,6 22,6 10,8 31,6

2000 2,8 15,1 13,9 11,2 23,5 13,8 33,6

2005 2,4 15,0 13,9 7,6 23,7 15,8 35,5

2006 2,3 14,9 13,8 7,4 23,6 16,4 35,4

2007 2,3 15,1 14,0 7,4 23,6 16,7 35,0

2008 2,3 15,2 14,2 7,2 23,4 17,0 34,8

Nachr.:
West-
deutschl.
2008

2,1 20,9 20,1 5,1 25,3 17,5 29,1
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junge, gut qualifizierte Personen wandern nach West-
deutschland ab – die Humankapitalsituation in den neu-
en Ländern, und zum anderen kommt es aufgrund der
überproportionalen Verringerung der Zahl der Erwerbs-
fähigen – die nachwachsenden Kohorten sind quantitativ
schwächer besetzt als die aus dem Erwerbsleben aus-
scheidenden Kohorten – zu einer allgemeinen Verknap-
pung von Arbeitskräften. Da dieser Prozess sich auch in
den nächsten Jahren fortsetzen wird, verschlechtern
sich die Wachstumsperspektiven in den neuen Ländern,
vor allem in den eher peripher gelegenen Regionen mit
überdurchschnittlichem Bevölkerungsrück gang [vgl. RA-
GNITZ, J. u. a. (2007)]. Hier besteht durchaus das Risiko
fortschreitender Entleerung, also gleichsam einer „passi-
ven Sanierung“. Hinzu kommt, dass mit rückläufiger Be-
völkerungszahl auch die Nachfrage nach „nicht-handel-
baren“ Gütern zurückgehen dürfte, also auch von dieser
Seite her die wirtschaftlichen Perspektiven beeinträchtigt
werden.

Der zweite Belastungsfaktor für die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung in Ostdeutschland stellt die sich
abzeichnende Einengung der finanzpolitischen Spielräu-
me dar. Der Solidarpakt II, in dem die überproportionalen
Finanzhilfen zugunsten der neuen Länder geregelt sind,
ist bis zum Jahr 2019 befristet; zudem dürfte auch die
EU-Förderung ab dem Jahr 2013 allmählich auslaufen. In
der Folge werden nicht nur die derzeit noch geltenden
Förderpräferenzen für die neuen Länder allmählich abge-
baut werden müssen, sondern auch die ostdeutschen
Länder und Kommunen zur Einschränkung ihrer (derzeit
noch um 20 % über dem Pro-Kopf-Niveau der finanz-
schwachen westdeutschen Flächenländer liegenden)
Ausgaben gezwungen. Die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung wird damit für sich genommen gedämpft.

Schließlich besteht das Risiko, dass auch bereits vor-
handene Produktionskapazitäten in den neuen Ländern
nicht dauerhaft bestehen bleiben. Insbesondere in der
Industrie dominieren „verlängerte Werkbänke“, die häufig
keine engen Verflechtungen in der Region aufgebaut ha-
ben und vielfach von Entscheidungen global agierender
Konzerne abhängig sind. Es ist nicht auszuschließen,
dass diese künftig von Produktionsverlagerungen betrof-
fen sein können, wenn die in den 1990er Jahren gebauten
Anlagen technologisch veraltet und vollständig abge-
schrieben sind. Nur in wenigen Branchen und Technolo-
giefeldern, die noch am Beginn des Produktlebenszyklus
stehen und deswegen noch keine standörtlichen Festle-
gungen aufweisen (Beispiele hierfür sind die opto-elek-
tronische Industrie oder die Herstellung von Anlagen für
die Erzeugung regenerativer Energien) haben es die
 neuen Länder geschafft, sich als Standort international
agierender Unternehmen zu etablieren [vgl. zur Position
Ostdeutschlands in derartigen „Zukunftsfeldern“ z. B.

HIERO (2008)]. Deren quantitative Bedeutung ist aller-
dings zu gering, als dass sie etwaige Schrumpfungsten-
denzen in anderen Sektoren tatsächlich ausgleichen
könnten. 

Die noch bestehenden Einkommensunterschiede
zwischen Ost- und Westdeutschland reflektieren zum
Teil die unterschiedlichen standörtlichen Rahmenbedin-
gungen in den beiden Landesteilen und sind insoweit
wohl auch langfristig hinzunehmen [vgl. RAGNITZ, J.
(2009)]. Zum Teil spiegeln sich darin aber auch noch
Nachwirkungen des Transformationsprozesses wider,
die sich jedoch zunehmend zu verhärten drohen. Soweit
dies der Fall ist, bedarf es weiterhin (besonderer) wirt-
schaftspolitischer Anstrengungen zur „Beschleunigung“
des Aufbaus Ost. Vor diesem Hintergrund werden im
Folgenden 10 Punkte aufgelistet, mit denen dem Aufbau
Ost neuer Schwung verliehen werden kann:4

1. Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte durch
globale Mittelzuweisungen unterstützen: Mit zu-
nehmender Ausdifferenzierung der wirtschaftlichen
Entwicklung in den neuen Ländern kommt regionalen
Entwicklungsstrategien verstärkte Bedeutung zu. Die-
se müssen sich je nach standörtlichen Gegebenhei-
ten unterscheiden und sollten auch die regionalen
Präferenzen in angemessener Weise berücksichtigen;
dem entsprechend ist eine alleinige Orientierung an
westdeutschen Vorbildern nicht zweckmäßig. Derarti-
ge Konzepte können nur von den jeweiligen Akteuren
vor Ort sachgerecht umgesetzt werden. Um dies zu
unterstützen, sollten entsprechende Mittel durch den
Bund oder die Länder zur Verfügung gestellt werden;
freilich ist auf ein strenges Controlling der Mittel zu
achten. Ein Vorbild könnte hierbei der InnoRegio-
Wettbewerb darstellen, der in seinem Kern auf eine
dauerhafte Mobilisierung der regionalen Akteure ab-
zielte [vgl. DIW (2004)]. 

2. Neuorientierung in der Investitionsförderung: Die
Inves titionsförderung sollte künftig primär als Instru-
ment der Ansiedlungspolitik verwendet werden – in-
dem sie auf Neuinvestitionen beschränkt bleibt, die
glaubhaft auf Standortalternativen außerhalb der neu-
en Länder verweisen können. In einem Jahr nicht ver-
ausgabte Mit tel sollten auf die folgenden Jahre über -
tragen werden können. Sinnvoll erscheint es zudem,
die För derhöhe nicht vorrangig an der Investi tions -
summe, sondern an der Zahl der geschaffenen Ar-
beitsplätze auszurichten, um eine übermäßige Kapi-
tal inten si vierung der Produktion zu vermeiden. Eine
sektorale Konzentration auf vermeintliche „Zukunfts-
felder“ ist hingegen nicht zu empfehlen, da dies zu 
erheblichen Verzerrungen führen würde und im Zwei-
fel ohnehin nicht durchhaltbar erscheint. Eine derar -
tige „Industriepolitik“ ist bestenfalls auf Bundesebene,
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nicht aber auf der Ebene einzelner Regionen oder
Länder sinnvoll. 

3. Verstärkung der Innovationsförderung: Die allge-
meine Wirtschaftsförderung zum Zwecke der „Be -
stands pfle ge“ sollte auf die Unterstützung der Innova-
tionstätigkeit in den Unternehmen abstellen. Auf diese
Weise könnte insbesondere auch die Exportfähigkeit
ostdeut scher Unternehmen verbessert werden. Ange-
sichts von Schwierigkeiten bei der Selektion förder-
würdiger Projekte sollte die Förderung möglichst tech-
nologieneutral ausgestaltet werden – so zum Beispiel
durch eine allgemeine steuerliche Innovationsförde-
rung [EXPERTENKOMMISSION FORSCHUNG UND INNOVATION

(2008), S. 32ff.].
4. Gründungsförderung ausbauen: Aufgrund nicht ge -

löster Nachfolgeprobleme droht in den kommenden
Jahren eine Unternehmenslücke in den neuen Ländern;
gleichzeitig ist das öffentliche Bild „des Unternehmers“
nach wie vor von negativen Vorurteilen geprägt. Neben
vermehrter Aufklärung sind daher Anreize für Unter-
nehmensneugründungen und -über nahmen zu setzen.
Hierzu zählt insbesondere die Bereitstellung von Kapi-
tal zum Ausgleich mangelnden Eigenkapitals poten -
zieller Gründer (beispiels weise in Form längerfristiger
nachrangiger Darlehen, wobei diese jedoch nicht un-
bedingt auch subven tioniert sein müssen) sowie die
Erschließung bis lang wenig gründungsbereiter Bevöl-
kerungsschichten (Frau en, Erwerbslose, ältere Er-
werbstätige). Bei der Förderung sollte freilich mehr als
bisher auch auf die Zukunftsfähigkeit geplanter Exis -
tenzgründungen im Blick behalten werden. 

5. Beseitigung noch bestehender infrastruktureller
Defizite: Im Großen und Ganzen ist die Infrastruktur
in den neuen Ländern zwar gut ausgebaut; gleichwohl
gibt es in Teilbereichen noch Engpässe, wie zum Bei-
spiel beim grenzüberschreitenden Verkehr nach Polen
und Tschechien oder bei verbleibenden Lückenschlüs-
sen im Fernverkehrsnetz (Straße und Schiene). Gerade
mit Blick auf eine verbesserte Einbindung der ostdeut-
schen Länder in die überregionale Arbeitsteilung soll-
ten diese möglichst schnell geschlossen werden. Im
Bereich der Forschungs infrastrukturen (Hochschulen
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) ist
auf bessere Passfähigkeit zur Wirtschaft in den neuen
Ländern zu achten – insbesondere mit Blick auf den
Fachkräftebedarf und den Technologietransfer. 

6. Drohende Fachkräfteprobleme durch verbesserte
Aus- und Weiterbildung beheben: Nicht zuletzt auf-
grund der demographischen Entwicklungen kommt
es schon in wenigen Jahren zu einer spürbaren Ver-
knappung gut ausgebildeter Fachkräfte in den neuen
Ländern. Gleichzeitig bleibt die Arbeitslosigkeit bei
Geringqua lifizierten hoch, weil dem Arbeitsangebots -

rückgang hier ein ähnlich hoher Arbeitsnachfrage -
rückgang gegenübersteht [vgl. RAGNITZ, J. u. a. (2007)].
Dies spricht für verstärkte Bildungsanstrengungen auf
allen Stufen des Bildungssystems einschließlich der
Weiterbildung bereits erwerbstätiger Personen. Hier
geht es nicht nur um die Bereitstellung öffentlicher
Mittel, sondern teilweise auch nur um die Qualitäts-
verbesserung bestehender Angebote.

7. Demographische Herausforderungen annehmen:
Schrump fung und Alterung der Bevölkerung in Ost-
deutschland lassen sich nicht mehr aufhalten. Erfor-
derlich sind daher Anpassungsmaßnahmen an den
demographischen Wandel. Hierzu gehört es, alle poli-
tischen Maßnahmen auf ihre Demographietauglich keit
zu überprüfen, darüber hinaus aber auch, Anreize für
zentrennähere Siedlungsstrukturen zu setzen und die
öffentliche Daseinsvorsorge in der Fläche auf eine
Grundversorgung zu reduzieren, im Gegenzug aber
mehr Freiräume für Eigeninitiative zu schaffen. 

8. Spielräume für länder- und regionsspezifische Re-
gulierungen eröffnen: Ein Dauerbrenner in der Diskus-
sion um den Aufbau Ost ist die Deregulierung. Auch
wenn es nicht leicht fällt, hierzu konkrete Vorschläge zu
benennen, sollte dort, wo ein Interesse an bundesein-
heitlicher Regelung nicht nachgewiesen werden kann,
die Gesetzgebungshoheit auf die Länder zu rücküber -
tragen werden. Gegebenenfalls können hierfür in stär-
kerem Umfang auch zeitlich befristete Abweichungs-
möglichkeiten von Bundesrecht genutzt werden. 

9. Vernetzung mit mittel- und osteuropäischen Län-
dern verbessern: Allein schon aufgrund der räumli-
chen Nähe sind Polen und Tschechien, darüber hin-
aus aber auch andere mittel- und osteuropäische
Länder quasi „natürliche“ Zielländer für grenzüber-
schreitende Aktivitäten ostdeutscher Unternehmen.
Neben dem Handel mit Waren und Leistungen sind
hier insbesondere auch Kooperationen in der Produk-
tion sowie in Forschung und Entwicklung anzustreben;
darüber hinaus kann auch eine stärkere Integration
der regionalen Arbeitsmärkte beiderseits der Grenzen
nutzbringend sein. Die hier bestehenden Potenziale
sind bislang nicht ausgeschöpft, teilweise aufgrund
mentaler Barrieren oder auch fehlender Sprachkennt-
nisse. Hier bieten sich verschiedenartige Anknüp-
fungspunkte für die Politik. 

10. Stärkung des gesamtdeutschen Wachstums: Ost-
deutschland wird am ehesten dann zu Westdeutsch -
land aufschließen können, wenn die wirtschaftliche
Entwicklung in Gesamtdeutschland an Dynamik ge-
winnt. Zum einen verbessert dies die Absatzchancen
für ostdeutsche Unternehmen, zum anderen wird
dann auch mehr investiert, so dass Standorte in den
neuen Ländern vermehrt auch in den Blickpunkt
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westdeutscher Unternehmen kommen können. Es ist
daher – über die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise
hinaus – nach Wegen zu suchen, wie das gesamt-
deutsche Wirtschaftswachs tum beschleunigt werden
kann. 

Natürlich sind die genannten 10 Punkte, die hier nur  an -
satz weise umrissen werden konnten, nicht als ab schlie -
ßend anzusehen. Wichtig ist es aber vor allem zu erken-
nen, dass ein „Weiter so“, eine Beschränkung der Politik
nur auf gesamtdeutsch orientierte Maßnahmen der Pro-
blemlage in Ostdeutschland nicht gerecht würde. Es
wäre auch verfehlt, allein die ostdeutschen Länder auf
ihre Verantwortung zu verweisen – solange es nicht 
gelingt, eine selbsttragende Entwicklung in den neuen
Ländern anzustoßen, wird der Bedarf der neuen Länder
an finanziellen Hilfen (neben dem bundesstaatlichen
Finanz ausgleich sind hier vor allem die Sozialausgaben
zu nennen) auch die Entwicklung im Westen belasten.
Insoweit muss auch der Bund über seine eingegangenen
Verpflichtungen im Solidarpakt II hinaus Engagement in
den neuen Ländern zeigen. 

Ist es realistisch, bis zum Jahr 2020 eine Angleichung
wenigstens an das Niveau der finanzschwachen west-
deutschen Länder zu erwarten? Ohne zusätzliche politi-
sche Anstrengungen stehen die Chancen hierfür nicht
gut, jedenfalls nicht so gut wie die Bundesregierung es
glauben machen möchte. Dies sollte Anlass sein, zu Be-
ginn einer neuen Legislaturperiode darüber nachzuden-
ken, mit welchen Maßnahmen dieses Ziel doch noch er-
reicht werden kann. 
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Begünstigt durch ein sich dynamisch entwickelndes wirt-
schaftliches Umfeld nahm in den Jahren 2005 bis 2007
die Innovationstätigkeit in der deutschen Industrie stetig
zu und die Innovationsbudgets wuchsen. Der Mitte 2008
durch die Finanzkrise verursachte globale Konjunkturab-
schwung hatte auch für das Innovationsgeschehen in
Deutschland negative Folgen, die sich allerdings noch in
moderaten Größenordnungen hielten. Für 2009 wird in-
folge der sich bis Jahresmitte verschärfenden rezessiven
Entwicklung mit einer starken Beeinträchtigung der Inno-
vationsneigung zu rechnen sein. Eine aktuelle Studie
zeigt jedoch, wie wichtig gerade in der Krise Wissen und
Innovationsfähigkeit als Voraussetzungen für prosperie-
rende Regionen sind [PROGNOS (2009)]. Nachfolgend wird
analysiert, wie sich das Innovationsgeschehen in der säch -
sischen Industrie vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen
Situation der Jahre 2007 und 2008 entwickelt hat. Die
präsentierten Daten stammen zum einen aus der Son-
derfrage „Innovation“ im ifo Konjunkturtest, mit der im
Dezember 2008 die Innovatorenquote in der Industrie für
das abgelaufene Jahr erhoben wurde und zum anderen
aus dem Mitte 2008 durchgeführten ifo Innovationstest,
der der Informationsbeschaffung zum Innovationsgesche -
hen des Vorjahres diente.

Innovationsverhalten in der Krise: Gibt es einen
Paradigmenwechsel?

Die Meldung überrascht: Viele Unternehmen in Deutsch-
land treten in der Krise die Flucht nach vorn an und fah-
ren ihre Innovationsanstrengungen hoch [DIHK (2009)].
Allerdings war die Fragestellung in der DIHK-Umfrage
„Innovationsverhalten der Unternehmen in der Krise“
eher allgemein gehalten und lautete „Hat Ihr Unternehmen
in der derzeitigen Krisensituation sein Innovationsver -
halten verändert?“, wobei die Änderung eine Reduktion
oder einen Ausbau der Innovationsaktivitäten beinhalten
konnte oder auf die Verschiebung von ursprünglich avi-
sierten Innovationsprojekten abzielte [DIHK (2009), S. 15].
In der Befragung gaben 49 % der Unternehmen an, dass
sich ihr Innovationsverhalten im Zuge der Krise verändert
hat. Von diesen wiederum haben 57 % ihre Anstrengungen
verstärkt, 13 % die Innovationsaktivitäten reduziert und

30 % avisierte Projekte verschoben. Inwieweit die ge-
nannten Verhaltensweisen mit budgetären Veränderun-
gen einhergingen, lässt sich aus den Befragungsergeb-
nissen nicht unmittelbar schlussfolgern.

In einer im Rahmen des „Berichts zur technologi-
schen Leistungsfähigkeit Deutschlands“ erstellten Studie
konnte nachgewiesen werden, dass für die Höhe der
FuE-Ausgaben die Veränderung des Umsatzes und der
Produktivität von größter Bedeutung sind [RAMMER et al.
(2004), S. 96]. Dabei führt ein Umsatzwachstum (bzw.
ein Umsatzrückgang) von 10 % kurzfristig zu einer Erhö -
hung (Verringerung) der gesamten FuE-Aufwendungen
von 2 %. In den zurückliegenden Jahren wirtschaft lichen
Wachstums hat die deutsche Wirtschaft ihre FuE-Ausga-
ben spürbar erhöht und zwar 2005 (+5,1% gegenüber
dem Vorjahr), 2006 (+7,3 %) und 2007 (+2,8 %) [GRENZ-
MANN (2009), S. 30]. Bei Berücksichtigung weiterer im In-
novationsprozess anfallender Aufwendungen – wie z. B.
für konstruktive oder designerische Entwicklungen, Pa-
tente/Lizenzen, Produktionsvorbereitung und Werbung –
erhöhten sich die Innovationsaufwendungen der deut-
schen Wirtschaft 2007 um 6 % und damit im Gleich-
schritt wie der Gesamtumsatz aller Unternehmen [ASCH-
HOFF et al. (2009), S. 2]. Die Planungen für 2008 gehen
nur von einer schwachen nominalen Zunahme der Inno-
vationsaufwendungen um 0,9 % aus und lassen für 2009
einen Rückgang – zum ersten Mal seit 1994 – um 1% er-
warten.

Die konjunkturabhängige Umsatzentwicklung der Un -
ternehmen determiniert schon deshalb die Höhe der
FuE-Aufwendungen, weil ein bedeutender Teil dieser
Aufwendungen vom Auftragsvolumen abhängt [RAMMER

et al. (2004), S. 97]. Dies trifft insbesondere auf jene
Branchen zu, deren Innovationsaktivitäten stark auf die
spezifischen Wünsche der Kunden ausgerichtet sind,
wie etwa im Maschinen- und Anlagenbau. Gerade für
Produktinnovationen spielt das richtige Timing in Bezug
auf die Konjunktur eine wesentliche Rolle: Werden neue
Produkte in einer Phase expansiver Nachfrage auf den
Markt gebracht, ist die Wahrscheinlichkeit einer (erwarte-
teten) positiven Marktakzeptanz deutlich höher als bei
 einer kontraktiven Nachfrageentwicklung. Die Durch-
führung von Prozessinnovationen hängt dagegen eher
von der aktuellen Geschäftslage und der Kapazitätsaus-
lastung ab [RAMMER et al. (2004), S. 101].
Vor diesem Hintergrund ist der Befund der DIHK-Unter-
suchung nicht verwunderlich, dass über die Hälfte der

Innovationskraft der sächsischen Industrie hilft
bei der Krisenbewältigung
Horst Penzkofer und Heinz Schmalholz*

* Horst Penzkoffer und Heinz Schmalholz sind wissenschaftliche Mitarbei-
ter am ifo Institut München.
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befragten Unternehmen in der aktuellen Wirtschaftskrise
die Chance sieht, neue Innovationsprozesse zu reali -
sieren. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist einerseits
der Bedarf an innovativen Produkten, die Kosten- und
Effi zienzvorteile versprechen, groß, andererseits zwingen
eben diese Effekte die Hersteller ihre eigenen Produk-
tionsprozesse zu optimieren. Viele Unternehmen können
die Krise möglicherweise zumindest in Teilen positiv für
sich nutzen, indem sie rechtzeitig Geschäftsprozesse
und Projektabläufe erneuern, was in der Vergangenheit
aufgrund Produktions- und Termindrucks oft nicht mög-
lich war. Effiziente Prozesse und innovative Produkte
sind die besten Rezepte, um sich in der nach Erreichen
der Talsohle erwarteten, vergleichsweise schwachen
Wachs tumsphase am Markt, behaupten zu können.

Innovatorenanteil in Sachsen auch 2008 noch auf
hohem Niveau

Die Ergebnisse der ifo Innovationserhebung zeigen für
das Jahr 2008 einen im Vergleich zum Vorjahr noch
 nahezu konstant gebliebenen Anteil von rund 63 % in -
novierender Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe
Deutschlands. Dieser Befund deckt sich mit der in der
ZEW-Erhebung für 2008 in Deutschland erwarteten sta-
bilen Innovationsbeteiligung [ASCHHOFF et al. (2009),
S. 3]. Bei regionaler Differenzierung der Innovatorenantei-
le zeigt sich, dass die westdeutsche und sächsische In-
dustrie leichte Steigerungen (+0,6 bzw. +0,2 Prozent-
punkte) aufzuweisen haben, während die ostdeutsche
Innovatorenquote minimal zurückging (–0,1 Prozentpunk -
te). Der sächsische Innovatorenanteil lag damit 2008
+0,5 Pro zentpunkte über dem ostdeutschen Durch-
schnitt (vgl. Tab. 1). 

In Ostdeutschland arbeiteten 2008 knapp 70 % der
Industriebeschäftigten in innovativen Betrieben, während
es in den alten Bundesländern 78 % waren. Trotz der
ausgeprägten kleinbetrieblichen Struktur der sächsi-
schen Industrie ergibt sich ein relativ hoher Anteil von

69,5 % an Beschäftigten bei Innovatoren. In West-
deutschland hat sich diese Relation im Vergleich zum
Vorjahr um drei Prozentpunkte verringert, während sie
sich in Ostdeutschland und in Sachsen leicht erhöht hat.
Im Bundesdurchschnitt lag dieser Wert 2008 bei 77 %.

Wirtschaftliche Lage schlägt sich im Produktport-
folio der Industrie nieder

Einen quantifizierbaren Niederschlag findet die Innovati-
onstätigkeit der Industrie in der Zusammensetzung ihrer
Umsatzstruktur. Analysiert man den von den Unterneh-
men erzielten Gesamtumsatz danach, welcher Anteil je-
weils auf Produkte entfällt, die sich in unterschiedlichen
Lebensphasen befinden, dann ist festzustellen, dass
2008 die Unternehmen in allen drei Teilregionen bei der
Einführung neuer Produkte etwas zurückgefallen sind,
wobei dieser Anteil aber immer noch deutlich über der 
10-Prozent-Marke liegt (vgl. Abb. 1). Die westdeutsche
Industrie weist einen Markteinführungsanteil von 11,5 %
auf, dicht gefolgt vom sächsischen verarbeitenden Ge-
werbe mit 11,4 %. Beim Anteil neu am Markt platzierter
Produkte liegt die sächsische Industrie damit noch leicht
über dem ostdeutschen Durchschnitt (10,9 %). 

Deutlich wird aber auch, dass jeweils etwa 60 % der
Umsätze von den Unternehmen in den drei betrachteten
Teilregionen auf stagnierenden oder schrumpfenden
Märkten erzielt werden. Ursächlich hierfür ist die ab Jah-
resmitte 2008 einsetzende Konjunkturschwäche, die
 einen Rückgang des Umsatzanteils von Produkten in der
Wachs tumsphase zur Folge hatte, d. h. die danach an-
haltend geringe Wachstumsdynamik der Absatzmärkte
beeinträchtigte die Expansionschancen der erneuerten
Produktportfolios. Auch in Sachsen verringerte sich der
Umsatzanteil mit Produkten, die die Wachstumsphase
bereits erreicht haben, so dass zusammen mit dem
knapp 12-prozentigen Anteil an Produkten in der Schrump -
fungsphase doch eine leichte Schieflage in der Umsatz-
struktur zu konstatieren ist. 

Innovative Industrieunternehmen in

Westdeutschland Ostdeutschland Sachsen

Bezogen auf Anzahl der:

– Unternehmen 63,6 59,4 59,9

– Beschäftigten 78,0 69,3 69,5

Quelle: Sonderfrage „Innovation“ im ifo Konjunkturtest.

Tabelle 1: Anteil innovativer Unternehmen 2008 (in %)
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Diese Entwicklung ist sicher auch ein Beleg dafür, dass
sich die Unternehmen bei ihren Neuerungsaktivi täten
überwiegend auf ihre angestammten Märkte beschrän-
ken und in zu geringem Umfang wachstumsdy namische
Märkte erschließen. Damit ist ein zentrales Problem der
Innovationstätigkeit berührt: Einerseits sollen Innovationen
die Finanz- und Ertragskraft von Unternehmen stärken,
auf der anderen Seite setzt jedoch die Innovations -
tätigkeit erhebliche Ressourcen voraus.

Etablierte Unternehmen setzen eher auf ihre
Markterfahrung

Die Produktsortimente der Unternehmen enthalten in der
Regel eine Vielzahl neu- und weiterentwickelter Produk-
te. Hieraus resultieren qualitative Unterschiede hinsicht-
lich ihrer technischen und damit auch ökonomischen Be-
deutung. Der technische Neuheitsgrad determiniert den
Verbraucher- oder Anwendernutzen im Hinblick auf die
Bedürfnisbefriedigung oder den funktionalen Erfüllungs-
zweck und ist somit für die Marktrelevanz der weiterent-
wickelten oder neuen Produkte bestimmend. Je nachdem,

ob es sich bei diesen Produkten um Substitute, komple-
mentäre oder gänzlich neue Produkte handelt, wird auch
die damit erzielbare Marktwirkung ausfallen. Tabelle 2
enthält die im ifo Innovationstest erfassten Produkt/
Markt-Ziele für die genannten Produktkonfigurationen.

Die Ergebnisse spiegeln das für die Produktpolitik der
Industrie in den alten Bundesländern schon seit Länge-
rem konstante Verhaltensmuster wider, von dem sich
das der ostdeutschen Unternehmen – aber auch der
säch sischen Industrie – allerdings nur graduell unterschei -
det. Die primäre Strategie der Unternehmen ist auf die
Verteidigung des erreichten Marktanteils gerichtet. Diese
„defensive“ Ausrichtung wird noch sichtbarer, wenn der
Schwerpunkt der Produktinnovationstätigkeit auf der
Ausweitung der Produktpalette mit berücksichtigt wird,
der deutlich auf die angestammten Produktbereiche fo-
kussiert ist. Ursächlich hierfür ist, dass etablierte Unter-
nehmen häufiger bestehende Technologien nach Kun-
denwünschen weiterentwickeln [KfW (2009), S. 123].
Diese Innovationen sind oft inkrementeller Natur und
 basieren seltener auf eigener FuE als auf dem Wissen
aus langjähriger Herstellererfahrung. Nur etwa jedes sie-
bente Unternehmen in Westdeutschland und etwa jedes

Quelle: Sonderfrage Innovation im ifo Konjunkturtest.

Abbildung 1: Umsatzstruktur im verarbeitenden Gewerbe für Westdeutschland (WDL), Ostdeutschland (ODL)
und Sachsen (SN)
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sechste in Ostdeutschland hat sich 2007 auf Märkte
außerhalb seines traditionellen Erzeugnisschwerpunkts
gewagt. Eine derartige Strategie dürfte jedoch am ehes -
ten dazu beitragen, neue Expansionschancen zu eröff-
nen. Diese Chancen scheinen sächsische Unternehmen
stärker zu nutzen. Aber auch ohne Diversifikation lassen
sich noch neue Marktsegmente erschließen, vor allem in
regionaler Hinsicht und im Hinblick auf die Gewinnung
neuer Kundengruppen.

Die Innovationsaktivitäten im Produktionsbereich sind
wie die Produktinnovationen auf dasselbe Oberziel, näm-
lich die Erreichung eines bestimmten Unternehmensge-
winns, ausgerichtet. Primär wird dieses Ziel durch die
 Effizienzsteigerung der Produktion und damit über die
Kostensenkung zu erreichen versucht (vgl. Tab. 2).

Neben der Produktionskostensenkung, für die eine
breite Palette von Aktionsparametern existiert, nimmt die

Steigerung der Flexibilität der Produktion eine zentrale
Bedeutung im Zielbündel der Industrie ein. Bei jeweils
rund zwei Dritteln der Prozessinnovatoren in den drei
Teilre gionen ist dies das technische Innovationsziel. Eine
hohe Fertigungsflexibilität verhindert, dass Absatzein-
bußen des halb eintreten, weil die Produktion nicht recht-
zeitig an neue Markterfordernisse angepasst werden
kann.

Nicht zu vernachlässigen sind die Beiträge zum Ge-
samtziel des Unternehmens, die von der Verbesserung
der Arbeitsbedingungen und der Verminderung von Um-
weltbelastungen ausgehen. So kann die Reduzierung
von Umweltbelastungen unbedingt erforderlich sein, um
Gesetzesauflagen zu erfüllen. Aufgrund der in der Regel
moderneren Produktionsanlagen ist dies für ostdeutsche
Unternehmen weniger maßgeblich als für westdeutsche
Produzenten.

Quelle: ifo Innovationstest.

Tabelle 2: Innovationsziele im verarbeitenden Gewerbe 2007 (in %)

Innovationszielea West deutschland Ostdeutschland Sachsen

bei Produktinnovationen

Schaffung von Nachfolgeprodukten 53,1 43,7 41,9

Ausweitung der Produktpalette

– innerhalb des Erzeugnisschwerpunkts 69,5 75,0 71,3

– außerhalb des Erzeugnisschwerpunkts 14,5 15,6 16,5

Erhaltung des Marktanteils 71,4 68,3 60,8

Erschließung neuer Märkte

– in internationaler Hinsicht 47,0 44,0 40,6

– im Hinblick auf neue Zielgruppen 50,3 48,1 44,8

bei Prozessinnovationen

Steigerung der Flexibilität der Produktion 65,2 67,8 65,1

Senkung der Produktionskosten durch Verringerung

– des Lohnkostenanteils 45,9 42,0 43,5

– des Materialverbrauchs 45,6 52,3 54,2

des Energieverbrauchs 37,1 44,9 45,1

des Ausschusses 44,6 41,7 35,2

Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 37,9 33,6 31,8

Verminderung der Umweltbelastungen 35,1 32,0 30,9

a) Mehrfachnennungen möglich.
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Produktinnovationen in West und Ost überwiegend
marktgetrieben

Die Anstöße zur Durchführung von Innovationen können
aus den Unternehmen selbst stammen oder von außen
an sie herangetragen werden, d. h. zum einen werden
technische Innovationen durch Aktivitäten der betriebli-
chen FuE-Abteilung induziert (Technologie-Orientierung),
und zum anderen werden Entwicklungen durch die Ver-
arbeitung von Marktinformationen initiiert (Markt-Orien-
tierung).

Hinsichtlich der Bedeutung der unternehmensinter-
nen Impulsgeber unterscheiden sich die west- und ost-
deutschen Unternehmen am deutlichsten hinsichtlich
der Firmenleitung, die in Ostdeutschland und auch in
Sachsen stärker maßgebend ist als in Westdeutschland,
was mit der kleinteiligeren Unternehmensstruktur zu-
sammenhängt (vgl. Tab. 3). Die Marketingabteilungen
sind in allen Regionen die zweitwichtigsten Quellen für
Innovationsanregungen. Vor diesem Hintergrund ist auch
der hohe Anteil der Nennungen zu interpretieren, der auf
die Variable „Kunden“ entfällt, da die Marktinformationen
zu einem großen Teil durch enge Kundenkontakte ge-
wonnen werden. 

Zwar realisierten 2007 rund 36 % der westdeutschen
und etwa 35 % der ostdeutschen Innovatoren (Sachsen:
knapp 32 %) technologieinduzierte Neuerungen, aber mit
einem starken Bias bezüglich größerer Unternehmen.
Diese Gruppe von Unternehmen tätigt auch in höherem
Maße aus prozesstechnologischen Anstößen (Produk -
tion und Materialwirtschaft) resultierende Innovationen,
als es bei kleinen und mittleren Unternehmen der Fall ist.

Die Bedeutung der durch Konkurrenzunternehmen
ausgelösten Aktivitäten gibt Hinweise auf die Verbreitung
der Imitationsstrategie in der Industrie. So stammten
2007 bei jeweils mehr als einem Drittel der Innova toren
Neuerungsideen von Wettbewerbern. Hierzu gehören
auch die Impulse, die aus der Informationsbeschaffung
auf Messen und Kongressen (jeweils über ein Viertel in
West und Ost) oder bei Lieferanten (durchschnittlich
22 % in West- und 16 % in Ostdeutschland) resultierten.

Mit 14 % (West) bzw. rund 27 % (Ost) der Nennungen
spielen partnerschaftlich miteinander verbundene Unter-
nehmen als Ideenlieferanten eine gewisse Rolle, in aus-
geprägtem Maße jedoch nur bei Großunternehmen.
Fachliteratur (rund 10 bzw. 14 %) und Einrichtungen des
Wissenschaftsbereichs (rund 7 % bzw. 10 %) liefern noch
nennenswerte Beiträge. Beide Ideenquellen werden von

Tabelle 3: Herkunft der Innovationsideen im verarbeitenden Gewerbe 2007 (in %)

Quelle: ifo Innovationstest.

Innovationsimpulsea Westdeutschland Ostdeutschland Sachsen

unternehmensintern

Forschung und Entwicklung 35,9 35,1 31,7

Produktion, Materialwirtschaft 31,6 29,4 31,5

Marketing, Produktbetreuung 60,1 62,9 59,3

Firmenleitung 62,6 66,6 67,1

unternehmensextern

Verbundenes Unternehmen 13,6 27,1 23,7

Konkurrenz 34,4 36,3 33,2

Lieferanten 21,7 15,9 15,7

Kunden 65,1 67,8 62,1

Fachliteratur, Patentschriften 9,7 14,0 12,9

Hochschulen, Forschungsinstitute 7,3 10,1 9,4

Messen, Kongresse etc. 26,5 28,9 24,7

Staatliche FuE-Programme 6,7 14,3 12,7

a) Mehrfachnennungen möglich.
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ostdeutschen Unternehmen intensiver genutzt als von
westdeutschen. Dies trifft auch für die staatlichen FuE-
Programme zu, die aber mehrheitlich auch nur für ent-
sprechende Aktivitäten in Ostdeutschland zur Verfügung
stehen.

Verglichen mit den Ergebnissen für die ostdeutsche
Industrie insgesamt, weisen die Meldungen der sächsi-
schen Industrie keine nennenswerten Abweichungen auf. 

Wissensgenerierung dominierende Komponente
der Innovationsaufwendungen

Das verarbeitende Gewerbe in den alten Bundeslän-
dern hat im Jahr 2007 für seine Innovationsvorhaben
82,6 Mrd. € aufgewendet und gab damit rund 7 % mehr
aus als im Vorjahr (76,3 Mrd. €) (vgl. Tab. 4). Für die neu-
en Bundesländer belief sich der Innovationsaufwand auf
3,8 Mrd. €, der damit rund 0,1 Mrd. € unter dem Vorjah-
resniveau lag. In Sachsen stagnierten die Innovations-
ausgaben der Industrie bei rund 1,6 Mrd. €.

Bezogen auf den Gesamtumsatz der westdeutschen
Industrie, belief sich 2007 die Innovationsquote auf 5,1%
und lag somit 0,1 Prozentpunkte über dem Vorjahres-
wert. Für die Industrie Ostdeutschlands ergab sich ein
Anteil am Umsatz von nur noch 3,0 % (2006: 3,6 %). Bei
stagnierenden Innovationsausgaben sank in Sachsen die
Innovationsquote um 0,6 Prozentpunkte auf nunmehr
3,6 %. Ursächlich hierfür ist der im Beobachtungsjahr in
Ostdeutschland und Sachsen jeweils um die 10 % ge-
stiegene Umsatz des verarbeitenden Gewerbes.

Von den gesamten Innovationsausgaben entfielen 2007
in der westdeutschen (ostdeutschen) Industrie rund
63 % (knapp 58 %) auf den Know-how-Einsatz (FuE,
Konstruktion, Produktdesign), um neue oder verbesserte
Produkte und/oder Verfahren realisieren zu können (vgl.
Tab. 4). Für erworbene oder angemeldete Schutzrechte
mussten 3 % (etwa 2 %) aufgewendet werden. Die für
Produktionsvorbereitung und Rationalisierung erforder -
lichen Investitionen machten rund 29 % (knapp 35 %)  
der Gesamtaufwendungen aus. Die Aufwendungen für
Absatzvorbereitungsmaßnahmen erforderten rund 6 %
(etwa 5 %) der gesamten Innovationsaufwendungen.

Beim Vergleich mit den Strukturanteilen der sächsi-
schen Industrie gibt es in den Aggregaten nur einige gra-
duelle Unterschiede, aber keine gravierenden Abwei-
chungen zum ostdeutschen Durchschnitt.

Innovationshemmnisse differieren stark in den
 Untersuchungsregionen

Die Innovationsaktivitäten der Unternehmen finden in
 einem Umfeld statt, das sich aufgrund gesellschaftlicher,
technologischer und ökologischer Entwicklungstrends
ständig verändert. Weitere wichtige Rahmenbedingun-
gen für unternehmerisches Handeln stellen politische
Maßnahmen sowie marktstrukturelle Veränderungen dar.
Von den genannten Faktoren werden alle Unternehmen
mehr oder weniger stark tangiert. Daneben gibt es noch
spezifische Innovationshemmnisse, die so stark ausge-
prägt sein können, dass die betroffenen Unternehmen

Tabelle 4: Innovationsaufwendungen im verarbeitenden Gewerbe 2007 (in %)

Quelle: ifo Innovationstest.

Aufwendungen für Westdeutschland Ostdeutschland Sachsen

Forschung, Entwicklung und Konstruktion 50,4 45,4 45,1

Produktdesign 12,4 12,5 14,9

Lizenzen 2,9 1,9 1,5

Produktionsvorbereitung 11,8 14,8 14,5

Absatzvorbereitung 5,7 5,4 5,9

Prozessinnvoation 16,8 20,0 18,1

nachrichtlich:

Innovationsaufwendungen 2007

– absolut (in Mrd. €) 82,6 3,8 1,6

– in % vom Umsatz 5,1 3,0 3,6
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Innovationsaktivitäten gänzlich unterlassen oder Innova-
tionsprojekte zwar erfolgreich abschließen konnten, aber
das betriebliche Innovationspotenzial nicht voll ausge-
schöpft wurde.

Die Befragung west- und ostdeutscher Unterneh-
men zur Bedeutung von Innovationshemmnissen, die
aus ökonomischen, unternehmensinternen und sonsti -
gen Faktoren resultierten, ergab teils übereinstimmende,

teils aber auch deutlich differierende Einschätzungen
(vgl. Tab. 5). Für die Unternehmen in den alten Bun -
des  ländern ist fehlendes Eigen- und Fremdkapital zwar
immer noch ein bedeutendes Innovationshemmnis, in
Ostdeutschland – und damit auch in Sachsen – ist der
von einer unzureichenden Eigenkapitaldecke ausgehen-
de Problemdruck jedoch wesentlich spürbarer ausge-
prägt. Allerdings signalisierten die Unternehmen 2007

Tabelle 5: Bedeutung hemmender Faktoren bei innovierenden Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes 2007 (in %)

Quelle: ifo Innovationstest.

Innovationshemmnissea West -
deutschland

Ost-
deutschland

Sachsen

Ökonomische Faktoren

Fehlendes Eigenkapital 16,1 25,6 24,2

Fehlendes Fremdkaptial 11,5 21,4 23,0

Innovationsaufwand zu hoch 26,4 34,1 37,5

Innovationspotenzial

Zu geringe Innovationsbereitschaft

– der Mitarbeiter 15,8 7,0 8,1

– der Führungskräfte 13,6 4,7 3,1

Organisationsprobleme 12,1 7,3 6,1

Personalprobleme infolge Beschaffungsschwierigkeiten 
geeigneter Mitarbeiter auf dem Arbeitsmarkt für den

– FuE-Bereich 26,3 17,1 19,4

– Produktionsbereich 17,9 16,9 16,8

– Absatzbereich 16,9 9,1 11,8

Unzureichende Kooperationsmöglichkeiten

– mit anderen Unternehmen 7,7 8,8 10,8

– mit öffentlichen, wissenschaftlichen Institutionen 5,4 7,9 8,3

Keine Innovationsmöglichkeiten wegen eines ausgereiften
Standes der Technik

25,0 13,2 12,3

Fehlende Information zu extern vorhandenem Know-how 10,5 6,6 5,3

Umsetzungsprobleme von technischem Know-how 
in marktfähige Produkte

22,3 17,8 18,9

Sonstige Faktoren

Gesetzgebung zu restriktiv 15,2 12,6 14,0

Verwaltungsverfahren zu lang 14,4 16,0 15,1

Akzeptanzprobleme bei Kunden 
bzgl. Neuheitsgrad der Produkte/Prozesse

15,5 20,4 19,1

a) Mehrfachnennungen möglich.
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eine im Vergleich zum Vorjahr günstigere Eigenkapital -
situation, die mit günstigeren Thesaurierungsmöglich -
keiten aufgrund gestiegener Umsätze zusammenhängen
kann. 

Innovationstätigkeit ist mit Risiko behaftet, und nie-
mand kann es den Unternehmen verdenken, wenn sie
Risikobegrenzung betreiben. So beklagen viele Innova -
toren, dass sich das für Innovationsvorhaben einge -
setzte Kapital nicht in voller Höhe oder erst in zu langer
Frist amortisiert. Für rund ein Viertel der innovierenden
Unternehmen in Westdeutschland erscheint der Innova-
tionsaufwand insgesamt als zu hoch. Dies ist jedoch im-
merhin bei über einem Drittel der ostdeutschen Unter-
nehmen der Fall.

Gegenüber der Bedeutung ökonomischer Faktoren
als Innovationshemmnis, werden die übrigen möglichen
Barrieren in West und Ost teilweise deutlich unterschied-
lich gewichtet. Bei den personenbezogenen Faktoren
spielen Akquisitionsprobleme qualifizierter Mitarbeiter für
die Bereiche FuE, Produktion und Absatz in West und
Ost schon längere Zeit eine gewisse Rolle. Etwa jedem
fünften Unternehmen in Ost- und Westdeutschland ist
2007 die Umsetzung von vorhandenem Know-how in
marktfähige Produkte nicht gelungen. Hierfür könnten
die schon genannten Personalengpässe oder der schon
erreichte Entwicklungsstand ursächlich sein [DAPP (2009),
S. 6]. Für innovativ tätige Unternehmen in West und Ost
stellen weder die Informationsmöglichkeiten über, und
die Beschaffungsmöglichkeiten von extern vorhande-
nem Know-how ein gravierendes Problem dar, noch 
die Kooperationsmöglichkeiten mit öffentlichen, wissen-
schaftlichen Institutionen oder mit anderen Unterneh-
men.

Während die betriebsinternen Hemmnisse seitens der
Unternehmen gestaltbar sind, lassen sich politisch deter-
minierte Rahmenbedingungen kaum direkt beeinflussen.
Angesichts einer Flut von Bau- und Sicherheitsvorschrif-
ten, technischen und arbeitsrechtlichen Normen, Sicher-
heitsbestimmungen für Arbeitnehmer, Anlagen und Ver-
braucher wird die heute existierende Regelungsdichte
als spürbare Einengung des Handlungsspielraums emp-
funden. Zu den regelungsbedingten Innovationshemm-
nissen gehört auch die Dauer behördlicher Genehmi-
gungsfristen, weil sie Vorhaben verzögern, verteuern
oder gänzlich verhindern kann. Unternehmen in den
 alten und neuen Bundesländern sind hiervon in etwa
gleichermaßen betroffen. 

Eine bedeutende Barriere für die Beschleunigung der
Innovationszyklen oder die Erhöhung des Innovationsge-
halts von Produkten stellen Akzeptanzprobleme auf der
Abnehmerseite dar. Diese Vorbehalte des Marktes wer-
den dabei in Westdeutschland mit rund 16 % geringer
eingeschätzt als in Ostdeutschland mit 20 %.

Insgesamt gesehen, spiegeln die Angaben der sächsi-
schen Unternehmen die für ganz Ostdeutschland skiz-
zierte Situation wider. 

Konjunkturelle Aussichten ungewiss

Die von den Unternehmen in ihrem jeweiligen Produkt-
markt mittelfristig erwarteten Marktperspektiven üben ei-
nen relativ starken Effekt auf die Entscheidung aus, ein
neues oder verbessertes Produkt am Markt zu platzie-
ren. Nachdem noch 2007 knapp 70 % der westdeut-
schen Industrieunternehmen und jeweils über 55 % der
ostdeutschen/sächsischen Unternehmen ein auf mittlere
Sicht anhaltendes Marktwachstum antizipierten, fielen
die Einschätzungen Ende 2008 angesichts der schon
spürbaren Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkri-
se deutlich negativer aus. Nur noch rund jedes zweite
Unternehmen im Westen und jeweils etwas über zwei
Fünftel der Unternehmen in Ostdeutschland und in
Sachsen rechnen sich mittelfristig Wachstumschancen
für ihre Produktmärkte aus (vgl. Tab. 6). Während die
Meldeanteile über einen erwarteten stagnierenden Markt -
verlauf nahezu konstant blieben, erhöhten sich in allen
drei Regionen die skeptischen Erwartungen, mit einem
schrumpfenden Markt konfrontiert zu sein.

Zahlreiche Untersuchungen bestätigten, dass auf
wachsenden Märkten operierende Unternehmen den
höchsten Anteil innovierender Unternehmen aufweisen.
Mit der Verschlechterung der Marktkonstellationen wird
auch die Innovationsneigung der auf stagnierenden oder
rückläufigen Märkten operierenden Unternehmen ab-
nehmen, da das auf diesen Märkten angebotene Sor -
timent überwiegend Produkte enthält, die sich am Ende
ihres Produktlebenszyklus befinden und kaum mehr Wei -
terentwicklungs- oder Verbesserungsmöglichkeiten bie-
ten. Es hat sich aber auch gezeigt, dass in absatzmäßig
schrumpfenden Marktsegmenten sehr wohl die Möglich-
keit besteht, durch Innovationsaktivitäten die vorhan -
dene Produktionsstruktur zu ändern und versiegende
Nachfrageströme wieder zu beleben.

Weiterer Ausbau innovationsfreundlicher
 Rahmenbedingungen in Sachsen

Die neue Regierungskoalition in Sachsen hat sich in
ihrem Koalitionsvertrag eine stärkere Unterstützung von
Forschung und Innovation auf die Fahnen geschrieben
[CDU und FDP (2009), S. 8]. Eine Monitoringstudie zur
sächsischen Forschungs- und Technologiepolitik attes -
tiert dem bisherigen Förderinstrumentarium des Freistaa-
tes – z. B. der Förderkulisse für High-Tech-Industrien und
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für die Verbundforschung – messbare Erfolge bei dem
bislang erreichten Stand des Strukturwandels nach der
Wende [SELLENTHIN und RAMMER (2008), S. 27]. Die neue
Staatsregierung will künftig die Fördermaßnahmen je-
doch breiter anlegen und für mehr Unternehmen zu-
gänglich machen. Daneben sollen die wirtschaftsnahe,
anwendungsorientierte Forschungsinfrastruktur ausge-
baut und der Technologietransfer effizienter ausgerich-
tet werden. Auch neue Förderinstrumente, wie z. B.
„Innova tionsgutscheine“, die schon in einigen anderen
Bundesländern vergeben werden, sollen zum Einsatz
kommen. Damit sollen kleine Unternehmen/Handwerks-
betriebe an die Zusammenarbeit mit Forschungseinrich-
tungen herangeführt und so ihre Innovationskraft ge-
stärkt werden.

Im Rahmen einer Innovationskampagne will der Frei-
staat zudem stärkere Anreize für Unternehmensgrün-
dungen aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen
schaffen und die Kooperationsintensität zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft erhöhen. Gerade technologie -
orientierte Unternehmensgründungen treiben den tech-
nologischen Fortschritt voran und bilden den Nukleus für
eine Verjüngung der Wirtschaftsstruktur in Richtung FuE-
intensiverer Branchen.

Aber auch die aktuell in Sachsen präsenten Industrie-
branchen sind mit guten Zukunftschancen ausgestattet.
Von sieben thematischen Zukunftsfeldern, die PROGNOS

als diejenigen mit den langfristig höchsten Wachstums-
potenzialen ermittelt hat – Maschinenbau, Mess-, Steuer-
und Regelungstechnik, Fahrzeugbau, Logistik, Informa -
tions- und Kommunikationstechnologien, hochwertige
Unternehmens- und Forschungs-/Entwicklungsdienst -
leistungen und Gesundheitswirtschaft [PROGNOS (2009),
S. 13] –, sind fast alle im Freistaat vertreten und viele da-
von auch in der aktuellen Rezession gut aufgestellt. In
 etlichen der genannten Branchen wird zusammen mit den
in Sachsen ansässigen Hochschulen und außeruniver-
sitären FuE-Einrichtungen an der Spitze des technischen

Fortschritts geforscht [DEUTSCH und BROK (2009), S. 30].
Betrachtet man allerdings die Verteilung dieser Zukunfts-
felder auf die 413 Kreise und kreisfreien Städte in Deutsch -
land, so ist doch festzustellen, dass insgesamt gesehen
Ostdeutschland noch viele weiße Flecken aufweist.
Während sich als Spitzenreiter unter den zukunftsfähigen
Regionen Hamburg, Berlin, München und Frankfurt etab -
liert haben, ragt im Osten unter den Top 20 – abgesehen
von Berlin – nur noch Dresden (Platz 15) als Leuchtturm
heraus [TERPITZ (2009)].

Resümee

Die präsentierten Ergebnisse aus der ifo Innovationsbe-
fragung lassen die Schlussfolgerung zu, dass die säch -
sische Industrie in den Jahren 2007 und 2008 im Hin-
blick auf ihre Innovationskraft gut aufgestellt war. Die
aktuelle Wirtschaftsschwäche wird auch an Sachsen
nicht  spurlos vorübergehen, aber die kleinteilige Wirt-
schaftsstruktur kann sich im Hinblick auf deren flexiblen
Anpassungsmechanismen als vorteilhaft erweisen. In -
novationsfreudige Unternehmen, eine gut ausgebaute
Hochschul- und Forschungslandschaft sowie eine brei-
te Palette an innovationsunterstützenden Hilfestellungen
seitens der Staatsregierung lassen erwarten, dass sich
im Zuge einer Belebung der Weltwirtschaft der sächsi-
schen Industrie mittelfristig gute Entwicklungschancen
eröffnen. Einer aktuellen Untersuchung zur Wirtschafts-
entwicklung in Ostdeutschland zufolge, dürften von
 einem Mix aus anspruchsvoller Innovationsförderung,
einfacher Anwerbung von Investoren und pragmatischer
Stärkung des vorhandenen industriellen Mittelstandes
weitere positive Impulse ausgehen [PAQUÉ (2009),
S. 231ff.]. Dieser Agenda müssten sich sowohl die Lan-
des- als auch die Kommunalpolitik in Sachsen verpflich-
tet fühlen, um die Quellen für eine Stärkung der Innovati-
onskraft künftig noch kräftiger sprudeln zu lassen. 

Tabelle 6: Mittelfristige Absatzmarktperspektivena 2008 (in %)

Quelle: Sonderfrage „Innovation“ im ifo Konjunkturtest.

Einschätzung 
der mittelfristigen Marktentwicklung

Westdeutschland Ostdeutschland Sachsen

Wachsend 53,7 41,1 41,6

Gleichbleibend 28,3 37,2 38,9

Schrumpfend 18,0 21,7 19,5

Saldob 35,7 19,4 22,1

a) Einschätzung der Unternehmen von Ende 2008 für die nächsten drei bis fünf Jahre. – b) Nennungen „wachsender Markt“ abzüglich
Nennungen „schrumpfender Markt“.
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Methodischer Aufriss

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR) haben
die Aufgabe, ein möglichst umfassendes und übersichtli-
ches Gesamtbild des wirtschaftlichen Geschehens zu
geben. Mit der Berechnung nationaler VGR-Daten ist in
Deutschland das STATISTISCHE BUNDESAMT betraut; regio-
nalisierte Ergebnisse werden vom ARBEITSKREIS VOLKSWIRT -
SCHAFTLICHE GESAMTRECHNUNGEN DER LÄNDER (AK VGR d L)
veröffentlicht. Anders als in den nationalen VGR werden
auf regionaler Ebene allerdings keine vierteljähr lichen Da-
ten bereitgestellt; unterjährige Ergebnisse für das Brut-
toinlandsprodukt gibt es lediglich für die jeweils erste
Jahreshälfte. Das IFO INSTITUT hat vor zwei Jahren in die-
ser Zeitschrift einen statistischen Ansatz (temporale Di s -
aggregation nach dem CHOW & LIN-Verfahren) vorgestellt,
mit dessen Hilfe diese Datenlücke geschlossen werden
kann [vgl. NIERHAUS, W. (2007)] 

Die hier präsentierte eigenständige Bruttoinlandspro-
dukt-Vierteljahresrechnung für Sachsen erfolgt in Verant-
wortung des IFO INSTITUTS. Die Berechnungen fußen auf
den amtlichen jährlichen Länderdaten, die vom AK VGR
d L ermittelt werden (aktueller Rechenstand: Februar
2009). Zudem werden seitens des STATISTISCHEN LANDES-
AMTES DES FREISTAATES SACHSEN aktuelle konjunkturstatis -
tische Informationen für die Berechnungen bereitgestellt
[BORMANN, M.; SPEICH, W.-D. (2008)]. Der Fokus der Quan -
 tifizierung liegt auf der Entstehung des realen Brutto -
inlandsprodukts in der WZ-Tiefe A6, d. h. es werden
preisbereinigte Vierteljahreswerte für das Bruttoinlands-
produkt (BIP) und die Bruttowertschöpfung (BWS) in den
sechs großen Wirtschaftsbereichen Sachsens ermittelt:
Das vierteljährliche BIP folgt aus der BWS nach Wirt-
schaftsbereichen durch Hinzurechnung der Nettogüter-
steuern (Gütersteuern abzüglich Gütersubventionen). 

Der für das CHOW & LIN-Verfahren gewählte Schätz-
zeitraum umfasst die Jahre 1996 bis 2008; von einer
temporalen Disaggregation der Jahre 1991 bis 1995
wurde aufgrund der tendenziell erhöhten statistischen
Fehlermargen der Ausgangsdaten abgesehen. Für das
laufende Jahr vermag das Verfahren Prognosewerte auf
der Basis der geschätzten Zusammenhänge zu liefern,
sofern die entsprechenden unterjährigen Indikatoren
hierfür bereits vorhanden sind. Zwar gibt es für das zwei-

te Vierteljahr 2009 aufgrund der Einführung der neuen
Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) bisher
noch keinen kompletten Indikatorensatz, doch können
mit Hilfe von ergänzenden Schätzungen dennoch erste
Ergebnisse präsentiert werden. Zusätzlich wurden die in
dieser Zeitschrift bereits veröffentlichten Werte für das
erste Vierteljahr überarbeitet [vgl. NIERHAUS, W. (2009)].
Die neuen Berechnungen sind überdies abgestimmt auf
die am 24. September vom AK VGR d L veröffentlichten
amtlichen Ergebnisse der BIP-Halbjahresrechnung 2009.1

Konkret erfolgte eine proportionale Anpassung der ori-
ginären Vierteljahresergebnisse an das amtliche Halbjah-
resergebnis, so dass die Veränderungsrate vom ersten
zum zweiten Quartal 2009 erhalten blieb.

Ergebnisse

Tabelle 1 präsentiert die aktuellen Ergebnisse der tempo-
ralen Disaggregation für Sachsen. Die preisbereinigten
Quartalsergebnisse werden, der Veröffentlichungspraxis
des AK VGR d L folgend, als Kettenindizes2 dargestellt,
hinzu kommen die daraus abgeleiteten Veränderungsra-
ten gegenüber dem Vorjahresquartal sowie die entspre-
chenden Wachstumsbeiträge zum BIP. Kettenindexwer-
te sind auf ein bestimmtes Referenzjahr bezogen (derzeit
das Jahr 2000) und geben für das jeweilige Berichtsjahr
an, wie sich das Volumenaggregat seit dem Referenzjahr
quantitativ entwickelt hat. Die hier veröffentlichten Ket-
tenindizes basieren auf dem ANNUAL-OVERLAP-Verfahren,
das auch der Vierteljahresrechnung des STATISTISCHEN

BUNDESAMTS zugrunde liegt. 
Den Ergebnissen der Vierteljahresrechnung zufolge

lag die Wirtschaftsleistung in Sachsen im zweiten Viertel-
jahr 2009 nach wie vor deutlich unter Vorjahresniveau.
Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt unterschritt das
vergleichbare Vorjahresniveau um 5,3 %; noch stärker
sank die Bruttowertschöpfung (–5,9 %). Im Durchschnitt
des ersten Halbjahres 2009 – also unter Berücksichti-
gung des BIP-Rückgangs im ersten Quartal in Höhe von
6,0 % – beläuft sich die Abnahme des preisbereinigten
Bruttoinlandsprodukts auf 5,7 %, was dem amtlichen
 Ergebnis des AK VGR d L für diesen Zeitraum entspricht.

Außergewöhnlich kräftig war der Produktionsrückgang
erneut im „produzierenden Gewerbe ohne Bau“; das Mi-
nus im zweiten Quartal 2009 belief sich in diesem Sektor
auf 17,5 %. Nach wie vor ist die besonders exportabhän-

Vierteljährliche VGR für Sachsen: Ergebnisse für
das zweite Quartal 2009
Wolfgang Nierhaus*

* Dr. Wolfgang Nierhaus ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im ifo Institut für
Wirtschaftsforschung München.



41

ifo Dresden berichtet 5/2009

Aktuelle Forschungsergebnisse

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, Berechnungen des ifo Instituts .

Tabelle 1: Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung in Sachsen (preisbereinigt, verkettet)

Jahr BIP

Güter -
steuern 

abzüglich
Sub -

ventionen

Bruttowert-
schöpfg.

insgesamt

Bruttowertschöpfung

Land- 
und Forst-
wirtschaft, 
Fischerei

Produzie-
rendes 

Gewerbe
ohne Bau-
gewerbe

Bau -
gewerbe

Handel;
Gast -

gewerbe
und 

Verkehr

Finanzie-
rung; Ver-
mietung u.
Untern.-
dienst -
leister

Öffentliche
und 

private
Dienst -
leister

Index (2000 = 100)

2007 114,7 99,3 116,5 112,6 163,3 67,9 107,1 125,8 100,3

2008 115,7 99,3 117,6 112,2 166,4 68,4 108,8 127,4 99,9

1 | 2007 110,3 100,7 111,3 104,4 158,3 47,6 97,8 123,6 100,1

2 | 2007 114,3 98,0 116,2 117,4 164,6 65,8 107,5 124,2 100,4

3 | 2007 115,8 99,0 117,7 116,9 163,3 74,8 105,0 129,0 100,5

4 | 2007 118,4 99,5 120,6 111,8 166,9 83,2 118,2 126,4 100,3

1 | 2008 112,0 100,4 113,3 111,0 164,4 49,3 100,6 125,6 99,3

2 | 2008 116,2 98,0 118,3 115,0 172,8 66,3 108,7 126,7 99,8

3 | 2008 116,5 99,0 118,6 114,0 164,4 76,2 106,9 130,4 100,2

4 | 2008 118,0 99,7 120,2 109,0 163,9 81,6 119,0 126,8 100,3

1 | 2009 105,3 97,7 106,0 106,9 136,6 47,7 93,8 122,1 98,7

2 | 2009 110,0 97,3 111,4 112,1 142,5 67,4 104,3 122,8 99,6

Veränderungsrate gegenüber dem Vorjahr in %

2007 2,4 –1,8 2,8 23,1 7,7 0,8 –1,2 3,6 –0,0

2008 0,9 –0,0 1,0 –0,3 1,9 0,7 1,6 1,3 –0,5

1 | 2007 4,2 0,6 4,6 23,5 9,2 14,4 2,3 4,6 0,2

2 | 2007 3,3 –2,4 3,9 25,1 11,0 2,6 –1,6 4,3 0,0

3 | 2007 1,9 –1,7 2,3 26,6 7,1 –0,5 –2,2 2,9 –0,2

4 | 2007 0,4 –3,7 0,8 17,4 4,0 –5,7 –2,9 2,5 –0,2

1 | 2008 1,6 –0,4 1,7 6,3 3,9 3,6 2,9 1,6 –0,8

2 | 2008 1,6 0,0 1,8 –2,1 5,0 0,7 1,1 2,1 –0,6

3 | 2008 0,7 0,0 0,8 –2,5 0,7 1,9 1,8 1,1 –0,4

4 | 2008 –0,3 0,2 –0,3 –2,5 –1,8 –1,9 0,6 0,4 –0,1

1 | 2009 –6,0 –2,6 –6,4 –3,7 –17,0 –3,4 –6,7 –2,7 –0,6

2 | 2009 –5,3 –0,7 –5,9 –2,5 –17,5 1,7 –4,0 –3,1 –0,2

Wachstumsbeiträge zum BIP in Prozentpunktena

2007 2,4 –0,2 2,6 0,2 1,6 0,0 –0,2 0,9 –0,0

2008 0,9 –0,0 0,9 –0,0 –0,0 0,0 0,2 0,3 –0,1

1 | 2007 4,2 0,1 4,1 0,2 2,0 0,5 0,3 1,2 0,1

2 | 2007 3,3 –0,2 3,5 0,2 2,3 0,1 –0,2 1,1 0,0

3 | 2007 1,9 –0,2 2,1 0,2 1,5 –0,0 –0,3 0,7 –0,0

4 | 2007 0,4 –0,4 0,8 0,1 0,9 –0,4 –0,4 0,6 –0,1

1 | 2007 4,2 0,1 4,1 0,2 2,0 0,5 0,3 1,2 0,1

2 | 2007 3,3 –0,2 3,5 0,2 2,3 0,1 –0,2 1,1 0,0

3 | 2007 1,9 –0,2 2,1 0,2 1,5 –0,0 –0,3 0,7 –0,0

4 | 2007 0,4 –0,4 0,8 0,1 0,9 –0,4 –0,4 0,6 –0,1

1 | 2009 –6,0 –0,3 –5,7 –0,0 –3,8 –0,1 –0,9 –0,7 –0,1

2 | 2009 –5,3 –0,1 –5,3 –0,0 –4,0 0,1 –0,6 –0,7 –0,0

a) Angaben für das Bruttoinlandsprodukt in %. Die veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts ergibt sich aus der Summe der
Wachstumsbeiträge der sechs Wirtschaftsbereiche (einschließlich der Nettogütersteuern). Abweichungen in den Summen durch
 Runden der Zahlen.
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Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 1: Trend-Konjunktur-Komponenten von Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung in
ausgewählten Wirtschaftsbereichen in Sachsen (preisbereinigt, verkettet)1
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gige Industrie in Sachsen von der globalen Finanz- und
Konjunkturkrise stark betroffen. Im Durchschnitt des ers -
ten Halbjahres lag der Auftragseingang im verarbeiten-
den Gewerbe um ein Drittel unter dem Vorjahresergeb-
nis. Die großen Nachfrage- und Produktionsausfälle in
der Industrie zeitigten weiterhin Einbußen im „Handel“,
was auch zu einem deutlich verminderten Transportauf-
kommen im „Verkehrssektor“ führte. Unter Einrechnung
des „Gastgewerbes“ sank die Wirtschaftsleistung im
zweiten Vierteljahr um 4,0 %. Produktionsrückgänge gab
es auch im Bereich der „Finanzierung, Vermietung und
unternehmensnahen Dienstleistungen“ (–3,1 %). Die un-
ternehmensbezogenen „Dienstleister“ hatten in den Jah-
ren 2007 und 2008 vom Aufschwung in der Industrie
 beträchtlich profitiert. Als Reflex hierzu ergaben sich nun-
mehr deutliche Rückgänge. Im Sektor „Landwirtschaft“
belief sich das Minus auf 2,5 %. Nur unwesentlich ist die
Wertschöpfung zuletzt bei den „öffentlichen und privaten
Dienstleistern“ gesunken, die von der Rezession im in -
dus triellen Kern Sachsens deutlich weniger betroffen
sind. Die Wertschöpfung im Bausektor war mit 1,7 % so-
gar etwas höher als ein Jahr zuvor. Hier dürfte allerdings
auch Produktion nachgeholt worden sein, die aufgrund
ungünstiger Witterung zu Jahresbeginn ausgefallen war.
Zudem könnten von den beiden Konjunkturpaketen I
und II der Bundesregierung erste Impulse auf den öffent-
lichen Bau ausgegangen sein.

Tabelle 1 präsentiert auch die dazugehörenden Wachs -
tumsbeiträge der sechs großen Wirtschaftsbereiche
 (unter Einrechnung der Nettogütersteuern) zum preisbe-
reinigten Bruttoinlandsprodukt („Lundberg-Komponen-
ten“). Mit ihrer Hilfe kann die relative Bedeutung der ein-
zelnen Wertschöpfungsaggregate für die Veränderung des
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts dargestellt werden.
Dominierend für die negative Entwicklung war im zweiten
Quartal 2009 weiterhin das „produzierende Ge werbe
ohne Bau“, das allein 4 Prozentpunkte zum Rückgang
des preisbereinigten BIP beitrug. Der Bereich „Finanzie-
rung, Vermietung und unternehmensnahen Dienst  leis tun -
gen“ steuerte zum BIP-Minus weitere 0,7 Prozentpunkte
bei, der Bereich „Handel, Gastgewerbe und Verkehr“ 
0,6 Prozentpunkte.3

Zur Identifizierung der aktuellen konjunkturellen Ent-
wicklungstendenzen im FREISTAAT SACHSEN sind zusätzlich
die Trend-Konjunktur-Komponenten der quartalisierten
VGR-Reihen ermittelt worden (vgl. Abb. 1). Die Trend-
Konjunktur-Komponente (auch: glatte Komponente) kann
als zusammengefasste systematische Bewegungskom-
ponente einer Zeitreihe aufgefasst werden. Sie verläuft in
aller Regel stetig und verdeutlicht die Grundlinien der
Wirtschaftsentwicklung. Beim preisbereinigten Bruttoin-

landsprodukt zeigen sich am aktuellen Rand – nach vor-
ausgegangenem starken Einbruch – nunmehr erste Sta-
bilisierungstendenzen. Zu dieser Entwicklung haben alle
großen Wirtschaftsbereiche mehr oder weniger beigetra-
gen. 

Zusammenfassung

Mit der hier vorgestellten Vierteljahresrechnung liegen
erstmals Ergebnisse für die Wirtschaftsleistung im Frei-
staat Sachsen für den Zeitraum I/1996 bis II/2009 vor.
Die vierteljährlichen Angaben sind mit den amtlichen Jah-
resdaten des ARBEITSKREISES VGR D L konsistent und zu-
sätzlich auf das kürzlich veröffentlichte amtliche Ergebnis
für das erste Halbjahr 2009 abgestimmt. Die Ergebnisse
zeigen, dass die gesamtwirtschaftliche Produktion im
zweiten Vierteljahr 2009 erneut deutlich unter dem Stand
des Vorjahres gelegen hat (–5,3 %). Für das erste Quartal
beläuft sich das Minus sogar auf 6,0 % (revidiertes Er-
gebnis). 

Die Trend-Konjunktur-Komponente der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion in Sachsen zeigt im Vergleich zu
den vorangegangenen, stark rezessionsgeprägten Quar-
talen aber nunmehr erste Stabilisierungstendenzen. Bei
der Interpretation der vorgelegten Vierteljahresergebnis-
se ist zu beachten, dass aufgrund der Einführung der
neuen Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008)
die länderspezifische Datenverfügbarkeit zurzeit immer
noch eingeschränkt ist, so dass ergänzende Schätzun-
gen erforderlich waren, um die vorhandenen Lücken zu
schließen. Außerdem sind angesichts der Schwere und
Tiefe der Finanz- und Wirtschaftskrise alle Schätzansät-
ze mit erhöhten Unsicherheiten behaftet.
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1 Der aus nicht abgestimmten Vierteljahresergebnissen berechnete Halb-
jahreswert kann aus verschiedenen Gründen vom amtlichen Halbjahres-
wert des ARBEITSKREISES VGR d L abweichen. Zum einen wird die Viertel-
jahresrechnung des IFO INSTITUTS auf einer anderen methodischen
Grundlage erstellt, nämlich auf der Basis eines rein ökonometrischen
Verfahrens. Zum anderen ist die Zahl der zugrunde liegenden primärsta-
tistischen Ausgangsreihen im Vergleich zum ARBEITSKREIS VGR D L kleiner
und die Rechentiefe (Disaggregationsgrad) geringer. Außerdem sind bei
unvollständiger Datengrundlage ergänzende Schätzungen erforderlich,

die unterschiedlich ausfallen können. Schließlich erfolgt, anders als beim
ARBEITSKREIS VGR D L keine Koordinierung auf das Bundesergebnis. 

2 Alternativ können Volumenaggregate auch als verkettete Absolutwerte
(in Mill. €) nachgewiesen werden. Dies hat zwar den Vorteil langer ver-
gleichbarer Reihen auch für Absolutwerte, andererseits aber den Nach-
teil der Nichtadditivität der Reihen, und zwar auf jeder Aggregationsebene.

3 Der vollständige Datensatz (preisbereinigte Ergebnisse für das erste
Quartal 1996 bis zum zweiten Quartal 2009) steht auf der IFO DRESDEN-
Homepage zum Download zur Verfügung.
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Einleitung

Eine wichtige Triebkraft für die positive wirtschaftliche
Entwicklung in Deutschland der letzten Jahre war der
Export. Die starke Außenhandelsverflechtung der deut-
schen Wirtschaft wird in der aktuellen Wirtschafts- und
Finanzkrise jedoch immer mehr zu einer Belastung. Auf-
grund der starken Auslandsabhängigkeit geriet der Mo-
tor der deutschen Konjunktur ins Stocken. Vor diesem
Hintergrund analysiert der nachfolgende Beitrag die ost-
deutschen Ausfuhrstrukturen und vergleicht diese mit
denen der westdeutschen Bundesländer. Der Beitrag
schließt mit einer Einschätzung, wie diese Ausfuhrstruk-
turen in Zeiten der globalen Wirtschaftskrise wirken.

Methodik

Zur Analyse der Ausfuhrstruktur werden die betrachteten
Handelspartner nach vier Weltregionen klassifiziert. Die
Zuordnung der Staaten erfolgt nach geographischen As -
pekten und orientiert sich nicht an spezifischen Gemein-
samkeiten wie z. B. der Zugehörigkeit zum europäischen
Währungsraum. Die Auswahl der einbezogenen Han -
dels partner richtet sich dabei nach der Rangfolge ihrer
prozentualen Anteile an den gesamten Ausfuhren. Im
Einzelnen werden folgende Gruppen unterschieden:

– Westeuropa: Belgien, Frankreich, Italien, Niederlan-
de, Österreich, Schweiz, Spanien, Vereinigtes König -
reich;

– Osteuropa: Polen, Russische Föderation, Tschechi-
sche Republik, Ungarn;

– Amerika: Vereinigte Staaten von Amerika;
– Asien: Japan, Volksrepublik China.

Grundlage für die Berechnung der Ausfuhranteile sind
Daten des STATISTISCHEN BUNDESAMTS (DESTATIS) zu den
wertmäßigen Ausfuhren nach Ländern – Warenexporte
ohne Dienstleistungen [vgl. DESTATIS (2009), S. 6] – in den
Jahren 2002 bis 2008, welche zu den genannten Grup-
pen verdichtet werden. Die Vergleichsaggregate West-
und Ostdeutschland (ostdeutsche Flächenländer ein -
schließlich Berlin) ergeben sich aus der Summe der wert-
mäßigen Ausfuhren der zugehörigen Bundesländer.

Die Ausfuhrstruktur der neuen Bundesländer

Auf die 15 ausgewählten Handelspartner entfallen im
Schnitt 70 % der ostdeutschen Ausfuhren. Dominierend
dabei sind die westeuropäischen Handelspartner, wel-
che in den Jahren 2002 bis 2008 einen durchschnittli-
chen Ausfuhranteil in Höhe von 42,0 % an den gesamten
Ausfuhren besaßen. Jedoch geht der Anteil der Ausfuh-
ren in diese Länder seit 2002 zurück; dieser lag im Jahr
2008 erstmals unter der 40-Prozent-Marke (vgl. Tab. 1).
Auch die amerikanischen Staaten verlieren als Außen-
handelspartner zumindest relativ an Bedeutung. Im Ge-
genzug werden die osteuropäischen Länder immer be-
deutungsvoller. Deren Ausfuhranteile zeigen seit 2004
einen starken Aufwärtstrend, während der Anteil asiati-
scher Staaten weitestgehend konstant geblieben ist (vgl.
Abb. 1). Richtet man den Blick auf die einzelnen Länder,
so weist Polen die stärksten Handelsbeziehungen auf.
Betrug der Ausfuhranteil Polens im Jahre 2005 noch
5,9 % und lag damit im oberen Mittelfeld, überholte es im
Jahr 2008 sogar die konstant starke Warenausfuhr aus
Ostdeutschland nach Frankreich. Auch Russland und
Tschechien haben ihre Anteile an den ostdeutschen Aus-
fuhren steigern können, nicht aber Ungarn (vgl. Tab. 1).
 Innerhalb der Gruppe der westeuropäischen Länder
 haben die meisten Außenhandelspartner an Bedeutung
verloren, lediglich Belgien und die Schweiz konnten
leicht wachsende Anteile verzeichnen. Die Vereinigten
Staaten von Amerika nehmen hingegen anteilig immer
weniger Waren aus ostdeutscher Produktion ab, sind je-
doch nach wie vor drittwichtigster Handelspartner für die
neuen Länder. Auffällig in dieser Analyse ist der geringe
Anteil japanischer Handelspartner, trotz der Größe dieser
Volkswirtschaft. 

Sachsen – Analogie zu Ostdeutschland?

Die Ausfuhren aus Sachsen weisen in vielerei Hinsicht
Ähnlichkeiten zu den neuen Ländern insgesamt auf. Dies
gilt insbesondere für die Veränderung der Ausfuhranteile

Die Strukturen der Ausfuhr in Deutschland: 
ein Vergleich zwischen neuen und alten Bundes-
ländern
Robert Lehmann*

* Robert Lehmann ist Student (VWL) an der TU Dresden und verfasste
vorliegenden Beitrag während seines Praktikums in der ifo Niederlas-
sung Dresden.
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Darstellung und Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 1: Ausfuhranteile Ostdeutschlands nach Gruppen 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Die wichtigsten Handelspartner Ostdeutschlandsa
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Westeuropa Osteuropa Amerika Asien

Anteile an den gesamten Ausfuhren in %

2005 2006 2007 2008b

Länder

Polen 5,9 6,9 7,4 8,3

Frankreich 7,5 6,9 7,6 7,7

Vereinigte Staaten von Amerika 9,5 8,2 7,3 6,9

Italien 6,9 6,3 6,6 6,0

Vereinigtes Königreich 6,6 6,8 6,4 5,8

Niederlande 5,5 5,2 5,0 4,8

Österreich 5,1 5,0 4,7 4,5

Tschechische Republik 4,0 4,1 4,4 4,5

Spanien 4,6 4,6 5,0 4,4

Russische Föderation 2,8 3,2 3,5 4,3

Volksrepublik China 2,5 2,9 3,1 3,5

Belgien 3,8 3,7 3,2 3,5

Schweiz 2,8 2,7 2,6 2,7

Ungarn 1,7 1,8 1,7 1,6

Japan 1,7 1,6 1,5 1,5

Gruppen

Westeuropa 42,7 41,2 41,1 39,4

Osteuropa 14,4 16,0 16,9 18,6

Amerika 9,5 8,2 7,3 6,9

Asien 4,3 4,5 4,6 5,0

Auswahl insgesamt 70,8 69,9 69,9 69,9

a) Geordnet nach den Anteilen im Jahr 2008 – b) Vorläufige Angaben
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in den vergangenen Jahren. Es ist deutlich erkennbar,
dass auch hier die osteuropäischen Länder zulasten der
westeuropäischen Länder sowie der amerikanischen
Staaten an Bedeutung gewinnen (vgl. Tab. 2). Auch die
Rangfolge der einzelnen Regionen ist seit dem Jahre
2006 für Sachsen dieselbe wie in den neuen Bundeslän-
dern insgesamt. Bei der Niveaubetrachtung zeigen sich
allerdings Unterschiede: Innerhalb des hier analysierten
Betrachtungszeitraums übersteigen die westeuropäi-
schen Ausfuhranteile Sachsens lediglich im Jahr 2004
die 40-Prozent-Marke; in Ostdeutschland insgesamt wird
dieser Wert am aktuellen Rand erstmals unterschritten
(vgl. Abb. 2). Bemerkenswert ist zudem, dass die USA
als Handelspartner für Sachsen von größerer Bedeutung
sind als das benachbarte Polen, und auch dass die Aus-
fuhren nach China anteilig bedeutsamer sind als in Ost-
deutschland insgesamt. 

Strukturunterschiede in den neuen und alten
 Bundesländern

Der Vergleich der ostdeutschen mit der westdeutschen
Ausfuhrstruktur zeigt eine stärkere Verflechtung der alten
Länder mit den westeuropäischen Staaten. Im Durch-
schnitt stellen die westeuropäischen Länder über die
Hälfte aller Ausfuhren, wobei sich – wie in den neuen
Bundesländern – ein leichter Abwärtstrend zeigt (vgl.
Tab. 3). Größter Handelspartner ist Frankeich mit einem
Anteil von 10,5 %. Die USA verlieren als Handels partner
auch hier an Bedeutung, wenngleich der Effekt nicht so
stark ausgeprägt ist. Ferner zeigt sich, dass, obwohl die
osteuropäischen Staaten zuletzt an Bedeutung gewon-
nen haben, diese für Westdeutschland eher von geringe-
rer Wichtigkeit sind (vgl. Abb. 3). Insbesondere Polen ist
für die westdeutschen Exporteure kein so großer Absatz-
markt wie für die ostdeutschen Unternehmen.

Dennoch konnten die alten Bundesländer vom dy -
namischen Wirtschaftswachstum der osteuropäischen
Staaten profitieren. Mit einem Wirtschaftswachstum von
6,6 % – einhergehend mit einem Anstieg der Importe in
Höhe von 13,6 % im Jahr 2007 [vgl. EUROPÄISCHE KOM-
MISSION (2009), S. 95] – konnte Polen seine Ausfuhrantei-
le in den alten Bundesländern steigern. Dasselbe gilt für
die Tschechische Republik mit 6,0 % BIP- und 14,2 %
Importwachstum gegenüber dem Jahr 2006. Es bleibt
weiterhin zu klären, warum die Unterschiede, gerade an
den Beispielen Polen und Frankreich, so gravierend sind.
Mögliche Erklärungen hierfür sind die aus der Vergangen -
heit bestehenden Verflechtungen zwischen den neuen
Ländern und Polen sowie der Tschechischen Republik
auf der einen Seite und Frankreich mit Westdeutschland
auf der anderen [vgl. RAGNITZ, J.; SCHARFE S.; SCHIRWITZ B.

(2009), S. 18]. Als zweiter Grund hierfür wäre die geogra-
phische Entfernung der Handelspartner zu nennen [vgl.
FUCHS, M.(2004), S. 52–57]. Dafür sprechen die durch-
schnittlichen Anteile der osteuropäischen Handelspart-
ner an den gesamten Ausfuhren seit 2002: West-
deutschland mit 8,9 % gegenüber Ostdeutschland mit
15,0 % (vgl. Abb. 1 und Abb. 3). Desweiteren führten die
Lockerungen bei den nichttarifären Regelungen des
Handels und der Rückbau der Grenzen zur Belebung
des Warenverkehrs mit den osteuropäischen Staaten.
Die Bildung von Kooperationen, welche stärker in den
neuen Bundesländern ausgeprägt sind, fördern zudem
die Außenhandelsbeziehungen und lassen den Anteil
osteuropäischer Handelspartner weiter steigen [vgl.
FUCHS, M.(2004), S. 52–57].

Ausfuhrstruktur und Weltwirtschaftskrise –
 Bedeutung für Ost- und Westdeutschland

Die aktuelle Rezession ist die schwerste seit der Welt-
wirtschaftskrise zu Beginn der 1930er Jahre und ließ
Nachfrage und damit Produktion einbrechen. Dies wird
an den realen BIP- und Importprognosen der OECD
(2009) deutlich, in denen alle hier betrachteten Länder im
Jahre 2009 vor Wachstumseinbrüchen zwischen –6,8 %
(Japan) und –2,8 % (Vereinigte Staaten von Amerika) ste-
hen. Nur Polen wird, nach Angaben der OECD, weniger
stark betroffen sein (–0,4 %). Im Gegensatz zu den ande-
ren Ländern, vor allem den osteuropäischen Staaten, ist
dies eine sehr moderate Schrumpfung. Trotzdem weist
Polen eine stark negative Importprognose auf, die sich mit
–12,8 % im Jahre 2009 niederschlägt. Die Schrumpfung
der Einfuhren westeuropäischer Staaten liegt zwischen –
24,0 % (Spanien) und –10,2 % (Österreich). Diese Ein-
brüche werden die sächsischen sowie die ostdeutschen
Ausfuhren stark dämpfen, wie es auf bundesdeutscher
Ebene schon durch die OECD ausgewiesen wurde [vgl.
OECD (2009), Kapitel 2 und 3]. Es stellt sich die Frage,
welcher Teil des Bundesgebietes stärker betroffen ist. 
Da es sich im Rahmen der vorhergehenden Analyse um
Warenausfuhren handelt, ist es notwendig, das verarbei-
tende Gewerbe und die damit einhergehende Export-
quote (Auslandsumsatz in Relation zu Gesamt umsatz) 
zu betrachten, um diese Fragestellung zu beantworten.
Es zeigt sich eine stärkere Verflechtung des verarbeiten-
den Gewerbes Westdeutschlands mit dessen Außen-
handelspartnern (45,9 % Exportquote) als die der ost-
deutschen Produzenten mit einer Quote von 33,1% 
[vgl. KRENZ, S.; SCHIRWITZ, B.; VOGT, G.(2009), S.12–21].
Die geringere Exportquote, eine stärkere  Verflechtung
der ostdeutschen Ausfuhren mit den  osteuropäischen
Staaten und die günstigeren Prognosen für Polen lassen
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Darstellung und Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 2: Ausfuhranteile Sachsens nach Gruppen

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 2: Die wichtigsten Handelspartner Sachsensa
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2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Westeuropa Osteuropa Amerika Asien

Anteile an den gesamten Ausfuhren in %

2005 2006 2007 2008b

Länder

Vereinigte Staaten 14,1 9,5 7,7 7,3

Polen 3,8 4,4 5,2 6,3

Italien 6,6 5,1 6,5 6,1

Frankreich 6,3 6,0 5,9 5,8

Volksrepublik China 2,7 3,7 4,4 5,6

Tschechische Republik 4,8 5,3 5,2 5,3

Vereinigtes Königreich 5,6 6,2 5,8 4,7

Spanien 5,4 5,4 5,9 4,5

Österreich 4,3 4,2 4,0 4,0

Russische Föderation 1,6 2,5 2,8 3,8

Niederlande 3,8 3,8 3,6 3,7

Schweiz 2,7 2,9 3,9 2,9

Belgien 3,0 2,9 2,5 2,4

Ungarn 1,5 1,8 1,8 1,7

Japan 1,2 1,1 1,0 1,1

Gruppen

Westeuropa 37,8 36,4 37,0 34,2

Osteuropa 11,7 14,1 14,9 17,1

Amerika 14,1 9,5 7,7 7,3

Asien 3,9 4,8 5,3 6,7

Auswahl insgesamt 67,5 64,8 64,9 65,3

a) Geordnet nach den Anteilen im Jahr 2008 – b) Vorläufige Angaben
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Darstellung und Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 3: Ausfuhranteile Westdeutschlands nach Gruppen

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 3: Die wichtigsten Handelspartner Westdeutschlandsa
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2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Westeuropa Osteuropa Amerika Asien

Anteile an den gesamten Ausfuhren in %

2005 2006 2007 2008b

Länder

Frankreich 10,6 10,1 10,0 10,3

Vereinigte Staaten 9,6 9,5 8,1 7,6

Niederlande 6,4 6,6 6,9 7,1

Vereinigtes Königreich 7,7 7,4 7,4 6,8

Italien 7,0 6,8 6,9 6,7

Österreich 5,5 5,7 5,7 5,6

Belgien 4,9 4,6 4,8 4,5

Spanien 5,2 4,8 5,0 4,3

Volskrepublik China 3,0 3,4 3,4 3,7

Schweiz 3,5 3,6 3,5 3,6

Polen 2,6 2,8 3,2 3,3

Russische Föderation 1,9 2,3 2,6 2,9

Tschechische Republik 2,3 2,4 2,6 2,7

Ungarn 1,7 1,8 1,8 1,8

Japan 1,8 1,7 1,5 1,4

Gruppen

Westeuropa 50,8 49,5 50,1 49,1

Osteuropa 8,5 9,3 10,2 10,7

Amerika 9,6 9,5 8,1 7,6

Asien 4,9 5,1 4,9 5,1

Auswahl insgesamt 73,8 73,4 73,3 72,5

a) Geordnet nach der Stärke im Jahr 2008 – b) Vorläufige Angaben
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eine schwächere Schrumpfung der ostdeutschen Aus-
fuhren vermuten. Diese Aussage wird durch die hohe
Verflechtung westdeutscher Unternehmen mit französi-
schen Handelspartnern bekräftigt. Importprognosen für
2010 vermuten ein leichtes Plus bei den osteuropäischen
Handelspartnern, einhergehend mit einer besseren Ent-
wicklung ostdeutscher Ausfuhren im Vergleich zu denen
der westdeutschen Bundesländer [vgl. OECD (2009),
Kapitel 2 und 3]. Was dies für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung bedeutet, kann anhand der Anteile des ver-
arbeitenden Gewerbes an der jeweiligen gesamten Brut-
towertschöpfung beurteilt werden. Das ostdeutsche ver-
arbeitende Gewerbe ist deutlich schwächer ausgeprägt
als das der alten Bundesländer (vgl. Tab. 4). 

Der vermutete stärkere Einbruch der Ausfuhren West -
deutschlands und das höhere Gewicht des verarbeiten-
den Gewerbes im gesamtwirtschaftlichen Kontext der  al-
ten Bundesländer lässt vermuten, dass die ostdeutsche
Wirtschaft schwächer schrumpfen wird als die westdeut-
sche Wirtschaft [diese Ergebnisse zeigen sich auch bei
KRENZ, S.; SCHIRWITZ, B.; VOGT, G. (2009), S. 12–21].
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Tabelle 4: Bruttowertschöpfungsanteile nach Wirtschaftsbereichen 2006 (in %)

Sachsen Ostdeutschland Westdeutschland

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 0,9 1,1 0,8

Bergbau und Gew. v. St. u. Erd. 0,3 0,3 0,2

Verarbeitendes Gewerbe 19,8 16,8 24,3

Energie- und Wasserversorgung 3,5 3,3 2,2

Baugewerbe 5,8 4,9 3,6

Handel, Gastgewerbe 10,2 11,0 12,4

Verkehr, Nachrichtenübermittlung 5,7 6,2 5,6

Unternehmensnahe Dienstleister 27,2 27,6 29,8

Private und öffentliche Dienstleister 26,6 28,8 21,1
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Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich 
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Abbildung 1: Arbeitslose in Sachsen (2006 bis 2009)

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Abbildung 2: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Sachsen (2006 bis 2009)
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Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich

Beschäftigung und Zweiter Arbeitsmarkt (in 1.000 Personen)

Sozialversicherungs -
pflichtig Beschäftigtea offene Stellenb Beschäftigungs -

begleitende Leistungenc

Jun.
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Jun. 
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Aug. 
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Brandenburg 738 737 737 7,0 6,9 7,6 17,5 17,4 18,9

Mecklenburg-Vorp. 521 518 520 5,3 5,2 5,5 13,0 12,7 13,7

Sachsen 1.387 1.383 1.398 10,9 11,0 14,9 32,8 32,2 36,1

Sachsen-Anhalt 742 741 743 6,9 6,9 8,1 19,9 19,4 20,2

Thüringen 723 722 736 7,2 7,4 9,4 17,0 16,5 18,0

D Ost (mit Berlin) 5.222 5.209 5.218 52,8 54,3 63,8 123,3 121,0 129,2

D West (ohne Berlin) 22.199 22.209 22.238 250,8 249,5 354,5 241,3 238,3 237,7

D gesamt 27.421 27.418 27.457 303,6 303,8 418,3 364,6 359,1 366,9

Arbeitslosigkeit

Arbeitslose  
(in 1.000 Personen)

Arbeitslosenquoted

(in %)
Langzeitarbeitslosee

(in % der Arbeitslosen)

Aug. 
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Aug. 
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Aug.
2009

Vor -
monat

Vor -
jahres -
monat

Brandenburg 162 171 162 12,1 12,1 12,7 32,5 33,2 38,6

Mecklenburg-Vorp. 112 116 111 12,8 12,7 13,3 24,5 25,3 31,0

Sachsen 270 269 277 12,6 12,9 12,4 32,4 32,2 39,5

Sachsen-Anhalt 164 170 169 13,3 13,7 13,6 32,7 32,5 40,9

Thüringen 132 129 137 11,1 11,5 10,7 29,0 28,5 37,1

D Ost (mit Berlin) 1.082 1.087 1.094 12,8 12,9 12,8 31,1 31,3 37,8

D West (ohne Berlin) 2.389 2.109 2368 7,1 7,0 6,3 27,8 28,1 35,5

D gesamt 3.471 3.196 3.462 8,3 8,2 7,6 28,8 29,1 36,3

a) Die Zahlen zur Beschäftigung werden mit zweimonatiger Verzögerung veröffentlicht. – b) Offene Stellen umfassen alle zu besetzenden
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitarbeitsverhältnisse (gefördert und ungefördert). Als gemeldete Stellen gelten der Bundesagentur für
Arbeit gemeldete und zur Vermittlung freigegebene Stellen mit einer vorgesehenen Beschäftigungsdauer von mehr als 7 Kalendertagen.
– c) Ab dem Heft 5/2008 von „ifo Dresden berichtet“ werden aufgrund fehlender Datenaktualisierungen der amtlichen Statistik die Werte
der „Beschäftigungsbegleitenden Leistungen“ ausgewiesen. Diese umfassen die „Förderung abhängiger Beschäftigung“ sowie die „För-
derung der Selbständigkeit“. Die Werte sind nicht mit Angaben früherer Hefte zur „Direkten Förderung regulärer Beschäftigung“ ver-
gleichbar. – d) In % der abhängigen  zivilen Erwerbspersonen. – e) Als Langzeitarbeitslose gelten alle Personen, die am jeweiligen Stich-
tag der Zählung 1 Jahr und länger bei den Arbeitsagenturen arbeitslos gemeldet waren. Angaben ohne zugelassene kommunale Träger
(Optionskommunen), da für diese bisher keine vollständigen Daten zu Langzeitarbeitslosen vorliegen.
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Geschäftsklima in der gewerblichen Wirtschaft
Sachsens

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands ist im September erneut gestiegen
(vgl. Abb. 1). Im Vergleich zum Vormonat haben die Un-
ternehmen ihre Lage und ihre Geschäftsaussichten per
saldo etwas weniger kritisch beurteilt. Auch in Sachsen
und in den ostdeutschen Bundesländern insgesamt
setzte sich die Aufhellung des Geschäftsklimas fort.
Während die Lage von den sächsischen Unternehmen
noch immer überwiegend mit „schlecht“ beurteilt wird,
halten sich bezüglich der Perspektiven momentan die
optimistischen und die pessimistischen Stimmen in etwa
die Waage. Nach dem massiven Konjunktureinbruch im
Winterhalbjahr 2008/2009 kann dies als Zeichen dafür
interpretiert werden, dass sich die Konstitution der Wirt-
schaft allmählich verbessert.

Schwerpunkt: Entwicklung im Handel Sachsens

In den letzten Monaten hat sich das Geschäftsklima im
sächsischen Handel ebenfalls deutlich verbessert (vgl.
Abb. 2). Im September bewerteten die befragten Groß-
und Einzelhandelsunternehmen ihre Geschäftslage bei

weitem nicht mehr so ungünstig wie noch zu Beginn des
Jahres. So ist der Saldo der Prozentanteile von Unter-
nehmen, die ihre Lage mit „gut“ beziehungsweise mit
„schlecht“ bewerten, von –23,8 im Januar auf aktuell 
–2,3 Prozentpunkte gestiegen. Auch in Hinblick auf die
Geschäftsaussichten für die nächsten sechs Monate hat
der Pessimismus insgesamt nachgelassen. Nach einzel-
nen Handelsabteilungen differenziert zeigen sich gleich-
wohl unterschiedliche Trends: Während die Einzelhan-
delsfirmen gegenwärtig für das nächste halbe Jahr
überwiegend eine Lageverschlechterung erwarten, rech-
nen die Großhandelsfirmen mehrheitlich mit einer Ver-
besserung ihrer Wirtschaftslage. Entscheidend für den
weiteren Verlauf der Handelskonjunktur wird vor allem
die künftige Situation auf dem Arbeitsmarkt sein. Wenn
es in den nächsten Monaten zu einem stärkeren Anstieg
der Arbeitslosenzahl kommen sollte, dürften die Kon -
sum ausgaben der privaten Haushalte spürbar zurückge-
hen und in vielen Einzelhandelsgruppen zu einem Nach-
fragerückgang führen. Der Großhandel dürfte von einer
solchen Nachfrageschwäche gleichwohl weniger stark
betroffen sein, da hier die potenziellen Einbußen im Kon-
sumgütergeschäft durch eine exportinduzierte Belebung
im Produktionsverbindungshandel kompensiert werden
könnten.

Ausgewählte Ergebnisse aus dem 
ifo Konjunkturtest
gv
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Abbildung 1: Geschäftsklimaindex
Gewerbliche Wirtschafta Deutschlands, Ostdeutschlands und Sachsens im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 2: Geschäftsklima im Handel Sachsens und seine Komponenten 
die Geschäftslage- und Geschäftserwartungssalden
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Tabelle 1: Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest
Deutschland, Ostdeutschland und Sachsen im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Region Deutschland Ostdeutschland Sachsen

Zeitpunkt 3Q2009 2Q2009 3Q2009 2Q2009 3Q2009 2Q2009

Verarbeitendes Gewerbe

Auftragsbestand in Monatena 2,3 2,3 3,0 2,9 3,0 2,7

Kapazitätsauslastung 
in Prozenta 71,8 71,3 73,0 73,2 73,3 73,8

Exportgeschäft Erwartungenb –2,7 –19,3 0,7 –7,5 –0,3 –10,5

Beschäftigtenzahl Erwartun-
genb –31,2 –34,9 –15,6 –24,4 –15,4 –21,2

Verkaufspreise Erwartungenb –4,4 –10,2 –8,5 –9,1 –16,0 –16,8

Bauhauptgewerbe

Auftragsbestand in Monatena 2,4 2,4 2,1 2,2 2,1 2,0

Kapazitätsauslastung 
in Prozenta 68,5 68,8 71,8 73,6 74,2 75,5

Beschäftigtenzahl Erwartun-
genb –15,5 –20,4 –15,0 –19,1 –16,9 –18,0

Baupreise Erwartungenb –23,0 –23,0 –18,1 –15,8 –10,5 –13,1

Großhandel

Umsatz gegen Vorjahrb –29,0 –30,3 –34,7 –41,7 –36,7 –46,0

Bestellpläneb –28,4 –35,9 –20,9 –31,4 –17,0 –42,9

Verkaufspreise Erwartungenb 3,0 0,7 13,2 10,7 27,4 22,0

Einzelhandel

Umsatz gegen Vorjahrb –1,3 –2,3 –19,0 –18,3 –16,3 –23,7

Bestellpläneb –24,1 –27,3 –20,3 –26,9 –21,9 –29,9

Verkaufspreise Erwartungenb –4,8 1,6 7,1 10,0 0,4 12,4

Die Angaben basieren auf saisonbereinigten Werten (Ausnahme: Umsatz gegen Vorjahr).
a) Durchschnitte. – b) Salden der Prozentanteile von positiven und negativen Unternehmensmeldungen.



56

ifo Dresden berichtet 5/2009

Aus der ifo Werkstatt

Die nächste Veranstaltung im Rahmen der Dresdner
Vorträge zur Wirtschaftspolitik ist für den 11. Novem-
ber 2009 geplant. Gastredner wird Prof. Michael C. Burda,
Ph.D., Leiter des Instituts für Wirtschaftstheorie an der
Humboldt-Universität zu Berlin sein. Er arbeitet haupt -
sächlich auf den Gebieten Gesundheitsökonomie, Sozia-
le Sicherung, Europäische Integration. Seinen Vortrag wird
er zum Thema „Die ostdeutsche Wirtschaft im 21. Jahr-
hundert“ halten.

Die Vortragsreihe Dresdner Vorträge zur Wirtschafts-
politik will einen Beitrag zur öffentlichen Diskussion über
aktuelle wirtschaftspolitische Themen leisten, indem sie
ausgewiesenen Wirtschafts- und Finanzwissenschaftlern
die Möglichkeit bietet, ihre neuesten Erkenntnisse einem
breiten Publikum zu präsentieren. Die Vorträge sind öf-
fentlich und finden in den Räumen der ifo Niederlassung
Dresden, in der Einsteinstraße 3, statt. Beginn des Vor-
trags ist jeweils um 18:30 Uhr. 

Am 19. und 20. November 2009 findet in den Räumen
der ifo Niederlassung Dresden der 4.Workshop „Makro -
ökonomik und Konjunktur“ statt. Dieser Workshop wird

gemeinsam von der Dresdner Niederlassung des ifo  
Ins tituts für Wirtschaftsforschung, der Helmut-Schmidt-
Universität Hamburg und dem Hamburgischen Welt-
WirtschaftsInstitut organisiert. Er soll ein Forum für den
Austausch und die Diskussion von aktuellen Forschungs -
ergebnissen aus dem Bereich der Makroökonomik bie-
ten und gleichzeitig zur besseren Vernetzung der Kon-
junkturforschung beitragen. 

Des Weiteren findet am 4. und 5. Dezember 2009 der
„3. Workshop on Political Economy“ in der ifo Niederlas-
sung Dresden statt. Der zweitägige Workshop soll der
Information über neue Forschungsergebnisse aus dem
Bereich der ökonomischen Theorie der Politik dienen. 
In dessen Mittelpunkt wird die Möglichkeit zur Diskussion
aktueller politökonomischer Fragestellungen stehen, wo-
durch auch eine größere internationale Vernetzung auf
diesem Gebiet angestrebt wird.

Weiterführende Informationen zu den Workshops finden
Sie unter: http://www.cesifo-group.de/portal/page/portal/
ifoHome/a-rts/a2comp/50ifodr/_ifodrcomp_b_nd_events.

ifo Veranstaltungen
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Vom 13.–16. August 2009 nahm Marcel Thum, Ge-
schäftsführer der ifo Niederlassung Dresden, an der
65. Jahrestagung des International Institute of Public Fi-
nance in Kapstadt teil und hielt einen Vortrag zum Thema:
„Ageing Municipalities, Gerontocracy and Fiscal Compe-
tition“.

Marcel Thum und Joachim Ragnitz, stellvertretender Ge-
schäftsführer der ifo Niederlassung Dresden, stellten am
20. August 2009 im Sächsischen Staatsministerium für
Wirtschaft und Arbeit Thesen des ifo Instituts zur mittel-
fristigen Ausrichtung der Wirtschaftspolitik in Sachsen
vor. 

Am 21. August 2009 stellte Joachim Ragnitz in Berlin
eine Studie des ifo Dresden im Auftrag der Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft zu den materiellen Wohlstands-
gewinnen in Ostdeutschland vor. Am 27. August 2009
nahm er darüber hinaus an einer Podiumsdiskussion zu
den wirtschaftlichen Perspektiven in den ostdeutschen
Bundesländern 20 Jahre nach dem Mauerfall teil, die
vom DIW Berlin veranstaltet wurde.

Vom 25.–29. August 2009 nahm Anna Montén, Dokto-
randin am ifo Institut, Niederlassung Dresden, am „49. Eu -
ropean Congress of the Regional Science Association
International“ in Lodz, Polen teil. Sie hielt dort einen Vor-
trag zum Thema: „Determinants of efficiency in the provi-
sion of child care services“.

Am 2. September 2009 hielt Marcel Thum anlässlich
der Dresden Leibniz Graduate School (DLGS) Summer
School Nr. 4 einen Vortrag zum Thema: „Demography
and Bank Profitability“. 

Beate Schirwitz, Doktorandin im Dresdner ifo Institut,
 referierte am 8. September auf einem Workshop in Sa-
rajevo zu den Themen „Arbeitsmarktinstitutionen in Euro-
pa“, „Arbeitsmarktpolitik in einem föderalen System“ sowie
zu den „Herausforderungen des Arbeitsmarkts in Ost-
deutschland nach der Wiedervereinigung“. Der Work shop

wurde vom Institut für europäische Politik im Auftrag des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung sowie dem nationalen „Directorate for
European Integration“ zur EU-Annäherung von Bosnien
und Herzegowina als Trainingsmaßnahme für leitende
Verwaltungsangestellte veranstaltet.

Im Rahmen der Jahrestagung des Vereins für Socialpoli-
tik, welche vom 8.–11. September 2009 in Magdeburg
stattfand, hielt Marcel Thum einen Vortrag zum Thema:
„Subprime Losses and Boardroom (In-)Competence:
Private vs. Public Banks in Germany“ . Joachim Ragnitz
nahm anlässlich dieser Jahrestagung an einem Panel
zum Thema „Aufbau Ost“ teil. 

Joachim Ragnitz war am 16. September 2009 Teilneh-
mer eines Workshops der Staatskanzlei des Landes
Brandenburg in Potsdam. Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stand die Diskussion über die Auswirkungen der
demographischen Entwicklung in den strukturschwa-
chen Regionen des Landes Brandenburg und die Mög-
lichkeiten der Politik, hierauf adäquat zu reagieren.

Am 24. September 2009 besuchte eine internationale
Delegation von Wahlbeobachtern den Freistaat Sach-
sen; Joachim Ragnitz beriet die Mitglieder der Delegation
über die wirtschaftliche Lage in Ostdeutschland und de-
ren vermutlichen Einfluss auf das Wahlverhalten der ost-
deutschen Bevölkerung. 

Am 30. September 2009 nahm Joachim Ragnitz an
 einer Diskussionsveranstaltung der Friedrich-Ebert-Stif-
tung und des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Chem -
nitz teil, bei der die wirtschaftlichen Entwicklungen in
Ostdeutschland seit dem Jahr 1989 analysiert wurden. 

Am 20. Oktober 2009 hielt er, anlässlich einer Tagung in
der Politischen Akademie in Tutzing, einen Vortrag zu
den Entwicklungsmöglichkeiten der ostdeutschen Wirt-
schaft. 

ifo Vorträge
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Harald Hau und Marcel Thum: Subprime Losses and
Board room – (In-)Competence: Private vs. Public Banks
in Germany. In:  Economic Policy 60, Oktober 2009. 
S. 701–752.

Joachim Ragnitz: Ostdeutschland heute: Viel erreicht,
viel zu tun. In: ifo Schnelldienst 18/2009, S. 3–13.

Joachim Ragnitz: Ostdeutschland – Eine regional dif -
ferenzierte Sicht. In: Wirtschaftsdienst, 89. Jahrgang,
Heft 10, Oktober 2009.

Joachim Ragnitz: Demographische Entwicklung in Ost-
deutschland: Tendenzen und Implikationen. In: DIW Vier-
teljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, Heft 2/2009,
S. 110–121. 

Die Niederlassung Dresden des ifo Instituts für Wirt-
schaftsforschung hat soeben eine weitere Ausgabe  ihrer
Publikationsreihe ifo Dresden Studien veröffentlicht. In der
aktuell erschienenen Nummer 51 werden wesentliche
Forschungsergebnisse aus einem kürzlich abgeschlos-
senen Projekt vorgestellt:

ifo Dresden Studie 51: Bestandsaufnahme der wirt-
schaftlichen Fortschritte im Osten Deutschlands
1989–2008
Joachim Ragnitz, Simone Scharfe, Beate Schir-
witz, 70 Seiten, zahlreiche Abbildungen und Tabel-
len, München/Dresden 2009. 
ISBN 978-3-88512-489-4, 15,– €, zzgl. Versandkos ten.
Im Fokus der Studie stehen die in den zwanzig Jahren
nach der Vereinigung in Ostdeutschland erzielten Fort-

schritte. Es erfolgt ein Vergleich zwischen der wirtschaft-
lichen Situation in Ostdeutschland im Jahr 2008 und der
Ausgangslage in der DDR im Jahr 1989. Die typischer-
weise für ökonomische Vergleiche herangezogenen mo-
netären Messgrößen können dabei auf Grund der unter-
schiedlichen Systeme, der Währungsreform 1990 und
unterschiedlicher statistischer Erhebungsverfahren nur
eingeschränkt angewendet werden. Vor diesem Hinter-
grund werden in der Studie hauptsächlich „realwirt-
schaftliche“ Größen herangezogen. Teilweise muss auch
auf Daten für den Zeitpunkt unmittelbar nach der Vereini-
gung zurückgegriffen werden. Die Studie zeigt, dass sich
die materiellen Lebensverhältnisse in Ostdeutschland
gegenüber dem Jahr 1989 enorm verbessert haben. In
einer Gesamtschau der positiven und negativen Aspekte
wirtschaftlicher und sozialer Entwicklungen seit 1989 do-
minieren diese eindeutig, sodass die deutsche Einheit
trotz aller fortbestehenden Probleme als Erfolg gewertet
werden muss. Die Ergebnisse verweisen zudem auf die
hohe Bedeutung marktwirtschaftlicher Ordnungsprinzi -
pien für das Gelingen des „Aufbau Ost“. Darüber hinaus
wird der Beitrag der Politik, die den Rahmen der wirt-
schaftlichen Entwicklungen vorgibt, für die wirtschaftli-
chen Fortschritte in den neuen Ländern, thematisiert.

Diese Publikation kann in der ifo Niederlassung Dresden
bei Anja Ziesche bestellt werden (Tel. 0351/26476-12,
Fax 0351/26476-20 oder per Email ziesche@ifo.de).
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